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I. 


Vor drei Jahren bereits habe ich die Frage der Arbeiterver⸗ 
ſicherung einer wiſſenſchaftlichen Betrachtung unterzogen. Allein 
die Frage lag damals weſentlich verſchieden von heute. Als ich 
„die Arbeiterverſicherung gemäß der heutigen Wirthſchaftsordnung“ 
ſchrieb, wurde dieſe letztere zwar von den Socialdemokraten be⸗ 
kämpft; auch gab es einzelne Theoretiker, welche dieſelbe für in 
ihren Grundprincipien wie in ihren einzelnen Beſtimmungen 
verbeſſerungsbedürftig hielten; allein bei den maßgebenden Factoren 
des Staatslebens wie bei der Mehrheit des Gebildeten ſchien man 
doch an dieſen Grundprincipien als an etwas, was mit unſerem 
politiſchen Leben und unſerer Geſittung gegeben, und was mit 
aller Macht zu vertheidigen ſei, feſtzuhalten; und ſo konnte die 
Frage nur die ſein, wie die Arbeiterverſicherung gemäß der be⸗ 
ſtehenden Erwerbsordnung zu ordnen ſei, um zu ermöglichen, daß 
ſie den Arbeitern wirklich Sicherheit bringe. 

Heute ſteht die Frage ganz anders. Der Zweifel, ob die 
beſtehende Erwerbsordnung unſeren Verhältniſſen und Bedürfniſſen 
entſpreche, iſt in ſo weiten Kreiſen verbreitet, ja ſelbſt Regierung 
und Reichstag erſcheinen als von ihm ſo angeſteckt, daß man von 
den Grundprincipien der Erwerbsordnung als von etwas Feſt⸗ 
ſtehendem und unter allen Umſtänden zu Wahrendem bei der Er⸗ 
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Man ſcheint willig ſogar die allererſten Grundprincipien der be⸗ 
ſtehenden Erwerbsordnung zu opfern, wenn nur eine wirkſame 
Arbeiterverſicherung dadurch erreicht wird. Und zwar herrſcht in 
ſo weiten Kreiſen eine ſo ausgeſprochene Neigung für ein be⸗ 
ſtimmtes Princip der Arbeiterverſicherung, für den Arbeiterver⸗ 
ſicherungszwang, daß die Frage heute eher ſo zu ſtellen iſt: Wie 
muß die Erwerbsordnung geſtaltet werden, um die Wirkſamkeit 
des Arbeiterverſicherungszwangs zu ermöglichen? Dies iſt die 
Frage, die hier erörtert werden ſoll. Und in der That ſcheint 
es nöthig, bei der Ordnung der Arbeiterverſicherung die Erwerbs⸗ 
ordnung gemäß dem Arbeiterverſicherungszwang gleichzeitig ins 
Auge zu faſſen: denn da, wie ſich zeigen wird, es nicht möglich 
iſt die Wirkſamkeit einer auf beſtimmten Grundſätzen heruhenden 
Ordnung der Arbeiterverſicherung mit der Wirkſamkeit einer auf 
widerſprechenden Grundſätzen beruhenden Erwerbsordnung zu ver— 
einen, muß man ſich bei der Wahl der erſteren Ordnung klar 
werden, ob man die zweite auch will. Die Unterſuchung der dem 
Arbeiterverſicherungszwang entſprechenden Erwerbsordnung hat 
alſo auch für die Wahl der Ordnung der Arbeiterverſicherung 
eine entſcheidende Bedeutung. 

Die Behandlung, welche der heute in dieſer Weiſe geſtellten 
Frage hier zu Theil wird, ſoll eine rein wiſſenſchaftliche ſein. 
Nicht als ob ich nicht eine entſchiedene Meinung darüber hegte, 
welche praktiſche Folgerungen aus der Erörterung zu ziehen ſeien, 
oder dieſelben auszuſprechen mich ſcheute. Allein weder dieſe 
praktiſchen Folgerungen ſollen hier ausgeſprochen werden, noch 
auch ſoll mich jene Meinung bei der Unterſuchung beeinfluſſen. 
Wenigſtens werde ich mich möglichſt bemühen, mich allen Dingen, 
welche die Betrachtung berührt, ſo gegenüberzuſtellen, als ſeien 
alle Erſcheinungen nur vorhanden, um beobachtet und in ihrem 
urſächlichen Zuſammenhang dargelegt zu werden, ſo zwar daß 
alle Dinge der Welt, meine eigene Exiſtenz inbegriffen, mir vor⸗ 
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ſolchem Verhalten ſcheint mir eine Verſtändigung in dieſer wie in 
anderen Fragen wenigſtens unter Denkenden möglich. 

Allein bleibt nicht der Gedanke, daß es möglich ſei politiſche 
Probleme wiſſenſchaftlich zu behandeln, und als Folge der von 
der Möglichkeit einer Ueberzeugung des Gegners durch Gründe 
ewig eine Illuſion? Macaulay hat ſeiner Zeit wiederholt ſeine 
Kritik der Lehren ſolcher Schriftſteller, welche das politiſche Leben 
als Geſchmacks- und Gefühlsſache betrachten, in Sätzen zu⸗ 
ſammengefaßt, aus denen hervorgeht, daß er von der Exiſtenz 
einer Wiſſenſchaft ausging, welche die Grundlage des politiſchen 
Urtheils und Handelns ſein müſſe. Allein was liegt nicht Alles 
zwiſchen Macaulay und den heutigen Zuſtänden in Deutſchland! 
Nicht nur, daß viele Sätze, welche Macaulay als wiſſenſchaftlich 
feſtſtehend hielt, uns heute als irrig oder fragwürdig erſcheinen — 
dies könnte bei jener Frage nicht maßgebend ſein, da uns ja 
eben eine tiefergehende wiſſenſchaftliche Forſchung zur Erkenntniß 
dieſer Irrthümer gebracht hat! — aber der Gedanke, daß in 
politiſchen Dingen Einer den Anderen mit Gründen überzeugen 
könne, erſcheint den meiſten unſerer Landsleute heute als die 
Meinung eines Schwärmers, und damit eingeſchloſſen der Gedanke 
einer Wiſſenſchaft des politiſchen Lebens als ein Traum. 

Ich habe hier nicht im Auge, wenn Fürſt Bismarck dem 
Abgeordneten Richter im Landtag entgegenruft: Widerlegen kann 
man bekanntlich Niemanden; er behält doch Recht! Denn etwas 
anderes iſt der Kampf der Parteien und die leidenſchaftlos ge⸗ 
führte Erörterung. Aber ſelbſt unter den berufenen Vertretern 
der Staatswiſſenſchaften in Deutſchland tritt die Meinung hervor, 
daß in einer großen Anzahl der in ihr Bereich fallenden Fragen 
eine wiſſenſchaftliche Behandlung ausgeſchloſſen ſei. Ich will zum 
Beleg hierfür gar nicht auf die ſehr anfechtbaren allgemeinen 
Bemerkungen verweiſen, mit denen jüngſt ein talentvoller junger 
Schriftſteller ſeine Schrift über Arbeiterverſicherung eingeleitet hat, 
obwohl dies vielleicht hier gerade nahe läge. Offenbar handelt 
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es ſich bei ihm nur um den ſchlechten Ausdruck nur zur Hälfte 
verſtandener Schulmeinungen. Von ganz anderer Bedeutung iſt 
es, wenn ein Gelehrter wie Schmoller, der ſich mit Recht einer 
weiten Anerkennung erfreut und deſſen Namen ich, auch wo ich mit ihm 
nicht übereinſtimme, nur verehrungsvoll nenne, an hervorragen⸗ 
der Stelle, gerade wo er über das Verhältniß der Wiſſenſchaft 
zu praktiſchen Tagesfragen ſpricht, dieſelben Meinungen äußert, 
deren unklaren Wiederhall die Ausführungen jenes jungen Schrift⸗ 
ſtellers zeigen, 

Ich glaube die diesbezüglichen Hauptgedanken, welche 
Schmoller in der Einleitung zum fünften Jahrgang des „Jahr— 
buchs für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirthſchaft im 
Deutſchen Reich“ ausgeſprochen hat, in den folgenden Se 
korrekt wiederzugeben: 

Der geringere Theil der Lehren der Nationalökonomie be⸗ 
ſteht aus wiſſenſchaftlich feſtſtehenden Sätzen; der größere beſteht 
aus Dogmen, welche je nach der Parteiſtellung von Einzelnen 
geglaubt, von Anderen verworfen werden. Alle ſogenannten poli⸗ 
tiſchen, moraliſchen, volkswirthſchaftlichen und ſocialen Principien 
ſind nicht ſowohl Reſultate der exacten Wiſſenſchaft als abge⸗ 
leitete Einzellehren der Syſteme und Weltanſchauungen, der Schulen 
und Parteien; ſo das Princip der Freiheit, der Autorität, der 
Gerechtigkeit, das Princip der freien Concurrenz, das der Arbeits⸗ 
theilung und Arbeitsvereinigung; ſo ſind die Lehren Adam Smith's 
die volkswirthſchaftlichen Parteilehren des Individualismus und 
Liberalismus. 

Daher iſt alle Erörterung praktiſcher volkswirthſchaftlicher 
Fragen, auch wenn ſie noch ſo ſehr auf die Reſultate exacter 
Forſchung ſich ſtützt, in irgend welcher Beziehung Parteiſache; 
denn eine jede lehnt ſich an irgend welche Syſteme des Glaubens, 
der ſittlichen Weltanſchauung. 

Die Wiſſenſchaft kann und ſoll aber auch nicht partei- und 
farblos die großen politiſchen Fragen der Zeit behandeln; ſie ſoll 
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das Thun und Treiben der Zeitgenoſſen meſſen an dem Maßſtab 
der höchſten Ideale der Zeit. 

In den beiden erſteren Sätzen iſt es offen ausgeſprochen, 
daß Lehren der politiſchen Wiſſenſchaften zum größeren Theil ſub⸗ 
jective Meinungen ſind. Sind ſie richtig, dann iſt jeder Verſuch 
verfehlt und vergeblich, die Richtigkeit oder Irrigkeit der einen 
oder anderen politiſchen oder ökonomiſchen Meinung auf dem 
Wege der Argumentation darzuthun. Für den Gedanken wie für 
den Denkenden iſt dann kein weiterer Raum in dem politiſchen 
Leben. Er ziehe ſich auf andere Gebiete zurück und überlaſſe das 
politiſche Leben der Agitation und dem Fanatismus der Inter- 
eſſenten und der Religionsparteien! Nur ſteht damit die in dem 
dritten Satze enthaltene Forderung in merkwürdigem Widerſpruch. 
Was ſoll, wenn die beiden erſteren Sätze richtig ſind, die Wiſſen⸗ 
ſchaft dann überhaupt in den politiſchen Fragen der Zeit? Sind 
doch nach dieſer Lehre die höchſten Ideale der Zeit nichts anderes 
als verklärte Parteiintereſſen, und wird doch gerade in den beiden 
erſteren Sätzen erklärt, daß die Wiſſenſchaft nichts mit dieſen zu 
thun hat! — Allein faſſen wir die Richtigkeit der beiden Vorderſätze 
ins Auge. Dazu iſt nöthig, daß wir uns über einige allgemeine 
wiſſenſchaftliche Fragen verſtändigen. 

Alle Wiſſenſchaft, Wiſſenſchaft im ariſtoteliſchen Sinne, iſt 
Vorherwiſſen, und je genauer aus gegebenen Daten Ereigniſſe 
vorausgeſagt werden können, deſto exacter die Wiſſenſchaft. Allein 
nicht bezüglich aller Arten von Erſcheinungen iſt gleich genaues 
Vorauswiſſen möglich. Das wiſſenſchaftliche Vorauswiſſen, ſo⸗ 
wohl das qualitative wie das quantitative, hat bezüglich verſchie⸗ 
dener Arten von Erſcheinungen verſchiedene Grade von Beſtimmt⸗ 
heit. Weil aber bezüglich einzelner Arten von Erſcheinungen die 
Vorausſagungen nur annähernde ſind, läßt ſich nicht ſagen, es gebe 
keine Wiſſenſchaft dieſer Erſcheinungen. Wenn es etwas Voraus⸗ 
beſtimmung giebt, ſo giebt es auch etwas Wiſſenſchaft. 

Das Gebiet des politiſchen und des wirthſchaftlichen Lebens 
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ift nun unzweifelhaft ein ſolches, auf welchem wegen mangelnder 
Kenntniß aller einwirkenden Umſtände abſolut genaue Voraus⸗ 
ſagungen nicht gemacht werden können, und auf welchem bezüglich 
vieler Erſcheinungen, weil dermalen noch jede Beobachtung fehlt, 
gar keine Vorausſagungen gemacht werden können. Allein bezüg⸗ 
lich anderer Erſcheinungen können leidlich genaue Vorausſagungen 
gemacht werden, genauer als in manchen Zweigen der Natur— 
wiſſenſchaft. So ſind Vorherbeſtimmungen und Vorausſagungen 
möglich auf Grund der Sätze über die Vorausſetzungen und 
Wirkungen der Arbeitstheilung oder auf Grund des Geſetzes, daß, 
von dem Augenblick an, in dem eine gewiſſe und nicht ſehr vor⸗ 
geſchrittene Stufe im Fortſchritt des Landbau's erreicht iſt, unter 
der Vorausſetzung, daß die landwirthſchaftliche Technik und Kennt⸗ 
niß ſich gleich bleiben, der Ertrag eines Grundſtücks durch eine 
Vermehrung der Arbeit nicht im Verhältniß zum Mehraufwand 
von Arbeit vermehrt wird; oder auf Grund des Geſetzes, daß den 
Inhabern beliebig nicht vermehrbarer Güter bei zunehmender Nach⸗ 
frage nach den Nutzungen dieſer Güter, einerlei ob dieſe Zunahme 
mit oder ohne oder gegen ihr Zuthun erfolgt, eine Prioritätsrente 
zufällt, die den Kapitalwerth ihrer Güter erhöht, ebenſo wie eine 
Abnahme jener Nachfrage dieſen Kapitalwerth vermindert; oder 
auf Grund des nicht blos für die Landwirthſchaft, ſondern für 
alle Gebiete des Wirthſchaftslebens gültigen Thünen'ſchen Geſetzes 
der Abhängigkeit der Intenſität der Wirthſchaft von der Höhe 
der Gelderträge u. ſ. w. Daher muß man auch gegen Diejenigen 
ſich wenden, welche der Nationalökonomie, weil ſie nicht in dem 
Maße wie z. B. die Phyſik eine exakte Wiſſenſchaft iſt, jeden 
wiſſenſchaftlichen Charakter abſprechen. Und ebenſowenig kann es 
natürlich den wiſſenſchaftlichen Charakter der Nationalökonomie 
beeinträchtigen, wenn einzelne Sätze der Nationalökonomie, ebenſo 
wie einzelne Parteien zu Gunſten ihrer Sonderintereſſen fie an- 
rufen, von anderen Parteien vom Standpunkt ihrer Sonderinter⸗ 
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ſtanden erklären, wenn Schmoller mit Rückſicht auf letzteren Punkt 
ſchreibt: „Wer durch ſolche Zweifel erklärt, irre zu werden an 
der ganzen Wiſſenſchaft der Nationalökonomie, die ſo wenig Sicher⸗ 
heit in ihrem Beſtande habe, dem iſt der ganze methodologiſche 
Gegenſatz zwiſchen exacter Wiſſenſchaft und ſpeculativer Betrach⸗ 
tung noch nicht klar geworden; er überſieht wenigſtens nicht klar, 
welch' großer Theil unſerer Staats- und Socialwiſſenſchaften trotz 
immer breiter eindringender Erklärung aus Urſachen noch Glaubens— 
ſache oder Parteilehre, mit den Kämpfen der Gegenwart, mit den 
Idealen der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft verknüpft 
iſt“: denn offenbar wäre die Nationalökonomie in dem Maße, in 
dem wirklich das Letztere der Fall ſein ſollte, keine Wiſſenſchaft. 
Aber iſt in der That, wie Schmoller behauptet, die Mehr⸗ 
zahl der Sätze der Nationalökonomie nichts weiter als Glaubens— 
ſache oder Parteilehre? Iſt es gerecht und entſpricht es der Wirk⸗ 


lichkeit zu ſagen, die Prinzipien der Freiheit, der Autorität, der 
Gerechtigkeit, der freien Concurrenz, der Arbeitstheilung und Ar⸗ 


beitsvereinigung erſchienen bei ihrer Behandlung nur als Dogmen 
beſtimmter Weltanſchauungen, aus denen wie aus unantaſtbaren 
Axiomen deducirt werde? Gewiß, viele Nationalökonomen der 
Vergangenheit und auch der Gegenwart entnehmen dieſe Principien 
einfach als Axiome aus irgend einem naturrechtlichen Syſteme und 
deduciren bald aus unveräußerlichen Menſchenrechten, bald aus 
unveräußerlichen Hoheitsrechten des Staats, bald aus unver⸗ 
äußerlichen Rechten der Geſellſchaft dieſen oder jenen individua⸗ 
liſtiſchen, abſolutiſtiſchen oder ſocialiſtiſchen Satz ohne Rückſicht, 
ob er mit der Wirklichkeit übereinſtimmt oder nicht. Aber gilt 
dies für Alle? Finden ſich jene Poſtulate nicht bei einer großen 
Anzahl ſtatt durch naturrechtliche Erörterungen durch die Beob- 
achtung ihrer Wirkungen, wo ſie verwirklicht ſind, begründet? 
Gilt dies nicht gerade für eine Reihe von Ausführungen Adam 
Smith's? Comte, von dem Schmoller nicht nur die Einthei⸗ 
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lung der Entwicklung der Wiſſenſchaft in eine theologiſche, eine 
metaphyſiſche und eine poſitive oder exacte Periode, ſondern 
auch die einſeitige Bezeichnung der Freiheit als etwas rein 
Negatives — als ob nicht die Freiheit ebenſo wie ihr Gegenſatz 
ſowohl eine negative wie eine poſitive Seite hätte! — ange⸗ 
nommen hat, hat Smith dafür ſogar unter die Heiligen des po— 
ſitiviſtiſchen Kalenders verſetzt! Aber gewiß, auch bei Adam Smith 
finden ſich naturrechtliche Erörterungen und Begründungen ſeiner 
Lehren; überwiegt indeß nicht bei ihm die Begründung mittelſt 
Unterſuchung der Wirkungen? Oft läuft bei ihm, wie z. B. in 
ſeiner Erörterung über das Lehrlingsweſen, die eine Begründung 
neben der andern her; oft aber findet ſich ausſchließlich die Be⸗ 
trachtung der Wirkungen. Oder ſtützt ſich Smith's Lehre von der 
Arbeitstheilung auf Beobachtung oder auf irgend ein Axiom des 
Naturrechts, auf den Glaubensſatz irgend einer Partei- oder Welt⸗ 
anſchauung? Und iſt etwa Thünen's Geſetz von der Abhängigkeit 
der Intenſität der Wirthſchaft von der Höhe der Gelderträge die 
Folgerung aus irgend welchem Axiom des Naturrechts oder irgend 
welcher Partei- oder Weltanſchauung? 

Ohne Zweifel aber ſind wie in jeder anderen Wiſſenſchaft ſo 
auch in der Nationalökonomie auch da, wo man auf dem Wege 
der Beobachtung von Urſache und Wirkung zur Aufſtellung von 
Sätzen zu gelangen verſuchte, viele Fehler gemacht worden. Ohne 
Zweifel hat man bei den Beobachtungen zu wenig auf die Prä⸗ 
miſſen, unter denen das Beobachtete ſtattfand, geachtet, und ohne 
Rückſicht auf das Vorhandenſein der gleichen Prämiſſen die beob— 
achteten Wahrheiten verallgemeinert. Allein die Fehler, die bei 
dieſer Art des Aufſtellens von Sätzen gemacht worden ſind, ſind 
eine Sache für ſich. Die Frage, um die es ſich handelt, bezieht 
ſich auf die Art, wie man zur Aufſtellung von Sätzen und Poſtu⸗ 
laten zu gelangen beſtrebt war. Und iſt nicht ſeit dem in dieſer 
Beziehung epochemachenden Auftreten Roſcher's wenigſtens eine 
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die Relativität der Gültigkeit aller ökonomiſchen Sätze hervorzu⸗ 
heben? Gerade was jene Principien der Freiheit, der Autorität, 
der Gerechtigkeit, der freien Concurrenz, der Arbeitstheilung und 
Arbeitsvereinigung angeht, erkennen fie nicht blos an, daß die⸗ 
ſelben lediglich mit Rückſicht auf ihre Wirkungen zu beurtheilen 
ſind, ſondern auch, daß ſie gewiſſe Wirkungen nur unter be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſen haben, ſo daß, was z. B. die Freiheit an⸗ 
geht, für verſchiedene Verhältniſſe verſchiedene Maße von Freiheit 
angezeigt ſcheinen, von der Sklaverei bis zur Freiheit des 19. Jahr⸗ 
hunderts. Mögen dabei immerhin noch ſehr viele Irrthümer vor— 
kommen. Die weitergehende Forſchung wird ſie verbeſſern. Aber 
es iſt falſch zu ſagen, alle ſogenannten volkswirthſchaftlichen, po: 
litiſchen und ſocialen Prineipien ſeien nicht ſowohl Reſultate der 
Wiſſenſchaft als Sätze des Glaubens, ſie beruhten nicht ſowohl 
auf Beobachtung als auf Deduction aus Weltanſchauungen und 
Parteilehren. 

Nun iſt an dieſer Stelle allerdings ein Rückſchritt zu vers 
zeichnen, der neuerdings ſtattgefunden hat. Roſcher's Bedeutung 
beſteht nicht blos in dem Verdienſte, das er ſich um die Erkennt⸗ 
niß der relativen Wahrheit aller ökonomiſchen Sätze erworben hat. 
Bereits 1843, in ſeinem Grundriß der Staatswirthſchaft, ſtellte 
er der Volkswirthſchaftslehre die Aufgabe, die Entwicklungsgeſetze 
der Wirthſchaft der Völker zu geben; allein nicht blos die Ent: 
wicklungsgeſetze ihrer Wirthſchaft; ſie habe keine bloße Chrema⸗ 
tiſtik zu ſein; ſie habe auch zu zeigen, welchen Einfluß die Art und 
Weiſe, wie die Völker ihre leiblichen Bedürfniſſe befriedigen, auf 
Geſetzgebung, Verwaltung und Cultur ausübe und von daher er— 
fahre. Damit war die Unterordnung der ökonomiſchen Lehren 
und Poſtulate unter die Zielpunkte der politiſchen und der Cultur⸗ 
Entwicklung entſprechend der untergeordneten Stellung der Wirth— 
ſchaft gegenüber den übrigen Lebensaufgaben anerkannt. Ein un⸗ 
geheurer Fortſchritt, wenn auch weniger gegenüber Adam Smith 
als gegenüber der Nach⸗Smith'ſchen Schule, zumal gegenüber dem 
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eigentlichen Mancheſterthum. In den Lehren der Letzteren erſchien 
die Nationalökonomie als die einäugige Wiſſenſchaft, wie man ſie 
treffend genannt hat, die nicht nur den Menſchen betrachtete, als 
habe er kein anderes Streben als das, möglichſt ſchnell und mühe⸗ 
los reich zu werden, ſondern auch ſtets die Forderung erhob, daß 
in allen Fragen, die als wirthſchaftliche bezeichnet zu werden 
pflegen, lediglich aus wirthſchaftlichen Geſichtspunkten entſchieden 
werde. Durch Roſcher erſt wurde der ethiſch-politiſche Charakter 
der Nationalökonomie dargelegt. Gegenüber dieſer Errungenſchaft 
bedeuten die neuerdings in Deutſchland aufgetauchten ſtaatsſocia— 
liſtiſchen Lehren geradezu einen Rückſchritt. Es werden Lehrbücher 
geſchrieben, in denen in grober Vernachläſſigung der analogen For⸗ 
derung des Ariſtoteles (Polit. VII, 1.) die zu Beginn einer ſyſte— 
matiſchen Darſtellung des Wirthſchaftslebens unentbehrliche Dar— 
legung der untergeordneten Stellung der Wirthſchaft gegenüber 
den übrigen Aufgaben der Entwicklung und der Folgen, die ſich 
für die Beurtheilung wirthſchaftlicher Fragen mit Nothwendigkeit 
daraus ergeben, fehlt; und ausgenommen allein Schäffle, der faſt 
in jeder anderen Beziehung gleichfalls eine Sonderſtellung ein— 
nimmt, findet ſich auch in den Einzelerörterungen nirgends eine 
Spur von dem Bewußtſein dieſer Unterordnung. In allen wirth— 
ſchaftlichen Fragen wird lediglich nach wirthſchaſtlichen Geſichts— 
punkten das Urtheil gefällt. Eine Berückſichtigung der noth: 
wendigen Rückwirkung jeglicher ökonomiſchen Organiſation auf 
die Culturentwicklung in allen ihren Theilen würde man vergeb— 
lich ſuchen. Und ſo erklärt es ſich auch, warum wir den Ueber— 
gang von dem ſcheinbar ſo diametral entgegengeſetzten Mancheſter— 
thum zum Staatsſocialismus vielfach ſo leicht ſich bewerkſtelligen 
ſehen. Der Ausgangspunkt iſt bei Beiden derſelbe. Und be— 
trachtet man ökonomiſche Fragen mit Rückſicht lediglich auf ihre 
ökonomiſchen Wirkungen, jo kann man in der That oft zweifel- 
haft ſein, welcher Organiſation der Vorzug zu geben ſei, der in— 


dividualiſtiſchen oder der ſocialiſtiſchen. Nur wenn man die 
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höheren Aufgaben in's Auge faßt, denen alle Wirthſchaft nur zu 
dienen beſtimmt iſt, nur wenn man bei jeder ökonomiſchen Frage 
nach der Rückwirkung der einen oder anderen Löſung auf die 
Culturentwicklung fragt, nur dann ſind ſolche Tergiverſationen 
vom Schwarzen in's Weiße und Weißen in's Schwarze unmög⸗ 
lich. Das entgegengeſetzte Verhalten bedeutet den Rückſchritt der 
Volkswirthſchaftslehre zur alten Einäugigkeit. Nur diejenige volks⸗ 
wirthſchaftliche Unterſuchung kann den Anſpruch erheben, als Theil 
der Socialwiſſenſchaft zu gelten und dieſe zu fördern, welche bei 
der Beurtheilung ökonomiſcher Fragen nicht blos die ökonomiſchen 
Wirkungen der Löſung, ſondern gleichzeitig deren Wirkungen für 
die Entwicklung der Geſellſchaft in allen Theilen der Cultur in's 
Auge faßt. 

Aber genug über dieſen Rückfall einzelner Staatsſocialiſten. 
Es wurde oben als Thatſache bezeichnet, daß die heutige National⸗ 
ökonomie, wenigſtens bei der Mehrzahl ihrer deutſchen Vertreter, 
politiſche, volkswirthſchaftliche und ſociale Principien, namentlich 
auch das Princip der Freiheit, der Autorität, der Gerechtigkeit, 
der Gleichheit, der freien Concurrenz, der Arbeitstheilung und 
Arbeitsvereinigung auf Grund der Beobachtung ihrer Wirkungen 
für das wirthſchaftliche und politiſche Leben und für alle übrigen 
Theile der menſchlichen Cultur, nur für beſtimmte Verhältniſſe 
aufſtellt. Mit der hieraus hervorgehenden Irrigkeit des erſten 
Schmoller'ſchen Satzes ergiebt ſich auch die Irrigkeit ſeines zweiten. 
Denn werden die genannten Principien nur mit Rückſicht auf 
ihre Wirkungen auf Grund der Beobachtung aufgeſtellt, ſo iſt es 
auch nicht richtig, daß die ſtaatswiſſenſchaftliche Erörterung prak⸗— 
tiſcher Fragen nothwendig an irgend welche Syſteme des Glaubens 
und der ſittlichen Weltanſchauung ſich anlehnt und daher noth- 
wendig Parteiſache iſt. Es iſt das Letztere aber noch aus einem 
anderen Grunde nicht richtig. 

Nehmen wir ſelbſt einmal das Irrige als richtig an, daß 


die Principien der Freiheit, der Autorität, der Gerechtigkeit, der 
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Gleichheit, der freien Concurrenz, der Arbeitstheilung und Ars 
beitsvereinigung nichts anderes ſeien, als Deductionen aus Glau⸗ 
bensſätzen, ſo iſt es doch unbeſtreitbar, daß eine gegebene Wirth⸗ 
ſchaftsordnung auf Grund des einen oder des anderen Princips 
aufgebaut ſein kann. So z. B. kann die Wirthſchaftsordnung 
aus Fürſorge dafür, daß jeder Gewerbetreibende ſich ausreichend 
ernähren könne, nur Einzelnen den ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb 
geſtatten, oder ſie kann es einem Jeden überlaſſen, für ſich ſelbſt 
zu ſorgen, und Allen den Gewerbebetrieb freigeben. Kein ver⸗ 
nünftiger Menſch wird beſtreiten, daß die eine wie die andere Ord⸗ 
nung des Erwerbslebens den concreten Verhältniſſen entſprechend 
ſein mag. Allein ebenſo dürfte es unbeſtreitbar ſein, daß, die 
eine oder die andere Ordnung des Erwerbslebens gegeben, dies 
eine Thatſache iſt, die ihre Wirkungen ausübt und mit der zu 
rechnen iſt. Nun giebt es eine Reihe praktiſcher wirthſchaftlicher 
Fragen, in denen es ſich gar nicht darum handelt, welches der 
oben genannten Principien einer Ordnung zu Grunde zu legen 
iſt; vielmehr iſt eine beſtimmte dem einen oder anderen dieſer 
Principien entſprechende Rechtsordnung gegeben, und es handelt 
ſich darum, die Veranſtaltungen feſtzuſtellen, die nöthig ſind, um 
unter Fortbeſtand dieſer gegebenen wirthſchaftlichen Rechtsordnung 
das eine oder andere concrete Ziel zu erreichen. Hier wird die 
Frage, ob nicht die eine oder andere wirthſchaftliche Rechtsord⸗ 
nung den concreten Verhältniſſen beſſer entſprechen würde, alſo 
gar nicht berührt; ſie bleibt offen. Mag man nun der Anſicht 
ſein, jene Principien ſeien Reſultate des Glaubens oder ſie ſeien 
die Reſultate wiſſenſchaftlichen Forſchens, jedenfalls iſt eine Er- 
örterung dieſer Fragen möglich ohne jedwede Anlehnung an irgend 
eines jener Principien. Es iſt alſo unbeſtreitbar, daß eine ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Erörterung dieſer praktiſchen Fragen ohne jedweden 
Parteianflug möglich iſt. 

Daher muß ich auch auf das lebhafteſte gegen den Satz 


proteſtiren, die Nationalökonomie ſolle die Fragen der Zeit nicht, 
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partei⸗ und farblos behandeln. Ich ſehe in dieſer Forderung 
eine Erniedrigung der Wiſſenſchaft, welche zur Fälſchung der 
Wahrheit zu führen droht. Auch der Nationalökonom verfährt 
wiſſenſchaftlich nur wenn und inſofern er allen Erſcheinungen, 
denen der Natur wie des menſchlichen Lebens, die ſeines eigenen 
Daſeins mit eingeſchloſſen, ſich ſo gegenüberſtellt, als hätten ſie 
gar keinen anderen Zweck als beobachtet und in ihrem urſächlichen 
Zuſammenhange dargelegt zu werden. Allerdings hat er bei ſeiner 
Forſchung größere Schwierigkeiten zu überwinden als ein Forſcher 
auf irgend einem anderen Gebiete der Wiſſenſchaft. Theils ent⸗ 
ſpringen dieſe Schwierigkeiten daraus, daß er die meiſten der 
Thatſachen, die er zu verarbeiten hat, nicht wie die Forſcher in 
anderen Wiſſenſchaften ſelbſt beobachten kann, ſondern auf Grund 
der Beobachtung durch Andere kennen lernt. In den meiſten 
Fällen ſieht ſich der ökonomiſche Forſcher bei ſeinen Unterſuchungen 
auf das Zeugniß anderer unmittelbarer Beobachter beſchränkt; er 
ſieht alſo nur mittelbar, und durch die Augen Anderer die Mehr⸗ 
zahl der Dinge, die er behandelt, und ſeine Aufgabe geht dahin, 
dieſes Zeugniß Anderer zu ſichten, kritiſch zu prüfen und daraus 
Schlüſſe zu ziehen. Dadurch kommen zu den Fehlern, denen jede 
wiſſenſchaftliche Beobachtung ausgeſetzt iſt, und die in der Natur 
des beobachtenden Forſchers ihren Grund haben, noch weitere 
Fehler, welche der Natur des dem Forſcher unterliegenden Zeug⸗ 
niſſes Anderer entſpringen. Und welch' tauſendfache Urſachen 
giebt es nicht, welche in ökonomiſchen Dingen bewußt und unbe⸗ 
wußt ein falſches Zeugniß veranlaſſen! Noch andere Schwierig⸗ 
keiten der nationalökonomiſchen Forſchung entſpringen aber der 
Thatſache, die Schmoller richtig hervorhebt, daß der Forſcher auf 
wirthſchaftlichem und ſocialem Gebiete immer ſelbſt ein Theil des 
Problems bleibt, das er unterſuchen und erkennen will, und daß 
er in Folge deſſen geſteigerte Fehlermöglichkeiten bei der Forſchung 
zu überwinden hat. 


Allein all' dies kann wohl Urſache ſein eines langſameren 
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Fortſchritts der ökonomiſchen und ſocialen Disciplinen der Wiſſen⸗ 
ſchaft. Indeß geeignete Methoden der Forſchung können der 
erſteren Schwierigkeit Herr werden und geſteigerte Selbſtkritik und 
Kritik durch Andere der zweiten. Niemals aber können dieſe 
Schwierigkeiten Veranlaſſung geben auf die Forderung zu ver: 
zichten, daß der ſtaatswiſſenſchaftliche Forſcher auch in praktiſchen 
wirthſchaftlichen und ſocialen Fragen partei- und farblos ſein müſſe. 
Und folglich kann all' dies auch niemals Veranlaſſung ſein zum 
Aufgeben der Möglichkeit, daß auch in ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Fragen ein Beweiſen und Widerlegen möglich iſt auf dem Wege 
der Argumentation. 

Nur das Feſthalten an dieſer Möglichkeit iſt es, was mich 
veranlaßt, in der Frage der Arbeiterverſicherung nochmals das 
Wort zu ergreifen. Ohne ſie würde die weitere Theilnahme an 
der öffentlichen Discuſſion dieſer Frage für mich intereſſelos ſein. 
Die Möglichkeit einer wiſſenſchaftlichen Discuſſion der Frage ſetzt 
aber vor Allem voraus, daß das Ziel klar geſtellt werde, um das 
es ſich bei der Arbeiterverſicherung handelt. Ueber dieſes Ziel 
kann gar kein Zweifel beſtehen. Aus dem Munde der Regierung 
wie auch aus dem aller Parteien des Reichstags haben wir es 
hinreichend oft vernommen. Es ſoll den gemeingefährlichen Be⸗ 
ſtrebungen der Socialdemokratie der Boden entzogen werden durch 
Beſeitigung der gerechten Beſchwerden der arbeitenden Klaſſen, 
und zwar ſoll der Anfang gemacht werden durch Erzwingung der 
Verſicherung des Arbeiters gegen die mannigfachen Gefahren, von 
denen ſein Leben bedroht iſt. Unentbehrliche Vorausſetzung der 
Erreichung dieſes Zieles iſt unbeſtreitbar, daß die Verſicherung 
eine wirkſame ſei, d. h. daß der Arbeiter durch die Beiträge, 
welche er zahlt, wirklich die in Ausſicht geſtellte Sicherheit gegen 
die Gefahren, vor denen er bewahrt werden ſoll, erhalte. Eine 
zwangsweiſe Erhebung von Beiträgen, durch welche dieſe Sicher: 
heit dem Arbeiter nicht wirklich verſchafft wird, muß offenbar 
die entgegengeſetzte Wirkung von der beabſichtigten hervorbringen. 
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Denn die zwangsweiſe Verkürzung feiner ohnedies mageren Ge⸗ 
genwart zu Gunſten einer Sicherheit der Zukunft, muß, wenn 
dieſe ihm durch jene nicht wirklich zu Theil wird, ſeine ſocialde⸗ 
mokratiſche Verbitterung gegen den Zwingenden offenbar ſteigern. 

Welches aber ſind die Vorausſetzungen der Wirkſamkeit des 
Arbeiterverſicherungszwangs? 

Da ich mir hier zur Aufgabe geſtellt habe, auf dem Wege 
der Argumentation zu überzeugen, iſt es nöthig, zuerſt auszu⸗ 
führen, welches die geeignete Methode der wiſſenſchaftlichen Be- 
antwortung dieſer wie aller übrigen nationalökonomiſchen Fragen 
iſt, welches der richtige Weg iſt, um zur wiſſenſchaftlichen Feſt⸗ 
ſtellung volkswirthſchaftlicher Lehrſätze zu gelangen. Sind wir 
nicht einig über den Weg, auf dem zur Feſtſtellung der Wahrheit 
gelangt werden kann, ſo werden wir uns auch über das, was wahr 
iſt, niemals vereinigen können. Es liegt aber hier noch ein be⸗ 
ſonderer Anlaß vor, auf die Darlegung dieſer Methode einzu⸗ 
gehen. Denn da man mir vorgeworfen hat, es ſei nur möglich 
geweſen, zu den in meiner früheren Schrift ausgeſprochenen Grund⸗ 
gedanken zu kommen durch Preisgebung der Methode, die ich früher 
ſelbſt als die allein richtige bezeichnet habe, und dieſe Grundge⸗ 
danken auch die Grundgedanken der Ausführungen der vorliegen⸗ 
den Schrift ſind, erfordert die Darlegung der Richtigkeit dieſer 
Letzteren, daß wir auf dieſen fundamentalen Einwand eingehen. 


II. 


Die Nationalökonomie iſt eine Erfahrungswiſſenſchaft. Ihre 
Methode iſt daher nothwendig die Beobachtung des wirthſchaft⸗ 
lichen Lebens. Das Ziel dieſer Beobachtung muß ſein zur Auf⸗ 
ſtellung von allgemeinen Sätzen zu gelangen, aus denen weitere 
Sätze abgeleitet werden können, aus denen deducirt werden kann. 
Iſt bei dieſer Deduction ſelbſt kein Fehler gemacht worden, ſo 


liegt in dem Uebereinſtimmen des Deducirten mit der Wirklichkeit 
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ein neuer Beweis für die Richtigkeit des Satzes, aus dem deducirt 
worden iſt. 

Nun hat die Beobachtung des wirthſchaftlichen Lebens ge⸗ 
funden, daß die Erſcheinungen deſſelben ſich in der enormen Mehr⸗ 
zahl der Fälle als Wirkungen des Egoismus erklären laſſen. 
Dieſen Egoismus auf wirthſchaftlichem Gebiete hat man treffend 
charakteriſirt als das Streben, mit möglichſt geringer Aufopferung 
möglichſt viel zu erwerben und mit möglichſt wenig Aufwand ein 
Bedürfniß möglichſt vollkommen zu befriedigen. Die Thatſache, 
daß eine große Menge von Erſcheinungen des wirthſchaftlichen 
Lebens ſich als Wirkung dieſes Strebens begreifen läßt, hat dazu 
geführt, daß ein ganzes Lehrgebäude der Volkswirthſchaftslehre 
durch Deduction aus dem Egoismus als der alleinigen Trieb⸗ 
feder wirthſchaftlicher Handlungen aufgebaut wurde. 

Damit erhielt der Satz vom Egoismus als der ausſchließ⸗ 
lichen Urſache der wirthſchaftlichen Handlungen die Bedeutung 
einer wiſſenſchaftlichen Hypotheſe. Allein ſo berechtigt die Hypo⸗ 
theſe, daß in wirthſchaftlichen Dingen die Menſchen von nichts 
Anderem als dem Streben nach Reichthum beſeelt ſeien, als Er⸗ 
klärungsverſuch der wirthſchaftlichen Erſcheinungen iſt, ſo un⸗ 
berechtigt iſt es, dieſen Satz als Dogma oder als Denknothwendig⸗ 
keit hinzuſtellen. Wer das Letztere thut, vergißt, daß dieſer Satz 
eben nichts weiter iſt, als eine Hypotheſe, daß er ſich als uns 
zureichend zur Erklärung der wirthſchaftlichen Erſcheinungen noth⸗ 
wendig zeigen muß, wo andere Factoren als Urſachen wirthſchaft⸗ 
lichen Handelns in's Spiel kommen. Leider hat man dies längere 
Zeit durch vergeſſen. Die Nationalökonomen haben eine Zeit 
lang gedacht und geredet, als ſei der Menſch ein Weſen, das 
durch ſeine Natur mit Nothwendigkeit beſtimmt ſei, unter allen 
Verhältniſſen dahin zu ſtreben, mit möglichſt wenig Mühe möglichſt 
viel zu erwerben und mit möglichſt wenig Aufopferung ſeine Bedürf⸗ 
niſſe möglichſt dauernd zu befriedigen. Aus dieſer Naturnothwendig⸗ 


keit deducirend hat man dann eine Reihe von volkswirthſchaft⸗ 
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lichen Naturgeſetzen aufgeitellt, die in dem wirklichen Leben nicht 
ihre Beſtätigung fanden. Und die Erſcheinung, die ſich in ſolchen 
Fällen zu zeigen pflegt, trat auch hier ein. Wo Sätze, die nur 
Hypotheſen ſind, gleichwie Dogmen und Denknothwendigkeiten be⸗ 
handelt werden, ſind, wie Helmholtz!) treffend bemerkt, die Folgen 
des unbefriedigten Gefühls, welches ihre Vertheidiger in den ver⸗ 
borgenen Tiefen ihres Gewiſſens über die Berechtigung ihrer Sache 
empfinden, als Regel Hochmuth und Leidenſchaftlichkeit in der 
Vertheidigung der verſteckten Hypotheſen. Und jo hat man die⸗ 
jenigen, welche gegen dieſe Art der wiſſenſchaftlichen Behandlung 
wirthſchaftlicher Fragen zuerſt auftraten und die Richtigkeit der 
aus dem wirthſchaftlichen Egoismus abgeleiteten Naturgeſetze be⸗ 
ſtritten, zuerſt als unwiſſenſchaftliche und denkunfähige Menſchen 
hinzuſtellen verſucht und mit Heftigkeit behauptet, daß die Annahme 
irgend welcher anderer Motive als Urſachen wirthſchaftlicher Hand⸗ 
lungen unſinnig ſei. N 

Welches aber find die Gründe, warum die aus dem wirth⸗ 
ſchaftlichen Egoismus abgeleiteten Naturgeſetze des wirthſchaft⸗ 
lichen Lebens mit der Wirklichkeit nicht überall übereinſtimmen? 

Einmal ſind in der Wirklichkeit die wirthſchaftlichen Handlun⸗ 
gen von anderen Handlungen nicht leicht zu ſcheiden. Es giebt keine 
ausſchließlich wirthſchaftliche Handlung wie es kein ausſchließlich 
wirthſchaftliches Verhältniß giebt. Wie denn ſoll der Begriff der 
wirthſchaftlichen Handlung definirt werden? Soll man etwa ſagen: 
alle Handlungen, die ſich auf die Beſchaffung und Verwendung der 
zur Bedürfnißbefriedigung nöthigen Güter beziehen, ſind wirth⸗ 
ſchaftliche Handlungen? Aber auch dieſe Handlungen können neben 
ihrem Charakter als wirthſchaftliche noch den der patriotiſchen, 
religiöſen, humanen, äſthetiſchen, parteipolitiſchen Handlung haben. 
Die Frage der Betheiligung an einem Anlehen z. B. iſt doch 
unbeſtreitbar eine eminent wirthſchaftliche; und doch ſind patrio⸗ 
tiſche Anlehen zu niedrigerem als dem herrſchenden Zinsfuß, 


wenn ſie auch nie vollſtändig gedeckt wurden, doch immer in Be⸗ 
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trägen von Millionen gezeichnet worden, während umgekehrt der 
Patriotismus oft gehindert hat, daß feindliche Anlehen trotz ſehr 
günſtiger Verzinſungsverhältniſſe namhafte Betheiligung fanden. 
Oder, wie oft kommt es nicht vor, daß bei einem Verkäufer ge⸗ 
kauft wird, obwohl er weder billiger oder beſſer liefert noch näher 
als andere wohnt, lediglich um ihn zu unterſtützen! 

Sodann: auch das wirthſchaftliche Leben wird nicht bloß 
vom wirthſchaftlichen Egoismus beeinflußt. Bezüglich eines Mo: 
tivs, der Geſchlechtsluſt, wurde in der Lehre von der Bevölkerung 
von der Nationalökonomie immer anerkannt, daß ſie bei der Mehr⸗ 
zahl der Menſchen unbezähmbarer wirke als der wirthſchaftliche 
Egoismus. Ebenſo wird nicht verkannt, daß Scheu vor Arbeit 
und jede Art der Genußſucht dieſem entgegenwirken, und auch 
daß der Zwang von Einfluß ſein kann, läßt ſich den Staats— 
ſocialiſten nicht beſtreiten. Nicht minder aber können religiöſe und 
ſittliche Anſchauungen, Treue, Unabhängigkeitsſinn und Freiheits⸗ 
liebe, Patriotismus und andere Motive mehr neben dem wirth— 
ſchaftlichen Egoismus ſich geltend machen und deſſen Wirkungen 
ändern. 

Endlich: auch in den Fällen und Verhältniſſen, in denen der 
wirthſchaftliche Egoismus als ausſchließlicher oder überwiegender 
Beweggrund thätig iſt, ſind die Verhältniſſe, in denen der Han⸗ 
delnde ſich befindet, oft ſo complicirt und dem Beobachter ſo 
fremdartig, das er nicht richtig vorher beſtimmt, welches die Wir⸗ 
kungen des Egoismus unter den gegebenen Verhältniſſen ſein 
werden. So hat man aus dem Egoismus bloß das Prinzip der 
Concurrenz aller Einzelnen um den größtmöglichen Antheil am 
Geſammtproduct einer Nation abgeleitet. Die Wirklichkeit hat 
dagegen gezeigt, daß das Selbſtintereſſe keineswegs immer zur 
Concurrenz des Einzelnen führt. So oft die Unfähigkeit das An⸗ 
gebot der Waare vom Markte zurückzuziehen die vereinzelten Ver⸗ 
käufer bei Concurrenz jeder Möglichkeit den Preis ihrer Waare 


auf dem Niveau der Produktionskoſten feſtzuhalten oder ihn dar⸗ 
(224) 


21 


über zu fteigern beraubt, führt das Selbſtintereſſe, ſobald es er⸗ 
kannt iſt, zur Coalition ſtatt zur Concurrenz; ſo zwar nicht die 
ökonomiſch Ausgezeichneten unter den Arbeitern, aber die mit 
Durchſchnittseigenſchaften begabte Maſſe der Arbeiter, die verein⸗ 
zelt wegen ihrer Armuth und der Eigenthümlichkeiten der Arbeit als 
Waare ihr Angebot nicht vom Markte zurückziehen können; ſo die 
Eiſenbahnen wegen des großen Kapitals, das, in ihren Unterneh⸗ 
mungen einmal fixirt, nicht mehr zurückgezogen werden kann“). 

Die Deduction aus dem wirthſchaftlichen Egoismus allein hat ſich 
alſo als ungenügend gezeigt, um zur vollen Erkenntniß des wirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens und des die Erſcheinungen deſſelben verbindenden 
Cauſalzuſammenhangs zu gelangen. Welche andere Urſachen und 
in welchem Maße ſie in einem Volke wirkſam ſind, iſt von vorn⸗ 
herein aber unbekannt, und ebenſo ſind die Verhältniſſe von vorn⸗ 
herein unbekannt, in welchen die verſchiedenen Menſchen zum Han⸗ 
deln berufen ſind, welche ſie beſtimmen und dieſe oder jene Trieb⸗ 
feder mehr in den Vordergrund treten laſſen. Aber ſelbſt angenom⸗ 
men, all' dies wäre bekannt; angenommen ferner, es wollte Jemand 
aus den verſchiedenen Prinzipien des menſchlichen Handelns dedu⸗ 
cirend die Wirkungen einer beſtimmten wirthſchaftlichen Maßregel 
unter gegebenen Verhältniſſen vorausſagen, ſo wäre der Denk⸗ 
proceß jo complicirt, daß es die Kräfte der bedeutendſten deduc⸗ 
tiven Fähigkeiten überſteigen würde, die Aufgabe zu löſen. Die 
Complication wäre ſo groß, daß es unmöglich wäre, zu einem 
richtigen Reſultate zu gelangen. 

Allein die verſchiedenen Triebfedern des menſchlichen Handelns, 
die im gegebenen Falle in Thätigkeit treten, und die Verhältniſſe, 
unter denen ſie in Thätigkeit treten, ſind von vornherein unbekannt. 
Wenn aber nicht die Urſache, ſo iſt doch bei jeder Erſcheinung im 
Volksleben, auch bei jeder wirthſchaftlichen, die Wirkung verhält⸗ 
nißmäßig leicht zu erkennen. Das Reſultat iſt uns zugänglicher 
als die wirkende Kraft, die zuſammengeſetzte Erſcheinung bekannter 


als die Theile, die ſie hervorbringen. Da es Hauptgrundſatz aller 
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wiſſenſchaftlichen Unterſuchung iſt, vom Bekannten zum Unbekannten 
fortzuſchreiten, ift es alſo bei wirthſchaftlichen Unterſuchungen nöthig, 
von der Betrachtung der Wirkungen auszugehen. Es müſſen die 
Erſcheinungen, wie ſie zu Tage treten, in's Auge gefaßt und feſt⸗ 
geſtellt werden, ſodann die Erſcheinungen, die ihnen vorhergehen, 
und es muß unterſucht werden, ob ſich nicht gewiſſe Regelmäßig⸗ 
keiten in der Aufeinanderfolge der Erſcheinungen zeigen. 

Solche Regelmäßigkeiten können indeß noch nicht den An⸗ 
ſpruch erheben, als allgemeine Sätze und Wahrheiten anerkannt 
zu werden. Hierzu iſt nöthig, daß ſie durch Deduction aus den 
Triebfedern des menſchlichen Handelns bewahrheitet werden. Mit 
dieſer Bewahrheitung verhält es ſich folgendermaßen: Wenn eine 
volkswirthſchaftliche Theorie, die auf Beobachtung der Erſchei⸗ 
nungen des Lebens beruht, den anerkannten Geſetzen der menſch⸗ 
lichen Natur widerſpricht; wenn ſie in der Maſſe der Menſchen 
irgend welche ſehr entſchiedene Neigung entweder in guter oder 
ſchlechter Richtung vorausſetzt; wenn ſie annimmt, daß bei Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen die Vernunft über die Begierden, oder die ſelbſt⸗ 
loſen Triebe über die egoiſtiſchen überwiegen, ſo können wir ſicher 
ſein, daß das Leben falſch ausgelegt wurde, und daß die Theorie 
falſch iſt. Andererſeits wenn in der Geſchichte und in dem, was 
die Gegenwart zeigt, in der Aufeinanderfolge der wirthſchaftlichen 
Erſcheinungen Regelmäßigkeiten wahrgenommen werden, welche, 
einmal beobachtet, mit anerkannten Geſetzen der menſchlichen Natur 
in Verbindung gebracht werden können; wenn die Richtungen, welche 
die Entwicklungen und Veränderungen des wirthſchaftlichen Lebens 
wirklich nehmen, als der Art erkannt werden können, wie 
ſie nach den Eigenſchaften des Menſchen und ſeiner Verhältniſſe 
von vornherein wahrſcheinlich waren, ſo werden die empiriſch 
gewonnenen Sätze zu allgemeinen Geſetzen und die Kenntniß des 
Wirthſchaftslebens wird zur Wiſſenſchaft. 

Auf dem Gebiete des Wirthſchaftslebens iſt es alſo die Beob⸗ 


achtung der complicirten Erſcheinungen, der Wirkungen, welche auf 
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die Geſetze aufmerkſam macht, und die Deduction ift es, die fie 
bewahrheitet. Aus den ſo gewonnenen allgemeinen Sätzen kann 
dann wieder deducirt werden, und das Wirken der einen oder an⸗ 
deren wirthſchaftlichen Maßregel, die Folge der einen oder anderen 
ſonſtigen Erſcheinung vorhergeſagt werden. Jede neue Ueberein⸗ 
ſtimmung des Deducirten mit der Wirklichkeit iſt dann ein neuer 
Beweis für die Richtigkeit des allgemeinen Geſetzes, aus dem de⸗ 
ducirt worden iſt. 

Das Ideal iſt, unter Anwendung dieſer Methode zu einer 
exacten Volkswirthſchaftslehre zu gelangen, deren Doctrin ſich überall 
und unter allen Verhältniſſen mit dem wirthſchaftlichen Leben deckt. 
Dies Ideal wird aller Wahrſcheinlichkeit nach niemals erreicht wer⸗ 
den. Die oben hervorgehobenen Schwierigkeiten, welche in Folge 
der Natur der zu beobachtenden Thatſachen und in Folge der per⸗ 
ſönlichen Mitleidenſchaft des Forſchers bei den von ihm zu unter⸗ 
ſuchenden Problemen der wirthſchafts⸗wiſſenſchaftlichen Forſchung 
im Wege ſtehen, ſind zu bedeutend. Aber immer bleibt es die 
Aufgabe nach möglichſter Annäherung an dieſen idealen Zuſtand 
zu ſtreben. 

Was aber ſpeciell den Satz angeht, daß der Menſch in wirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten nur vom wirthſchaftlichen Egoismus 
geleitet werde, ſo giebt es eine Reihe von Verhältniſſen in denen 
er für gewiſſe Arten von Menſchen in ſolchem Maße zutrifft, daß 
eine Deduction daraus zu Reſultaten führt, welche in den Er⸗ 
ſcheinungen der Wirklichkeit ihre Beſtätigung finden. Dies iſt 
z. B. im Großhandelsverkehr, im Geldhandel, im Bankweſen der 
Fall. Hier iſt die Deduction aus jenem Satz zuläſſig, unter der 
ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß wo immer die Wirklichkeit 
mit dem Deducirten nicht übereinſtimmt, die deducirten Sätze ſo⸗ 
fort als irrig aufgegeben werden müſſen. 

In allen Verhältniſſen dagegen, in denen der Satz ſich in 
der Erfahrung nicht bewahrheitet findet, kann er weder als wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Erklärungsgrund dienen, noch iſt irgend welche De⸗ 
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duction daraus zuläſſig. Soweit hier nicht auf dem Wege der 
Beobachtung von Regelmäßigkeiten in der Aufeinanderfolge von 
Erſcheinungen und der nachherigen Bewahrheitung des Beobachte⸗ 
ten aus den anerkannten Geſetzen der menſchlichen Natur der 
Cauſalzuſammenhang feſtgeſtellt ift, iſt das einzig Wiſſenſchaftliche, 
das Nichtwiſſen einzugeſtehen und nichts, was nicht als richtig 
erwieſen werden kann, zu behaupten. 

Was aber das praktiſche Handeln angeht, ſo kann man, wo 
es zu handeln gilt, nicht immer zu warten, bis eine geſicherte 
wiſſenſchaftliche Entſcheidung erreicht iſt. Wo kein Ergebniß wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Forſchung über den urſächlichen Zuſammenhang der Er⸗ 
ſcheinungen vorliegt, wird es unvermeidlich ſein, nach Wahrſchein⸗ 
lichkeiten, Dafürhalten und Glauben zu handeln. Bei Bildung 
der Meinung über den einzuſchlagenden Weg wird, wenn nicht 
Anhaltspunkte vorliegen, welche dieſe Annahme geradezu aus⸗ 
ſchließen, wiederum der Satz von dem Einfluß des wirthſchaft⸗ 
lichen Egoismus auf die wirthſchaftlichen Handlungen der Men⸗ 
ſchen ſchwer in die Wagſchale fallen: denn unzweifelhaft hat dieſe 
Hypotheſe immer die größte Wahrſcheinlichkeit für ſich. 


III. 


Dieſe Anſchauung über die bei volkswirthſchaftlichen Unter⸗ 
ſuchungen anzuwendende Methode habe ich vor nunmehr zehn 
Jahren im zweiten Bande?) meiner „Arbeitergilden der Gegen⸗ 
wart“ vorgetragen. Theilweiſe ſind ſogar die heute angewendeten 
Worte dieſelben wie damals. Nur galt es damals der Induction 
aus den Thatſachen der Geſchichte und des Lebens gegenüber der 
ausſchließlichen Deduction aus dem Eigennutze überhaupt das 
Wort zu reden, und entſprechend dem gelegentlichen Charakter der 
Darlegung war dieſe nicht ſo vollſtändig wie heute. 

Um entſprechend dieſer Methode der Frage der zweckmäßigen 


Ordnung der Arbeiterverſicherung näher zu treten, erſcheint es vor 
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Allem geboten, die Geſchichte zu befragen und die Ordnungen des 
Unterſtützungsweſens, welche ſie aufweiſt, darzulegen. Das Re⸗ 
ſultat der Unterſuchungen, welche ich hierüber in meiner Schrift“) 
„Die Arbeiterverſicherung gemäß der heutigen Wirthſchaftsord⸗ 
nung“ vorgenommen habe, iſt das Folgende: 

Gegenwärtig iſt im Deutſchen Reiche das Verhältniß der 
Ordnung des Unterſtützungsweſens zur Erwerbsordnung völlig von 
dem in früheren Zeiten und anderen Ländern zwiſchen beiden be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe verſchieden. Sehen wir von jenem Ver⸗ 
hältniſſe bis auf weiteres ab, ſo ſehen wir in allen Zeiten Alle, 
welche für den Fall der Krankheit und Noth ſelbſt für ſich zu 
ſorgen im Stande ſind, für dieſe Fürſorge auf ihre eigenen Kräfte 
verwieſen. So nach jüdiſcher und chriſtlicher Auffaſſung den 
Reichen, ſo nach altgermaniſcher Auffaſſung den freien Grundeigen⸗ 
thümer, ſo den privilegirten Handwerksmeiſter und den privilegirten 
Gewerksarbeiter vom Mittelalter bis ins 19. Jahrhundert, ſo 
jeden Arbeitsfähigen im 19. Jahrhundert. Auch findet gegenüber 
dem, der, im Stande für ſich vorzuſorgen, dies unterläßt, falls 
er hülfsbedürftig geworden, keine Unterſtützungspflicht Anderer 
ſtatt, und nur aus Gründen der Menſchlichkeit und der Sicher: 
heitspolitik wird ihm Unterſtützung und dieſe, wie heute in Eng⸗ 
land, in einer abſchreckenden Weiſe gewährt, um die Menſchen zur 
Fürſorge für ſich anzuſpornen. Allenthalben finden wir freie 
Selbſtverantwortlichkeit und freie Erwerbsfähigkeit als Correlate. 

Denjenigen gegenüber, welche im Stande ſind, ſelbſt Für⸗ 
ſorge für ſich zu treffen, finden wir einen Zwang, ſich für den 
Fall der Krankheit und Noth auch wirklich zu verſichern, nur 
dann ausgeſprochen, wenn ihnen durch ein Privileg ein Andere vom 
Erwerbe ausſchließendes Recht auf Arbeit zuerkannt iſt. So ge⸗ 
genüber den eben erwähnten privilegirten Handwerksmeiſtern und 
Handwerksgeſellen vom Mittelalter bis tief ins 19. Jahrhundert. 
Privilegirte Erwerbsfähigkeit (Recht auf Arbeit) und Zwang zur 


Vorſorge finden wir gleichfalls allenthalben als Eorrelate®). 
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Eine Verpflichtung Anderer, Arbeitsfähige, die erkranken oder 
in Noth gerathen, zu unterſtützen, finden wir allenthalben nur 
gegenüber Denjenigen ausgeſprochen, zu Gunſten deren die Er⸗ 
werbsfähigkeit dieſer Arbeitsfähigen und damit deren Fähigkeit, 
ſelbſt für ſich zu ſorgen, beeinträchtigt ſcheint. So die Pflicht 
des jüdiſchen und chriſtlichen Eigenthümers gegenüber dem Armen, 
da nach moſaiſcher und chriſtlicher Auffaſſung das Privateigen⸗ 
thum als eine durch Abweichung von der natürlichen Güterge⸗ 
meinſchaft herbeigeführte Beeinträchtigung des Nichteigenthümers 
zu Gunſten des Eigenthümers erſcheint. So die Pflicht des Grund⸗ 
herrn gegenüber dem Hörigen, ſo lange die Hörigkeit beſtand; ſo 
ferner zur Zeit der alten gewerblichen Ordnung die ſubſidiäre 
Verpflichtung der Gewerkskaſſe der Meiſter gegenüber der Ge⸗ 
ſellenſchaft; ſo auch von der Reformation bis ins 19. Jahrhun⸗ 
dert in England, Frankreich und Preußen die weitgehende Ver⸗ 
pflichtung des Staats zur Fürſorge für die durch Zunftberechti⸗ 
gungen, Zunftbeſchränkungen, Lohnregelungen und Coalitionsver⸗ 
bote zu Gunſten der Beſitzenden in ihrer Erwerbsfähigkeit be⸗ 
ſchränkten nichtbeſitzenden Arbeiter. Verkürzung der Erwerbs: 
fähigkeit und des Erwerbes der Arbeiter und Pflicht für den 
Fall der Hülfsbedürftigkeit der Arbeiter Fürſorge zu treffen, fin⸗ 
den wir weiter ſtets als Correlate. 

Eine Verpflichtung zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Arbeits⸗ 
unfähiger finden wir aus Rückſichten der Menſchlichkeit ſtets als 
Pflicht der geſammten Geſellſchaft, ſei es, daß es die Kirche, ſei 
es, daß es der Staat iſt, welchem die Aufgabe zufällt, dieſer Ver⸗ 
pflichtung der Geſammtheit zu genügen. 

Zeigt ſo die geſchichtliche Betrachtung, daß, abgeſehen von 
der im Deutſchen Reiche gegenwärtig geltenden Hülfskaſſengeſetz⸗ 
gebung, allenthalben die Ordnung des Unterſtützungsweſens der 
jeweilig herrſchenden Gewerbsordnung entſpricht, ſo zeigt ferner die 
Statiſtik, daß gerade in dem einen im Deutſchen Reiche gegen⸗ 
wärtig beſtehenden Ausnahmefall die Abweichung von der Regel 


(230) 


27 


ſich damit beſtraft, daß der Zweck, der erreicht werden ſoll, daß 
nämlich allen den Krankenkaſſen beitretenden Arbeitern eine Kran: 
kenunterſtützung im Fall der Erkrankung wirklich geſichert iſt, 
thatſächlich nicht erreicht wird. 

Trotzdem die im Deutſchen Reiche herrſchende Gewerbeord— 
nung dem Arbeiter keinerlei Garantie eines Einkommens gewährt, 
zwingt nämlich das Geſetz jeden Arbeiter, ſobald er Arbeit findet, 
einer Krankenkaſſe beizutreten, und obwohl die Erwerbsordnung von 
der Vorausſetzung ausgeht, daß der Arbeiter nicht blos an einem 
beſtimmten Orte oder blos an einen beſtimmten Arbeitgeber ſeine 
Arbeit verkaufe, ſondern ſie überall ausbiete, wo der größtmög⸗ 
liche Preis für ſie zu erzielen iſt, ſind dieſe Krankenkaſſen meiſt 
auf die Arbeiter, die an einem beſtimmten Orte, und viele ſogar 
nur auf diejenigen, welche bei einem beſtimmten Arbeitgeber ar: 
beiten, beſchränkt. Trotz des für die Arbeiter beſtehenden Bei: 
trittzwangs zu den Krankenkaſſen und trotz der von den Arbei— 
tern gezahlten Beiträge waren aber im Jahre 1876 in Berlin 
allein mindeſtens 35959, wahrſcheinlich ſogar 71918 Arbeiter, 
alſo 37,6 Procent der vorhandenen Arbeiterzahl, für den Fall 
von Krankheit thatſächlich nicht verſichert. Trotz Krankenkaſſen⸗ 
zwangs und gezahlter Beiträge betrug in Breslau die Zahl der 
thatſächlich nicht verſicherten Arbeiter in den ſtädtiſchen Arbeiter: 
hülfskaſſen: 

1875: mindeſtens 45,1 Procent 

1876: z , 

1877: xy 36,9 „ 
und in den Krankenkaſſen der einzelnen Fabriken, und zwar in 
denen für Fabrikarbeiter allein: 

1875: mindeſtens 54,1 Procent 

1876: 1 54,5 „ 
in denen für Handwerksgeſellen und Fabrikarbeiter: 

1875: mindeſtens 27 Procent 

1876: N Be 
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Bei den Krankenkaſſen der deutſchen Gewerkvereine find dieſe 
Procentſätze geringer, weil bei ihnen der Arbeiter, der an einem 
anderen als ſeinem bisherigen Arbeitsorte Beſchäftigung ſucht, des⸗ 
halb aus der Krankenkaſſe nicht ausſcheidet. Allein auch bei ihnen 
gab es, in den Jahren 1875 und 1876 wenigſtens, noch keine 
Verſicherung gegen unfreiwillige Arbeitsloſigkeit und dement⸗ 
ſprechend keine Sicherung der Möglichkeit, die durch das Geſetz 
vorgeſchriebenen Krankenkaſſenbeiträge dauernd zu zahlen. Und 
ſo betrug im Gewerkverein der deutſchen Tiſchler und verwandten 
Berufsgenoſſen die Zahl der trotz Kaſſenzwangs und gezahlten 
Beiträge thatſächlich nicht verſicherten Arbeiter: 

1875: 26,2 Procent 

1876: 23,7 „ 

Somit ergiebt die Beobachtung der Thatſachen?) der Ver— 
gangenheit wie der Gegenwart den empiriſchen Satz, daß ein be⸗ 
ſtimmter Zuſammenhang zwiſchen der Erwerbsordnung und der 
Ordnung des Unterſtützungsweſens beſteht, daß insbeſondere Ver⸗ 
ſicherungszwang und Sicherung eines Einkommens der zur Ver⸗ 
ſicherung Gezwungenen allenthalben als Correlate ſich finden, und 
daß der Verſicherungszwang, wo er ohne ſolche Sicherung eines 
Einkommens vorkommt, thatſächlich nicht zur wirklichen Verſiche⸗ 
rung aller Gezwungenen führt. Allein nicht nur, daß dieſer Zu: 
ſammenhang durch die Beobachtung als thatſächlich beſtehend er— 
wieſen wird, es läßt fi auch a priori ſchon darthun, daß dieſer 
Zuſammenhang ein nothwendiger iſt. Denn wie ſollte eine Orb: 
nung des Verſicherungsweſens, die ſich nicht auf's Engſte an die 
Erwerbsverhältniſſe der zu Verſichernden anſchließt, zur wirkſamen 
Verſicherung dieſer letzteren führen, da der Erwerb die Quelle iſt, 
aus welcher die Verſicherungsprämie zu zahlen iſt! Wie ſollte der 
Verſicherungszwang ohne Sicherung eines Einkommens im Stande 
ſein, eine wirkliche Sicherung der Arbeiter gegen die verſicherten 
Gefahren zu bewirken, wenn jede eintretende Erwerbsloſigkeit von 


längerer Dauer, oder gar jeder Wechſel in der Perſon des Käufers 
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feiner Arbeit, des Arbeitgebers, oder des Ortes, an dem er feine 
Arbeit verkauft, den Verluſt ſeiner Anſprüche auf Unterſtützung 
bei wirklichem Eintritt der Gefahr zur Folge hat! Ergiebt ſich 
aber der als Thatſache beobachtete Zuſammenhang einer wirk— 
ſamen Ordnung des Verſicherungsweſens und der Erwerbsord— 
nung als ein innerlich nothwendiger, jo wird der empiriſch feft- 
geſtellte Satz, daß Erwerbsordnung und wirkſame Ordnung des 
Verſicherungsweſens in einem Correlatverhältniſſe ſtehen, und daß 
insbeſondere auch der Verſicherungszwang ohne gleichzeitige Siche— 
rung des Einkommens des Gezwungenen dieſem keine wirkliche 
Sicherheit zu geben im Stande iſt, zu einem wiſſenſchaftlichen 
Geſetz. 

Damit iſt aber erſt der Oberſatz gewonnen, aus dem dedu⸗ 
cirt werden kann. Darüber ob Verſicherungszwang oder Verſiche— 
rungsfreiheit in einem gegebenen Falle angezeigt erſcheint, iſt da— 
mit noch gar nichts geſagt. Und weit entfernt von jenem der 
Mancheſterſchule ähnlichen Dogmatismus, mit dem nach den An: 
gaben verſchiedener Gegner ich in meiner Schrift mich für die 
Verſicherungsfreiheit ausgeſprochen haben ſoll, ſagt dieſelbe aus— 
drücklich“): „Es zeigt ſich mit dieſem Ergebniß, daß weder dem 
Princip des Verſicherungszwangs noch dem der Verſicherungsfrei⸗ 
heit der Arbeiter an ſich eine beſondere Vortrefflichkeit innewohnt, 
noch auch, daß es in das Belieben der Willkür gelegt iſt, das 
eine oder andere dieſer Principien der heutigen Ordnung der Ar— 
beiterverſicherung zu Grunde zu legen. Jedes dieſer Principien 
zeigt ſich vielmehr als das nothwendige Correlat einer beſtimmten 
Ordnung des Erwerbslebens. Mit der Ordnung des Erwerbs⸗ 
lebens iſt auch das eine oder das andere Princip für die Drd- 
nung der Arbeiterverſicherung gegeben; eine beſtimmte Erwerbs⸗ 
ordnung iſt die nothwendige Vorausſetzung der Durchführbarkeit 
und Wirkſamkeit des einen oder anderen der genannten Grund⸗ 
principien der Arbeiterverſicherung; und wer ein anderes als das 


der jeweilig herrſchenden Erwerbsordnung entſprechende Princip 
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der Ordnung der Arbeiterverſicherung zu Grunde legen will, muß 
daher vor Allem auf eine Aenderung der Erwerbsordnung be⸗ 
dacht ſein.“ Auch dieſe Sätze aber werden nicht etwa als Glaubens⸗ 
ſätze hingeſtellt, ſondern, wie oben gezeigt wurde, eingehend er— 
wieſen. Man ſollte meinen, man könnte weniger dogmatiſch kaum 
vorgehen! 

Um die Frage zu entſcheiden, welches die für die Gegenwart 
gegebene Ordnung der Arbeiterverſicherung ſei, iſt es alſo nöthig, 
vorher feſtzuſtellen, welches die beſtehende Ordnung des Erwerbs⸗ 
lebens der Arbeiter ſei. Darüber geben in unzweideutiger Weiſe 
die Deutſche Gewerbe⸗Ordnung und das Geſetz über die Freizügig⸗ 
keit Aufſchluß. Dieſe Geſetze kennen weder irgendwelchen recht: 
lichen Zwang zu arbeiten noch irgendwelche rechtliche Garantie 
eines Einkommens aus Arbeit. Der § 1 des Freizügigkeitsgeſetzes 
geſtattet dem Arbeiter, ſich an jedem Orte aufzuhalten oder nieder⸗ 
zulaſſen, wo er ein Unterkommen ſich zu verſchaffen im Stande 
iſt. Die $$ 1—13 der D. G. O. beſtimmen das Gleiche und laſſen 
außerdem die Arbeiter zur Bethätigung ihrer Arbeitskraft in jeder 
Beſchäftigung zu. Der § 105 der D. G. O. beſtimmt: „Die Feſt⸗ 
ſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den ſelbſtändigen Gewerbetreiben⸗ 
den und den gewerblichen Arbeitern iſt, vorbehaltlich der durch 
Reichsgeſetz begründeten Beſchränkungen, Gegenſtand freier Ueber⸗ 
einkunft.“ Dieſe Geſetze überlaſſen alſo dem Arbeiter die volle 
rechtliche Freiheit aber auch die volle Verantwortung, ob er über⸗ 
haupt, ferner wo, in welcher Beſchäftigung, bei welchem Arbeit⸗ 
geber und unter welchen Bedingungen er arbeiten wolle. Durch 
dieſe Geſetze werden die Erwerbsfreiheit, und zwar die gleiche Er⸗ 
werbsfreiheit aller Arbeiter, die rechtliche Gleichheit von Arbeiter 
und Arbeitgeber und die freie Selbſtverantwortlichkeit eines Jeden, 
ſeine Arbeitskraft möglichſt gut nutzbar zu machen, der Erwerbs⸗ 
ordnung der Arbeiter zu Grunde gelegt. Denn auch jene „durch 
Reichsgeſetz begründeten Beſchränkungen“ der freien Uebereinkunft 
des § 105 der D. G. O. enthalten keine Beeinträchtigung dieſer 
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Principien. Sie beſtehen in dem ſog. Truckverbot ($$ 115—119), 
in den Beſtimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher und 
weiblicher Arbeiter (§§ 134 ff.) und in den Beſtimmungen des 
$ 120 der D. G. O., durch welche Gewerbe-Unternehmer verpflichtet 
werden, die zur Sicherung gegen Leben und Geſundheit bedrohende 
Gefahren nothwendigen Einrichtungen herzuſtellen. Das Truckver⸗ 
bot bezweckt lediglich Lohnzahlung in Landesmünze herbeizuführen, 
um zu hindern, daß der Arbeitgeber den Arbeiter um den für 
bereits geleiſtete Arbeit zu empfangenden Lohn betrüge. Die Be⸗ 
ſtimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher und weiblicher Ar⸗ 
beiter bezwecken, die Freiheit ſolcher Perſonen, welche ſie in Folge 
der zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern beſtehenden faktiſchen Un⸗ 
gleichheit nicht zu wahren im Stande ſind, noch beſonders zu 
ſchützen. Und damit die erwachſenen männlichen Arbeiter im 
Stande ſeien, die im § 105 der D. G. O. feſtgeſetzte freie Verein⸗ 
barung des Arbeitsvertrags zu verwirklichen, beſtimmt der § 152 
der D. G. O.: „Alle Verbote und Strafbeſtimmungen gegen Ge 
werbetreibende, gewerbliche Gehülfen, Geſellen oder Fabrikarbeiter 
wegen Verabredungen und Vereinigungen zum Behufe der Erlan⸗ 
gung günſtiger Lohn: und Arbeitsbedingungen, insbeſondere mittelſt 
Einſtellung der Arbeit oder Entlaſſung der Arbeiter, werden auf: 
gehoben.“ Endlich enthalten die Beſtimmungen des § 120 der 
D. G. O. zur Sicherung der Geſundheit und des Lebens aller Ar⸗ 
beiter weder eine Beſchränkung der Erwerbsfreiheit der Arbeiter 
im Intereſſe der Arbeitgeber, noch eine ſolche Beſchränkung im 
Intereſſe einer Kategorie von Arbeitern unter Benachtheiligung 
der übrigen, noch eine ſolche zur Sicherung des Erwerbs. Von 
irgend welcher Sicherung des Erwerbs der Arbeiter oder irgend 
einer Gewährleiſtung eines Einkommens aus Arbeit findet ſich in 
der geltenden Geſetzgebung keine Spur. Wie ſie den Arbeiter nicht 
zu arbeiten zwingt, wie ſie ihn keinerlei Beſchränkung in ſeiner 
Erwerbsfreiheit zu Gunſten Anderer unterwirft, jo verweiſt fie ihm 


die volle Verantwortlichkeit dafür zu, daß er jede Gelegenheit, ſein 
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Erwerbsintereſſe wahrzunehmen, gebrauche; fie ſetzt voraus, daß er 
bei Abſchluß des Arbeitsvertrags die möglichſt günſtigen Arbeits⸗ 
bedingungen zu erzielen beſtrebt ſei und dem entſprechend ſeine Arbeit 
dem einen oder anderen Arbeitgeber, an dem einen oder anderen Orte 
zum Kaufe anbiete; und findet ſich ein Arbeiter, der, weil er ent⸗ 
weder von der gewährten Erwerbsfreiheit nicht den erwarteten 
Gebrauch gemacht oder nicht in der erwarteten Weiſe für ſich Für⸗ 
ſorge getroffen hat, ſich im Zuſtand der Hülfsbedürftigkeit be⸗ 
findet, ſo läßt ſie ihn aus Gründen der Menſchlichkeit und der 
Sicherheitspolitik zwar nicht verhungern, allein ſie gewährt ihm 
auch dann kein Erwerbsprivileg und kein Einkommen aus Arbeit, 
aus dem er Verſicherungsbeiträge zahlen könnte, ſondern eine noth⸗ 
dürftige Unterſtützung unter Entziehung des Wahlrechts. 

So liegen allen Beſtimmungen unſerer Geſetzgebung, welche 
das Erwerbsleben des Arbeiters betreffen, die perſönliche Frei⸗ 
heit und die gleiche Erwerbsfreiheit aller Arbeiter, die rechtliche 
Gleichheit von Arbeiter und Arbeitgeber bei Abſchluß des Ar- 
beitsvertrags und die freie Selbſtverantwortlichkeit eines Jeden 
als maßgebende Principien zu Grunde; und Adickes hat ſomit Un⸗ 
recht, wenn er mit Rückſicht auf das Erwerbsleben der Arbeiter 
behauptet“), die Frage, welche Elemente die konſtituirenden Be⸗ 
ſtandtheile der heutigen Wirthſchaftsordnung bilden, ſei offenſichtlich 
außerordentlich ſchwierig und nach manchen Seiten hin keiner exacten 
Bearbeitung fähig. Von einer Schwierigkeit bei Feſtſtellung der 
Grundprincipien des Erwerbslebens der Arbeiter könnte nur dann 
die Rede ſein, wenn die deutſche Geſetzgebung Beſtimmungen ent: 
hielte, welche den angezogenen Paragraphen des Freizügigkeits⸗ 
geſetzes und der Deutſchen Gewerbe-Ordnung widerſprächen. Dies 
iſt nirgends der Fall. Indem unſere Betrachtung der geltenden 
geſetzlichen Ordnung ergiebt, daß die heutige Erwerbsordnung 
keinerlei Sicherung des Erwerbs und des Einkommens der Ar— 


beiter kennt, ſtellt ſie weder einen Glaubensſatz auf noch ein un⸗ 
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bewieſenes Dogma über das, was fein joll: fie conſtatirt ledig⸗ 
lich eine Thatſache, welche der beſtehenden Geſetzgebuug entſpricht. 

Steht nunmehr Ober- und Unterſatz feſt, ſo iſt auch der 
Schlußſatz gegeben. Setzt die Wirkſamkeit des Verſicherungszwangs 
in Herbeiführung einer wirklichen Verſicherung der Arbeiter die 
Gewährleiſtung eines Einkommens derſelben aus Arbeit voraus 
und kennt die beſtehende Erwerbsordnung eine ſolche Gewähr: 
leiſtung nicht, ſo kann, ſo lange dieſe Erwerbsordnung beſteht, 
der Verſicherungszwang die beabſichtigte Wirkung nicht üben. Und 
iſt, wovon oben ausgegangen wurde, die Herbeiführung einer 
wirklichen Verſicherung die Vorausſetzung, daß der Verſicherungs⸗ 
zwang die ſocialdemokratiſchen Geſinnungen der Arbeiter beſeitige 
und nicht noch vermehre, ſo kann, ſo lange jene Erwerbsordnung 
beſteht, von Verſicherungszwang keine Rede ſein. Es kann ſich 
nur darum handeln, die Arbeiterverſicherung der Art zu ordnen, 
daß diejenigen Arbeiter, welche freiwillig in der Gegenwart ein 
Opfer zu Gunſten der Zukunft zu bringen bereit ſind, ihren Zweck, 
die Sicherung gegen drohende Gefahren, mit möglichſter Gewiß⸗ 
heit erreichen; mit anderen Worten, es kann ſich nur handeln 
um die Anpaſſung der auf Freiwilligkeit beruhenden Arbeiterver⸗ 
ſicherung an das Erwerbsleben der Arbeiter im Einzelnen. 

Was nun die Folgen angeht, welche ſich aus der heutigen 
Erwerbsordnung für die Arbeiterverſicherung ergeben, ſo habe ich 
dieſelben in meiner Schrift über die „Arbeiterverſicherung gemäß 
der heutigen Wirthſchaftsordnung“ eingehend dargethan. Wie ich 
dort gezeigt habe, erheiſcht die Sicherung gegen alle Gefahren, 
welche das Daſein des Arbeiters bedrohen, unter der Herrſchaft 
der heutigen Erwerbsordnung eine ſechsfache Arbeiterverſicherung: 
eine Verſicherung von Erziehungsgeldern für die Kinder des Ar- 
beiters für den Fall ſeines Todes, eine Verſicherung ſeines Unter: 
halts bei Arbeitsloſigkeit, ſei es in Folge mangelnder Nachfrage, 
ſei es in Folge von Arbeitseinſtellung oder Ausſperrung, eine 
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lich eine Begräbnißgeldverſicherung; dagegen iſt, wo die verhei⸗ 
ratheten Frauen ſelbſt mit Erwerbsarbeit beſchäftigt ſind, die Ver⸗ 
ſicherung einer Wittwenpenſion nicht am Platze ?). Unter den ge⸗ 
nannten ſechs Verſicherungen ſind die für den Fall von Arbeits⸗ 
loſigkeit und Krankheit die Vorausſetzung der Wirkſamkeit aller 
übrigen; denn da die geſetzliche Gewährleiſtung eines Einkommens 
aus Arbeit fehlt, kann während der durch Arbeitsloſigkeit oder 
Krankheit hervorgerufenen Erwerbsloſigkeit nur eine derartige 
Sicherſtellung der wirthſchaftlichen Grundlagen der Arbeiterbevöl⸗ 
kerung dieſer die Zahlung der Beiträge ermöglichen, welche zur 
Verſicherung gegen die übrigen Gefahren, von denen ihr Daſein 
bedroht iſt, gezahlt werden müſſen. Eine zweite unentbehrliche 
Vorausſetzung aller wirkſamen Arbeiterverſicherung iſt, daß die 
Arbeiterverſicherungskaſſen ſich weder auf die Arbeiter einer ge⸗ 
werblichen Anſtalt, noch auf die Arbeiter eines Ortes beſchrän⸗ 
ken, ſondern alle Arbeiter eines Gewerbes im Lande umfaſſen. 
Geſchieht dies nicht, ſo verlieren die Arbeiter alle durch ihre Bei⸗ 
träge erworbenen Anſprüche auf Unterſtützung, wenn ſie, was, 
wie dargelegt wurde, die heutige Erwerbsordnung von ihnen vor⸗ 
ausſetzt, bei geeigneter Gelegenheit einen für ſie vortheilhafteren 
Käufer oder Verkaufsort für ihre Waare aufſuchen. Endlich ent⸗ 
ſpricht es, wie dargelegt wurde, zwar einer Erwerbsordnung, durch 
welche die Erwerbsfähigkeit der Arbeitsfähigen zu Gunſten An⸗ 
derer rechtlich beeinträchtigt iſt, daß dieſen die Pflicht jene Beein⸗ 
trächtigten in Krankheit und Noth zu unterſtützen auferlegt iſt; 
bei der heutigen Erwerbsordnung aber, welche weder eine recht⸗ 
liche Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit der Arbeiter noch eine 
Sicherung eines Einkommens aus Arbeit kennt, iſt es nöthig, daß 
die Arbeiter allein die an die Verſicherungskaſſen zu zahlenden 
Beiträge leiſten; zahlt der Arbeitgeber hier Zuſchüſſe, jo iſt es 
dem Arbeiter bei eintretender Erwerbsloſigkeit noch weniger mög⸗ 
lich, die zur Erhaltung ſeiner Verſicherungsanſprüche nun in dop⸗ 
pelter Höhe zu zahlenden Beiträge zu leiſten. 
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Aber nicht nur, daß die Deduction aus dem gefundenen 
Oberſatz und dem feſtgeſtellten Unterſatz dieſe Ordnung der Ar⸗ 
beiterverſicherung als das nothwendige Correlat der heutigen Er⸗ 
werbsordnung ergiebt, es beweiſt auch die Uebereinſtimmung des 
aus jenen Sätzen Deducirten mit der Wirklichkeit die Richtigkeit 
von Oberſatz, Unterſatz und Deduction. Dieſe Uebereinſtimmung 
zeigt ſich einmal, wie ſchon dargethan worden iſt, in der Unwirk⸗ 
ſamkeit der gegenwärtig im Deutſchen Reiche herrſchenden Ord⸗ 
nung der Arbeiterverſicherung, welche den deducirten Forderungen 
nicht entſpricht. Sie zeigt ſich ferner in England, wo eine in 
der Hauptſache gleiche Ordnung des Erwerbslebens der Arbeiter 
herrſcht, indem die unſeren deducirten Forderungen annähernd 
entſprechende Ordnung der Arbeiterverſicherung in einzelnen eng⸗ 
liſchen Gewerkvereinen eine annähernd wirkſame iſt. Unbegreiflich 
aber muß es erſcheinen, wenn gegenüber der Darlegung der letz⸗ 
teren Thatſache geltend gemacht wird 16), daß auch in England 
Noth und Elend wegen Mangel an Arbeit und Verdienſt keine 
Seltenheit ſind, und ſoweit abzuſehen, trotz der erwähnten Ge⸗ 
werkvereine bleiben werden. Dies könnte doch nur dann in die 
Wagſchale fallen, wenn die ganze Arbeiterbevölkerung Englands 
dieſen Gewerkvereinsorganiſationen angehörte, oder wenn jemand 
behauptet hätte, daß dieſe auch Denen Sicherheit ſchafften, welche 
ſich ihrer nicht bedienen! 

Einerlei aber, was man von dem Ergebniß dieſer Ausfüh⸗ 
rungen halten mag, das Eine ſollte man doch für unbeſtreitbar 
halten, daß dieſelben, weit entfernt von jeder Deduction aus 
Glaubensſätzen, und unbewieſenen Dogmen, genau den methodo⸗ 
logiſchen Forderungen entſprechen, die ich verfochten habe. Die 
vorgenommenen Unterſuchungen und Deductionen können geradezu 
als Paradigma der von mir allzeit geforderten Methode gelten, 
und wenn Adolph Wagner trotzdem behauptet 11), an die Spitze 
meiner Ausführungen ſtelle ich, ganz wie ein Prince-Smith, ein 
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rechtlichen Gleichheit, aus dem dann blos Logische Folgerungen 
gezogen würden, ſo iſt dies nicht recht verſtändlich. Angeſichts 
des hier dargelegten Gangs meiner Unterſuchung erſcheint dieſe 
Behauptung trotz der Energie, mit der Wagner wiederholt auf ſie 
zurückkommt, überall, wo er ſie aufſtellt, gleichmäßig falſch. 


W. 


So lange die heutige Erwerbsordnung beſteht, kann wegen 
der fehlenden Gewährleiſtung eines Einkommens aus Arbeit, aus 
dem die Prämien gezahlt werden müſſen, durch Verſicherungszwang 
eine wirkſame Verſicherung der Arbeiter nicht herbeigeführt werden. 
Dieſer Satz, der ſich als das Reſultat der bisherigen Betrachtung 
ergiebt, erleidet eine Ausnahme bezüglich der Unfallverſicherung. 
Allein wenn irgend eine Ausnahme ſo gehört dieſe zu den Aus— 
nahmen, welche die Regel beſtätigen. Denn dieſe Ausnahme be⸗ 
ſteht nur, weil wegen der Eigenthümlichkeit der Gefahr, gegen 
die hier verſichert wird, jenes Einkommen aus Arbeit, ohne welches 
die Verſicherungsprämien des Arbeiters nicht gezahlt werden können, 
ſo lange die Gefahr dauert, immer vorhanden iſt. Die Gefahr, 
bei der Arbeit von Unfällen betroffen zu werden, bedroht den 
Arbeiter eben nur ſo lange ſeine Beſchäftigung dauert. 

Gegen den Verſicherungszwang, wie ihn der „Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Unfallverſicherung der Arbeiter“, einführen 
will, läßt ſich daher der Einwurf, daß er unwirkſam ſein werde, 
nicht geltend machen. Ein ſolches Geſetz würde, wenn erlaſſen, 
einen großen Fortſchritt gegenüber dem gegenwärtigen Zuſtand 
bedeuten. Denn wenn auch das Haftpflichtgeſetz von 1871 die 
Arbeiter bereits gegen die wirthſchaftlichen Folgen der Unfälle, 
welche in Folge des Verſchuldens des Betriebsunternehmers oder 
des Bevollmächtigten deſſelben eintreten, ſchützt, ſo läßt das Geſetz 
die Arbeiter doch ſich ſelbſt überlaſſen bei allen Unfällen, die ſie 


in Folge ihrer eigenen Unachtſamkeit und in Fällen, in denen 
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keinerlei Schuld und Unachtſamkeit nachweisbar ift, — der großen 
Mehrzahl aller Unfälle — treffen, und auch bei der gerichtlichen 
Erſtreitung ihrer Erſatzanſprüche bei Verſchuldung des Unterneh⸗ 
mers find fie einer Reihe von juriſtiſchen Unfällen ausgeſetzt. 
Gegen die Folgen aller dieſer Arten von Unfällen verſpricht der 
Geſetzentwurf den Arbeitern Sicherheit. Und wird noch Vorſorge 
getroffen, daß das durch das Haftpflichtgeſetz geweckte Intereſſe 
der Betriebsunternehmer, die techniſchen Fabrikeinrichtungen zum 
Schutze der Arbeiter zu verbeſſern nicht erlahmt, ſo erſcheint die 
allgemeine Einführung der Unfallverſicherung als die glücklichſte 
Löſung der Haftpflichtfrage. 

Ebenſowenig aber wie gegen den Verſicherungszwang iſt hier 
trotz der heutigen Erwerbsordnung gegen die Heranziehung von 
Arbeitgebern und Arbeitern zur Aufbringung der Prämien etwas 
zu ſagen. Handelt es ſich hier doch nicht blos um Verſicherung 
gegen die wirthſchaftlichen Folgen von Gefahren, welche den Ar: 
beiter bedrohen, ſondern ebenſo gegen die den Arbeitgeber be- 
drohenden Folgen dieſer Gefahren. Dem Arbeitgeber drohen 
Nachtheile aus den Unfällen, die er oder ſein Bevollmächtigter 
verſchuldet hat; dem Arbeiter drohen Nachtheile aus den Unfällen, 
die in Folge ſeiner eigenen Unachtſamkeit oder in Folge von Zu⸗ 
fall — d. h. Unfällen, bei denen die Schuld nicht nachweisbar 
iſt, — eintreten. Hier handelt es ſich alſo nicht blos um eine 
Verſicherung der Arbeiter, ſondern auch um eine Verſicherung der 
Arbeitgeber. Beide, Arbeiter wie Arbeitgeber, ſind daher zur 
Aufbringung der Prämien heranzuziehen. Die Schwierigkeit iſt 
nur zu ſagen, wie viel jeder Theil beitragen ſoll. Die Be⸗ 
ſtimmung des § 13 des Geſetzentwurfs, wonach die Arbeitgeber 
zwei Drittel, bezw. die Hälfte, die Arbeiter ein Drittel, bezw. die 
Hälfte zu zahlen haben, kann nur als Auskunft der Verlegenheit 
bezeichnet werden. So lange bis auf dem Wege der Erfahrung 
für jedes Gewerbe ermittelt iſt, in welchem Verhältniſſe durch die 
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Verhältniſſe Unfälle, für welche eine Verſchuldung ſich nicht nach⸗ 
weiſen läßt oder für welche die Verantwortung die Arbeiter trifft, 
mag dieſe Vertheilung der Beitragslaſt unter Arbeitgeber und 
Arbeiter gelten. 

Der gegen Arbeiter geübte Zwang, ſich gegen Unfälle zu 
verſichern, ſowie die Pflicht der Arbeitgeber, zur Aufbringung der 
Verſicherungsprämien beizutragen, laſſen ſich alſo mit der heutigen 
Erwerbsordnung in Einklang bringen. Dagegen ſteht die Be⸗ 
ſtimmung des § 13 des Entwurfs, wonach bei einem Arbeits⸗ 
einkommen unter 750 Mark das Reich ein Drittel der Verſiche⸗ 
rungsprämie zahlen ſoll, nicht nur mit der heutigen Erwerbs: 
ordnung, ſondern mit Allem, was jemals früher über das Unter⸗ 
ſtützungsweſen beſtimmt worden iſt, in völligem Widerſpruch. Es 
iſt dies eine Neuerung von der weittragendſten Bedeutung, für 
die in der Geſchichte jeglicher Vorgang fehlt. Selbſt das ſo ſtaats⸗ 
ſocialiſtiſche Preußiſche Landrecht kennt blos eine ſubſidiäre Ver⸗ 
pflichtung des Staats zur Armenunterſtützung. Und aus dem 
Chriſtenthum, auf welches die Motive des Geſetzentwurfs ſich be— 
ziehen, folgt für die Pflicht des Staats zur Unterſtützung noth⸗ 
dürftiger Angehöriger gar nichts. Es folgt daraus nur die Pflicht, 
die Armen aus dem Kirchenvermögen, das ja für ſie in erſter 
Linie beſtimmt war, zu erhalten. Allein auch das Chriſtenthum 
kannte dieſe Pflicht nur als eine ſubſidiäre. Hier aber ſoll dem 
Reiche die Verpflichtung auferlegt werden, in erſter Linie und 
regelmäßig für gewiſſe Unterſtützungsbedürftige aufzukommen. Da 
aber die Prämienzahlungen zur Verſicherung gegen Unfall unbe 
ſtreitbar zu den Productionskoſten der von den Betriebsunterneh— 
mern erzeugten Waaren gehören, ſo heißt dies nichts Anderes, 
als daß das Reich einen Theil der Productionskoſten der Waaren 
trägt, d. h. daß es Jedem in dem Maße in dem er Conſument 
iſt, und bei Waaren, die ausgeführt werden, dem ausländiſchen 
Conſumenten auf Koſten der Geſammtheit Geſchenke macht. Es 
iſt dies eine ſchreiende Ungerechtigkeit, welche die ähnliche, aus 


(242) 


39 


der nur ſubſidiär eintretenden heutigen Armenunterſtützung her: 
vorgehende Ungerechtigkeit weit übertrifft. Und während viele 
Eiferer für den Arbeiterverſicherungszwang, um dieſe Ungerechtig⸗ 
keit zu beſeitigen, es für die Beſtimmung des Verſicherungsweſens 
erklärten, in der Zukunft ganz an Stelle des Armenweſens zu 
treten, wird durch jene Neuerung die Ungerechtigkeit vergrößert, 
die Gewährung von Armenunterſtützung verallgemeinert und zu 
einer normalen und bleibenden Inſtitution der Wirthſchaftsordnung 
gemacht. Und dabei haben, wie das Reſultat der erſten Leſung 
des Entwurfs im Volkswirthſchaftsrath zeigt, die Induſtriellen 
ſelbſt dieſe Betheiligung der Geſammtheit an den Prämienzahlun⸗ 
gen nicht für nöthig erklärt! 


V. 


Bei der Unfallverſicherung währt die Gefahr, gegen welche 
verſichert wird, nur ſo lange, als die Beſchäftigung des Arbeiters 
dauert. Das Einkommen aus Arbeit, aus dem der Arbeiter die 
Prämie zahlen muß, iſt vorhanden, wo immer die Gefahr droht. 
Die Wirkſamkeit des Unfallverſicherungszwangs trotz des Fort⸗ 
beſtands der heutigen Erwerbsordnung ſteht daher mit unſerer 
Regel, daß ohne Gewährleiſtung eines Einkommens aus Arbeit 
der Verſicherungszwang außer Stand iſt, eine wirkliche Verſiche⸗ 
rung der Arbeiter herbeizuführen, in keinem Widerſpruch. Bei allen 
Gefahren dagegen, welche den Arbeiter nicht blos bei ſeiner Arbeit, 
ſondern dauernd bedrohen, kann, wie dargethan wurde, der Ver⸗ 
ſicherungszwang nur bei Gewährleiſtung eines Einkommens aus 
Arbeit eine wirkſame Verſicherung der Arbeiter bewirken. Dies 
gilt auch bezüglich des Verſicherungszwangs, der gegenüber den 
in den Berg: und Hüttenwerken beſchäftigten Arbeitern geübt wird. 

In meiner Schrift über „die Arbeiterverſicherung gemäß der 
heutigen Wirthſchaftsordnung“ habe ich der Knappſchaftskaſſen in 
keiner Weiſe Erwähnung gethan. Faſt Alle, welche mit dieſer 
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Schrift nicht übereinſtimmen, haben dies ſehr eigenthümlich ge: 
funden. Der Eine ſchreibt, die einfache Thatſache des Beſtehens dieſer 
Kaſſen ſei ſchon eine Widerlegung meines Satzes von dem zwiſchen 
Erwerbsordnung und Ordnung des Verſicherungsweſens nothwendig 
beſtehenden Zuſammenhang; als ob nicht auch die unter die Geſetze 
vom 7. und 8. April 1876 fallenden Hilfskaſſen eine Thatſache wären 
und der Zwang zum Eintritt in dieſelben trotzdem zu keiner wirk- 
lichen Verſicherung führte! Ein Anderer meinte ſogar, ich habe 
die Knappſchaftskaſſen abſichtlich nicht erwähnt, weil ſie zu meinem 
Lehrgebäude nicht paßten! Und doch war der Grund, warum ich 
nicht auf die Knappſchaftskaſſen einging, nur der formale, daß 
ich nur die Kritik des Hülfskaſſengeſetzes mir zum Vorwurf ge⸗ 
nommen hatte, und unter dieſes die Knappſchaftskaſſen nicht fallen. 

Uebrigens hatte ich wiſſenſchaftlich gar keinen Anlaß, auch 
die Knappſchaftskaſſen zu unterſuchen. Wenn der Phyſiologe an 
einem Dutzend Hunden nachweiſt, daß ſie ſich unter beſtimmten 
Verhältniſſen ſo oder anders verhalten, ſo iſt es nicht nöthig, 
damit der an dieſen gefundene Satz anerkannt werde, daß er 
an allen Hunden, die unter denſelben Verhältniſſen leben, denſelben 
Nachweis führe. Er hat das Recht abzuwarten, daß man ihm 
gegenüber beweiſe, daß ein Hund exiſtirt, der unter denſelben 
Verhältniſſen lebend andere Erſcheinungen zeigt. Dieſen Beweis 
hat mir gegenüber Niemand auch nur zu führen verſucht. Und 
nach den für meinen Satz von mir beigebrachten Beweiſen könnte 
ich mich daher beruhigen, bis Jemand den Nachweis führte, daß 
der Zwang zum Beitritt zu den Knappſchaftskaſſen eine wirkſame 
Verſicherung der Berg-, Hütten- und Salinen-Arbeiter herbeige⸗ 
führt habe, und daß dies trotz der Anwendung der dieſe Arbeiter 
betreffenden Beſtimmungen der heutigen Gewerbe-Ordnung ge⸗ 
ſchehen ſei. 

Indeß eine Commiſſion des Reichstages hat im Jahre 1879 
ein Reſolution entworfen, in welcher der Reichstag den Reichs⸗ 


kanzler aufforden ſollte, einen Geſetzentwurf betreffend die Einfüh⸗ 
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rung des Alterverſicherungszwangs für Fabrikarbeiter vorzulegen. 
In dieſer Reſolution werden die Knappſchaftskaſſen zwar nicht 
als Muſter genannt, aber unverkennbar haben ſie als Muſter bei 
ihrer Abfaſſung vorgeſchwebt. Und wenn auch dieſe von dem 
Abgeordneten Stumm angeregte Reſolution von dem Reichstag 
nicht angenommen wurde, ſo halten doch viele hervorragende 
Männer den Stumm'ſchen Gedanken, das Knappſchaftsweſen auf 
andere Induſtriezweige zu übertragen, für berechtigt und erſtrebens⸗ 
werth. In der That, der Berufung auf die Knappſchaftskaſſen 
und nicht, wie Schäffle meint, der Wiederbelebung Marlo'ſcher 
Gedanken hat die Propaganda für den Arbeitsverſicherungszwang 
ihre Fortſchritte zu danken. Und fo will ich angeſichts der den 
Knappſchaftskaſſen beigelegten Bedeutung, entſprechend dem An— 
ſpruche Leſſing's, daß wer beweiſen kann, ſich zum Beweiſe nicht 
lange nöthigen läßt, von jener „Kathederetiquette“, welche meinen 
Gegnern den Gegenbeweis auferlegt, abſehen und ſelbſt den Beweis 
antreten, daß auch die Erfahrungen mit dem Knappſchaftsweſen 
meine Lehre bewahrheiten. 

Ich ſehe bei dieſem Beweiſe ab von der von ſo vielen Ver— 
ſicherungstechnikern behaupteten Inſolvenz der Knappſchaftskaſſen. 
Denn einmal iſt es von jeher meine Anſicht geweſen, daß die 
Regeln der Verſicherungstechnik für die auf Beiträgen von wechſeln— 
der Höhe beruhenden Kaſſen der genoſſenſchaftlich organiſirten 
Arbeiter nicht die gleiche Geltung wie für die auf rein calcula— 
toriſcher Grundlage beruhenden Verſicherungsgeſellſchaften der 
höheren Klaſſen beanſpruchen können. Sodann aber beſchäftigen 
uns hier nicht die Solvenz oder Inſolvenz von Kaſſen, welche 
Beiträge von der Höhe der Beiträge der Knappſchaftskaſſen er: 
heben, ſondern die auf der Erwerbsordnung beruhenden Voraus: 
ſetzungen der Wirkſamkeit des Arbeiterverſicherungszwangs. Bei 
der Erörterung dieſer kommen nur die Erwerbsordnung der Knapp⸗ 
ſchaftsgenoſſen, die Organiſation der Knappſchaftsvereine und die 
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Wirkſamkeit des Eintrittszwangs in dieſelben in Herbeiführung 
einer wirklichen Verſicherung für die Eintretenden in Betracht. 
Die heutigen Beſtimmungen über das Knappſchaftsweſen 
reichen, ſogar was ihre Wortfaſſung angeht, weit zurück in ver⸗ 
gangene Jahrhunderte. Zur Zeit, als im Bergbau ebenſo wie 
in den Handwerkszünften Beſitz und Arbeit noch ungetrennt waren, 
als die Bergherren, Lehnträger und Miethsinhaber der Gruben 
dieſe noch ſelbſt als Meiſter mit ihren Werkmeiſtern und Knechten 
bauten, beſtand unter ihnen eine Gildegenoſſenſchaft mit den üb⸗ 
lichen Rechten und Pflichten der Gildebrüder gegen einander; und 
den Meiſtern gegenüber bildeten die unſelbſtändigen Knappen be⸗ 
ſondere Bruderſchaften mit der Pflicht zu gegenſeitiger Unter⸗ 
ſtützung. So lange dieſer Verſicherungszwang ſich auf dem Hinter⸗ 
grunde des ſelbſtändigen Betriebs oder des feſten Verhältniſſes 
der Knappen zu den einzelnen Gruben aufbaute, war die unent⸗ 
behrliche wirthſchaftliche Vorausſetzung gegeben, daß er zu einer 
wirklichen Verſicherung der Beitragspflichtigen führte. Auch nach 
der Behandlung, welche noch das Preußiſche Landrecht den Berg⸗ 
leuten zu Theil werden ließ, war dies der Fall. Denn dem Land⸗ 
recht galten die Bergleute keineswegs wie andere Arbeiter. Nicht 
der Betriebsunternehmer ſchloß die Contracte mit den Leuten, die 
auf ſeinen Gruben beſchäftigt waren: dies that der von dem 
Bergamte ernannte Schichtmeiſter ($ 315). Ja der Betriebs⸗ 
unternehmer beſtimmte nicht einmal über Annahme oder Ent⸗ 
laſſung ſeiner Berg- und Hüttenarbeiter; dies that das Bergamt. 
Das Preußiſche Landrecht behandelte alſo dieſe Arbeiter wie 
eine Art von öffentlichen Beamten. Und dieſe Beſtimmungen 
galten bis zum Geſetze vom 21. Mai 1860, welches erſt, durch 
Befreiung von der weitgehenden Bevormundung durch den Staat, 
dem preußiſchen Bergbau die Möglichkeit gab, den Aufſchwung 
zu nehmen, den er ſeitdem genommen hat. Erſt der § 2 dieſes 
Geſetzes beſtimmte: „Die Abſchließung der Verträge zwiſchen den 


Bergwerkeigenthümern und den Betriebsführern, den übrigen 
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Grubenbeamten und Bergleuten ift nach näherer Beſtimmung 
dieſes Geſetzes lediglich dem freien Uebereinkommen überlaſſen; 
eine Mitwirkung der Bergbehörde bei der Annahme und Ent⸗ 
laſſung der genannten Perſonen, ſowie bei der Feſtſetzung und 
Zahlung des Schicht- und Gedingelohns findet ferner nicht mehr 
ſtatt.“ Damit wurde das Quaſibeamtenverhältniß der Bergleute 
beſeitigt und das freie Vertragsverhältniß zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeiter an ſeine Stelle geſetzt. Und wenn es damit auch 
noch im Widerſpruch ſtand, daß der § 17 des Geſetzes Verab⸗ 
redungen unter den Arbeitern und Arbeitseinſtellungen, um die 
Bergwerkseigenthümer zu günſtigeren Arbeitsbedingungen zu be 
wegen, verbot, ſo zog doch die Deutſche Gewerbe-Ordnung auch 
die letzte und wichtigſte Folgerung aus der Vertragsfreiheit, in⸗ 
dem der § 6 der D. G.⸗O. ausdrücklich die Beſeitigung der Coa⸗ 
litionsverbote auf die Bergleute ausdehnte. 

Erhielten damit die Berg- und Hüttenarbeiter die gleiche 
Erwerbsfreiheit wie die übrigen Arbeiter, ſo fiel doch damit auch 
der ihnen bis dahin durch das Bergamt gewährte Schutz. Da— 
gegen blieb der geſetzliche Verſicherungszwang der Berg- und 
Hüttenarbeiter unverändert beſtehen; derſelbe wurde durch das 
Berggeſetz von 1865 ſogar aufs neue eingeſchärft, indem dasſelbe 
beſtimmte, daß für die Arbeiter aller den Berggeſetzen entworfenen 
Werke Knappſchaftsvereine beſtehen ſollen, denen die auf dieſen 
Werken beſchäftigten Arbeiter beizutreten gezwungen ſind. Ent⸗ 
ſprechend dieſem Geſetze gab es nach den Angaben der im 28. 
Bande der Zeitſchrift für das Berg-, Hütten- und Salinenweſen 
veröffentlichten Statiſtik im Jahre 1879 in Preußen 84 Knapp⸗ 
ſchaftsvereine, welche 2146 Berg-, Hütten⸗ und Salzwerke um⸗ 
faßten. Unter dieſen befand ſich eine Anzahl größerer Territorial⸗ 
vereine, welche zwar nicht den geſammten Bergbau, wohl aber 
den größeren Theil deſſelben in den betreffenden Landestheilen 
umfaſſen, und von denen ſich einige über den Bereich eines oder 


mehrerer Regierungsbezirke erſtrecken. Andere umfaſſen geringere 
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Diſtricte aber doch eine Mehrzahl von Werken. Wieder andere 
beſtehen nur für die Werke einzelner Beſitzer oder für ein einziges 
Werk. Faſt alle Knappſchaftsvereine aber haben die Beſtimmung, 
daß Mitglieder anderer Knappſchaftsvereine, deren Statut gleiche 
Grundſätze in dieſer Beziehung anerkennt, mit Anrechnung der in 
dieſen anderen Vereinen bereits erworbenen Dienſtzeit in den 
Verein aufgenommen werden können, eine Beſtimmung, durch 
welche die Freizügigkeit der Arbeiter gewahrt ſcheint. Das Sta⸗ 
tut des Knappſchaftsvereins des Stumm'ſchen Eiſenwerks enthält 
allerdings die Beſtimmung, daß aus anderen Vereinen übertretende 
Arbeiter auf dieſe Anrechnung ihres bereits erworbenen Dienſt— 
alters verzichten können, ein Verzicht der offenbar nur dann im 
Intereſſe eines Arbeiters ſein kann, wenn man ihn ohne dieſen 
Verzicht zur Arbeit anzunehmen ſich weigert. Allein der Neunkircher 
Knappſchaftsverein ſteht mit dieſer Beſtimmung allein. Würde 
ſie allgemein, ſo würde die Zugfreiheit der Arbeiter dadurch 
wieder beſeitigt. 

Die 84 Knappſchaftsvereine gewähren ihren Mitgliedern 
Krankenunterſtützung und Begräbnißgeld, ferner Unterſtützung bei 
Invalidität, Wittwen: und Waiſenpenſionen und einige wenige 
noch andere Beihülfe, wie Befreiung vom Schulgeld. Aber nach 
den Statuten von 80 Knappſchaftsvereinen, welche ich einzuſehen 
Gelegenheit hatte, geben nicht alle Vereine alle dieſe Unterſtützungen 
allen ihren Mitgliedern. Dies geſchieht nur nach den Statuten 
von 11 unter den 80 Vereinen; dieſe 11 gehören ſämmtlich zum 
Oberbergamtsbezirk Bonn, und in den meiſten iſt erſt in den 
ſiebenziger Jahren dieſe gleiche Behandlung der Mitglieder durch— 
geführt worden. Die übrigen Vereine unterſcheiden zwiſchen 
ſtändigen und unſtändigen, oder, wie andere Statuten richtiger — 
denn es handelt ſich nicht um eine größere Ständigkeit der Mit⸗ 
gliedſchaft, ſondern um eine größere Berechtigung der Mitglieder 
— ſich ausdrücken, zwiſchen meiſt- und minderberechtigten Mit⸗ 
gliedern. Nur Kranken- und Begräbnißgelder erhalten hier beide 
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Arten von Mitgliedern. Die Invaliden-, Wittwen- und Waiſen⸗ 
penſionen erhalten unter allen Umſtänden nur die Meiſtberechtigten, 
die Minderberechtigten aber nur dann, wenn ſie bei der Werks⸗ 
arbeit verunglücken. Die Aufnahme in die Reihe der Meiſtbe⸗ 
rechtigten hängt bei 4 Vereinen von dem Gutdünken des Knapp⸗ 
ſchaftsvorſtandes ab. In den übrigen Vereinen iſt ſie abgeſehen 
von den Erforderniſſen der Geſundheit, eines nicht zu geringen 
und zu hohen Alters, des Vollgenuſſes der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte an den Nachweis geknüpft, daß der Aufzunehmende auf 
einem zum Vereine gehörenden Werke eine beſtimmte Anzahl Jahre 
als minderberechtigtes Mitglied zur Zufriedenheit gearbeitet habe. 
In einem Knappſchaftsverein wird Arbeit nur während eines 
halben Jahres, in 18 Vereinen 1 Jahr, in 12 2 Jahre, in 19 
3, in 2 4, in 4 5 Jahre Arbeit, in 8 Vereinen von gewöhnlichen 
Arbeitern 6, von Söhnen Meiſtberechtigter 5, in einem Vereine 
8, bezw. 7 Jahre Arbeit als minderberechtigtes Mitglied verlangt. 
Im Ganzen iſt die Dienſtzeit, deren Zurücklegung von den als 
Meiſtberechtigte Aufzunehmenden verlangt wird, geringer im Oſten 
und Nordweſten als im mittleren und weſtlichen Preußen. Die 
Hannoverſchen Statuten verlangen meiſt nur 1 Jahr Bergarbeit 
gleichviel auf welchen Werken. Die größten Anforderungen er⸗ 
heben, mit Ausnahme des Saarbrücker Knappſchaftsvereins, die 
übrigen Vereine des Saargebiets, und die längſte ununterbrochene 
Arbeit, 8 Jahre und von Söhnen ſtändiger Mitglieder 7 Jahre, 
verlangt der Verein des Hüttenwerks der Gebrüder Stumm in 
Neunkirchen. Während ſeit 1874 die Größe der geſammten Be⸗ 
legſchaft auf den preußiſchen Werken abgenommen hat, zeigt die 
Zahl der Meiſtberechtigten auch ſeitdem eine ſtetige Zunahme, 
während die der Minderberechtigten nur bis 1873 ſteigt, ſeitdem 
abnimmt. Es iſt dies die natürliche Folge des ſeit 1874 einge⸗ 
tretenen Rückgangs der Induſtrie, in Folge deſſen zum Erſatz der 
geſtorbenen, invalide gewordenen und ausgeſchiedenen Arbeiter 


weniger neue Arbeiter angenommen wurden, während die alten 
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aus der Klaſſe der Minderberechtigten in die der Meiſtberechtigten 
allmählich aufrückten. Im Jahre 1879 waren auf ſämmtlichen 
preußiſchen Werken im Jahresmittel 153 003 meiſtberechtigte und 
103 538 minderberechtigte Mitglieder beſchäftigt. 

Die Beiträge, welche die Mitglieder bezahlen müſſen, um 
ſich die genannten Unterſtützungen zu ſichern, werden ihnen bei 
der Auszahlung des Lohnes von dieſem abgezogen und von den 
Werksbeſitzern für ſie an die Knappſchafts-Vereine abgeführt. 
Allein nicht blos in der Form von Abzügen vom Lohn ſteuern 
die Mitglieder zu den Kaſſen bei. Ein Theil ihres Lohns wird 
ihnen in der Form von Zuſchüſſen, welche die Werksbeſitzer zu 
den von den Arbeitern gezahlten Prämien zu zahlen verpflichtet 
ſind, entrichtet. Dieſe zweifache Form, in welcher ein Theil des 
Lohnes der Arbeiter als Kaſſenbeitrag abgeführt wird, hat für 
die Mitglieder, welche außer Arbeit ſind, mitunter nachtheilige 
Folgen. Hat ein Mitglied die Arbeit auf den zum Verein ge⸗ 
hörigen Werken zeitweiſe aufgegeben und regelmäßigen Urlaub 
erlangt, oder iſt es, — wenigſtens gilt dies in einigen Vereinen, 
— nachdem es ohne Urlaub zu nehmen vom Werke abgegangen 
iſt, beim Knappſchaftsvorſtand um die Rechte der Beurlaubten 
noch rechtzeitig eingekommen, ſo geht es zwar aller Anſprüche auf 
Krankenunterſtützung und in vielen Vereinen auch derjenigen auf 
Begräbnißgelder trotz alles Verſicherungszwanges und aller ge⸗ 
zahlten Beiträge verluſtig, allein es kann ſich ſeine bis zum Tage 
des Austritts entſprechend ſeinem bisherigen Dienſtalter erworbenen 
Anſprüche auf Invaliden-, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Unterſtützung be⸗ 
wahren, indem es während des Urlaubs weiter Beiträge zahlt. 
Allein ſo lange das Mitglied vom Werke abweſend iſt, fallen die 
Zuſchüſſe des Werksbeſitzers fort; in einer Anzahl von Vereinen 
verlangen die Statuten deshalb, daß der Beurlaubte auch den 
Zuſchuß des Werksbeſitzers zahle; und dann muß das Mitglied, 
trotzdem es während dieſer Zeit ſogar einen Theil ſeiner Anſprüche 


auf Unterſtützung verliert, ſeinen vollen Beitrag allein zahlen, was 
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ihm zu einer Zeit, in der es ſelbſt nichts verdient, begreiflicher 
Weiſe beſonders ſchwer fallen muß. Und auch in den Vereinen, 
— der großen Mehrzahl, — in welchen der Beurlaubte nur den von 
ſeinem Lohn bisher abgezogenen Theil ſeines Beitrags entrichten 
muß, kommt der Wegfall eines Theils der Verſicherungsanſprüche, 
für deren Erlangung er dieſen Betrag bisher entrichtete, einer 
Erhöhung ſeiner Beiträge gleich. Nur ſehr wenige Vereine be⸗ 
gnügen ſich mit der Erhebung einer bloßen Recognitionsgebühr 
von den Beurlaubten, des ſog. Feierſchichtengeldes. Dabei kommt 
es dann vor, daß diejenigen, welche regelmäßigen Urlaub erhalten 
haben, ein geringeres Feierſchichtengeld zu zahlen haben, als die⸗ 
jenigen, welche, ohne Urlaub zu erhalten abgegangen, nachträglich 
um die Ertheilung der Rechte der Beurlaubten einkamen. Nur 
der zum Militärdienſt Beurlaubte braucht keine Beiträge zu zahlen, 
um ſich die Fortdauer ſeiner bis zur Beurlaubung erworbenen 
Anſprüche auf Invaliden-, Wittwen- und Waiſen⸗Unterſtützung 
zu wahren. Einige wenige Statuten enthalten auch die Beſtim⸗ 
mung, daß bei Entlaſſung der Mitglieder aus der Arbeit wegen 
Betriebsbeſchränkung und Arbeitsmangel der Knappſchaftsvorſtand 
den unfreiwillig Feiernden die Zahlung von Beiträgen zu erlaſſen 
das Recht hat. Hier alſo iſt es in das Belieben des Knapp⸗ 
ſchaftsvorſtandes geſtellt, die Feiernden von der Zahlung von Bei⸗ 
trägen zu entbinden, ohne daß der Arbeiter Anſpruch darauf hat. 
In ſehr wenigen Vereinen endlich — faſt ausſchließlich ſolchen 
von königlichen Werken — beſteht die Beſtimmung, daß die wegen 
Arbeitsmangel entlaſſenen Mitglieder ihre Anſprüche auf Unter⸗ 
ſtützung ohne Zahlung von Beiträgen während des unfreiwilligen 
Feierns behalten. Nirgends aber hat der Arbeiter auf Befreiung 
von Beitragszahlungen Anſpruch, wenn das Feiern in dem Mangel 
einer Uebereinkunft über die Arbeitsbedingungen ſeinen Grund hat. 

Bleibt der Beurlaubte mit ſeinen Beiträgen im Rückſtand, 
ſo wird er ausgeſchloſſen. Ebenſo tritt Ausſchließung ein, wenn 


ein Arbeiter zu einem anderen Knappſchaftsverein übertritt; wenn 
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ein Arbeiter, ohne die Rechte des Beurlaubten zu erlangen, vom 
Werke abgeht; wenn ein Arbeiter mit gänzlicher Ablegung von 
der Arbeit oder mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft 
wird; wenn ein Arbeiter bei der Aufnahme in den Verein mit 
einer Krankheit, die, wenn bemerkt, ſeine Aufnahme verhindert 
hätte, behaftet war. In allen Fällen der Ausſchließung tritt Ver: 
luſt aller Anſprüche auf Unterſtützung ein. 

So finden wir einerſeits die Erwerbs-Ordnung der Berge, 
Hütten⸗ und Salinenarbeiter völlig auf der Grundlage der Frei⸗ 
heit begründet. Sie haben das Recht zu arbeiten oder nicht zu 
arbeiten. Sie haben das Recht der Freizügigkeit. Die Bedin⸗ 
gungen, unter denen ſie arbeiten, ſind Gegenſtand freier Ueberein 
kunft zwiſchen den Betriebsunternehmern und ihnen, und ſind die 
erſteren nicht bereit, ihnen die von ihnen für nöthig erachteten 
Bedingungen zuzugeſtehen, ſo haben die Arbeiter nach geſchehener 
vertrags- oder vorſchriftsmäßiger Kündigung das Recht, die Ar⸗ 
beit einzuſtellen, um die gewünſchten Verkaufsbedingungen für 
ihre Arbeit zu erzielen. Und die Erwerbsordnung erwartet, daß 
die Arbeiter von dieſen Freiheiten den geeigneten Gebrauch machen. 
Denn entſprechend der von ihr gewährten Erwerbsfreiheit kennt 
ſie keinerlei Gewährleiſtung eines Einkommens der Arbeiter. An⸗ 
dererſeits ſehen wir das Verſicherungsweſen dieſer Arbeiter noch 
genau in derſelben Weiſe geordnet wie zu der früheren Zeit als 
ſie noch, ſei es als Eigenlöhner, ſei es als Mitglieder der Knappen⸗ 
bruderſchaften, in einem feſten Verhältniſſe zu den einzelnen Werken 
ſtanden, und wie zu der darauf folgenden Zeit, als fie noch Quaſi— 
beamte waren mit beſtimmten Pflichten zur Arbeit aber auch mit 
einem Erwerb, der nicht prekär und nicht vom freien Belieben 
der Betriebsunternehmer abhängig war. Legen fie entjprechend 
der Freiheit ihrer heutigen Stellung auf einem Werke die Arbeit, 
vorübergehend oder dauernd ab, ſo verlieren ſie in Folge deſſen 
alle durch ihre Beiträge erworbenen Anſprüche auf Kranken-Unter⸗ 
ſtützung und in ſehr vielen Fällen auch die auf Begräbnißgelder / 
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auf Invaliden⸗, Wittwen⸗ und Waiſenunterſtützung. Daſſelbe tritt 
ein, wo ein Arbeiter ſich unterſteht, von dem Rechte der freien 
Vereinbarung der Verkaufsbedingungen ſeiner Arbeit Gebrauch zu 
machen. Und in den meiſten Fällen erleidet er dieſelben Verluſte, 
wenn wegen Mangels an Arbeit Betriebsbeſchränkungen eintreten, 
indem die alsdann eintretende Entlaſſung, mit der Ausnahme 
ganz vereinzelter Fälle, gleichfalls zum Erlöſchen feiner Unter⸗ 
ſtützungsanſprüche führt. So beſteht ein Widerſpruch zwiſchen 
der Erwerbsordnung und der Ordnung des Verſicherungsweſens 
der Bergleute, der in dem Maße, in dem die Erwerbsordnung 
zur Durchführung kommt, zur Unwirkſamkeit des Verſicherungs⸗ 
zwanges in Herbeiführung einer wirklichen Verſicherung der Ge⸗ 
zwungenen führt. 

Es iſt nicht möglich mit voller Genauigkeit ziffermäßig anzu⸗ 
geben, in welchem Maße dieſe Unwirkſamkeit eingetreten iſt, ſeit⸗ 
dem durch die Gewerbe-Ordnung von 1869 die letzten rechtlichen 
Schranken, welche die Bergleute in der Geltendmachung ihrer Er— 
werbsintereſſen behinderten, beſeitigt wurden. Dazu wäre noth⸗ 
wendig, daß die Knappſchaftsſtatiſtik im Einzelnen die Urſachen 
angäbe, welche zum Abgang der ausgeſchiedenen Mitglieder führ⸗ 
ten, oder daß fie wenigſtens bei allen Knappſchafts-Vereinen mit⸗ 
theilte, wie viele unter den während des Jahres in die einzelnen 
Vereine neu Eingetretenen aus anderen Vereinen übertraten. Im 
letzteren Falle ließe ſich durch Subtraction der Uebergetretenen von 
den Ausgeſchiedenen die Zahl Derjenigen ermitteln, welche der 
Verſicherung völlig verluſtig gingen. Obwohl die Jahresberichte 
derjenigen Knappſchaftsvereine, welche ich einzuſehen Gelegenheit 
hatte, die Zahl der Uebergetretenen erkennen laſſen, macht die 
vom Miniſterium der öffentlichen Arbeiten veröffentlichte Statiſtik 
die bezüglichen Angaben nur rückſichtlich des Saarbrücker Knapp⸗ 
ſchaftsvereins. Allein die Zahl der von 1869 —1879 aus anderen 
Vereinen in dieſen Verein Uebergetretenen iſt im Verhältniß zur 


Zahl der neueingetretenen meiſtberechtigten Mitglieder gering. Sie 
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beträgt 657 zu 16357. Und nicht nur dies zeigt, daß der Uebertritt 
zu anderen Vereinen unter den Urſachen, die zur Ausſcheidung 
der Meiſtberechtigten führen, von untergeordneter Bedeutung iſt, 
es zeigt dies noch mehr die einfache Ueberlegung, daß während 
wir ſeit 1873 die Zahl der im Jahresmittel von ſämmtlichen 
Werken beſchäftigten minderberechtigten Knappſchaftsgenoſſen ſtetig 
abnehmen ſehen, und ſeit 1874 ſogar die Größe der geſammten 
Belegſchaft abnimmt, die Zahl der im Jahresmittel beſchäftigten 
meiſtberechtigten Knappſchaftsmitglieder ſtetig wächſt. Dies iſt 
nur dadurch möglich, daß die enorme Mehrzahl der in den ein⸗ 
zelnen Vereinen als neueingetreten verzeichneten Meiſtberechtigten 
aus der Klaſſe der Minderberechtigten der betreffenden Vereine 
aufgerückt iſt. Außerdem gehört zu den als neueingetreten ver⸗ 
zeichneten Meiſtberechtigten noch die Zahl der wieder angefahre⸗ 
nen Invaliden, von 1869 — 1879 auf ſämmtlichen preußiſchen 
Bergwerken 3256. Es bleiben alſo nur ſehr wenige von den als 
neueingetreten Verzeichneten, welche aus anderen Vereinen über⸗ 
traten, und die große Maſſe der als ausgeſchieden verzeichne⸗ 
ten Meiſtberechtigten muß aus der Verſicherung völlig ausgeſchie⸗ 
den ſein. 

Betrachten wir nun zuerſt den Saarbrücker Verein, über den 
wir die eingehendſten Angaben beſitzen. Derſelbe umfaßt die Ar⸗ 
beiter auf neun königlichen Steinkohlengruben in Saarbrücken. 
Die Knappſchaft beſteht aus activen und inactiven Mitgliedern. 
Die Activen zerfallen in Ständige und Unſtändige, und jede dieſer 
Abtheilungen in Arbeiter, Beamte erſter Klaſſe mit einem Gehalt 
von 90 Mark monatlich und mehr und Beamte zweiter Klaſſe 
mit einem Gehalte unter 90 Mark. 

Die Bedingungen zur Aufnahme unter die ſtändigen Mit⸗ 
glieder ſind: 1. körperliche Geſundheit oder zehn Jahre ununter⸗ 
brochener Dienſt; 2. Lebensalter nicht über vierzig Jahre oder 
zehn Jahre ununterbrochener Dienſt; 3. Nachweis einer ununter⸗ 


brochenen dreijährigen Dienſtzeit. Mitgliedern fremder Vereine, 
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welche hierin gleiche Grundſätze anerkennen, wird beim Uebertritt 
in den Saarbrücker Verein die in jenen Vereinen erworbene Dienſt⸗ 
zeit angerechnet. 

Ein Mitglied wird beurlaubt, wenn es mit Genehmigung 
oder auf Veranlaſſung der Werksbehörde auf beſtimmte, von der⸗ 
ſelben feſtgeſetzte Zeit die Arbeit oder den Dienſt auf der Grube 
unterbricht. Der Beurlaubte hat ſtatt ſeines ordentlichen Beitrags 
ein Feierſchichtengeld von 50 Pfennigen monatlich von drei Monat 
zu drei Monat pränumerando zu zahlen. Mit der Beurlaubung 
hört das Recht auf Krankenunterſtützung und unentgeltlichen Schul⸗ 
unterricht der Kinder in den Elementarſchulen auf. Dagegen be⸗ 
hält der Beurlaubte alle Rechte auf Invaliden-, Wittwen⸗ und 
Waiſen⸗Unterſtützung ſowie die auf Sterbegeld, die er bis zum 
Antritt des Urlaubs erworben hatte. Auch wer ohne Beurlaubung 
ausſcheidet, kann ſich die Rechte des Beurlaubten wahren, wenn 
er innerhalb vier Wochen nach ſeinem Ausſcheiden um die Rechte 
des Beurlaubten einkommt und deſſen Pflichten erfüllt. 

Verluſt der Mitgliedſchaft und aller Anſprüche auf Unter⸗ 
ſtützung tritt ein: 1. wenn ein Arbeiter, ohne beurlaubt oder 
arbeitsunfähig zu ſein, die Arbeit verläßt, und nicht innerhalb 
vier Wochen um die Rechte des Beurlaubten einkommt; 2. wenn 
ein Mitglied in drei auf einander folgenden Monaten keine Bei⸗ 
träge zahlt; 3. wenn ein Mitglied durch rechtskräftiges Urtheil 
der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig geht; 4. wenn ein unſtän⸗ 
diges Mitglied nach ſechsmonatlicher Erkrankung und Behandlung 
ungeheilt aus der Kur entlaſſen wird. 

Dieſe Bedingungen gehören zu den allergünſtigſten, die ſich 
bei den verſchiedenen Knappſchaftsvereinen finden. Nicht nur die 
Bedingungen für die Aufnahme unter die ſtändigen Mitglieder 
ſind günſtiger wie die der übrigen Vereine des Saargebiets, welche 
alle ſechsjährige Dienſtzeit fordern. Vor Allem zeigt ſich in den 
vergleichsweiſe günſtigen Beſtimmungen über die Beurlaubung, 


daß hier, ähnlich wie in den zu den übrigen königlichen Werken 
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gehörenden Vereinen, welche von den wegen Betriebsbeſchränkung 
und Arbeitsmangel Beurlaubten gar keine Beiträge fordern, that⸗ 
ſächlich noch immer die alte Auffaſſung, nach welcher die Berg⸗ 
leute als Quaſi⸗Beamte gelten, ihre Wirkung ausübt. Und wenn 
auch die ſeit 1877 eingetretene Minderung der Belegſchaft der 
Gruben auf Betriebsbeſchränkungen deutet, ſo haben die könig⸗ 
lichen Gruben doch die kritiſchſten Jahre ohne Minderung der 
Belegſchaft überſtehen können, und keine Grube iſt ſeit 1869 ganz 
außer Betrieb geſetzt worden. Dies waren für die Zeit anormal 
günſtige Bedingungen für die Saarbrücker Knappſchaftsgenoſſen, 
denen gegenüber, in Anbetracht der Verhältniſſe, das Recht auf 
Mitwirkung bei der Vereinbarung der Arbeitsbedingungen, das 
gegenüber den königlichen Behörden allerdings wohl am wenigſten 
geltend gemacht werden konnte, nur wenig in Betracht kommen 
konnte. a 

Dem entſprechend finden wir auch bei dieſem Vereine, daß 
während der Beſtand von ſtändigen Mitgliedern am 1. Januar 1869 
8782 betrug und von 1869 —1879 16357 als ſtändige Mitglieder 
eintraten, von dieſen 25 139, welche während der genannten 11 Jahre 
durch ihre Eintrittsgelder und Beiträge ſich den Anſpruch auf In⸗ 
validen⸗, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Unterſtützung und auf unentgelt⸗ 
lichen Schulunterricht ihrer Kinder erworben hatten, nur 2427 
d. h. 9,65 Procent aus anderen Urſachen als Tod und Invalidität 
aus dem Verein ausſchieden. Nimmt man an, von dieſen Ausge⸗ 
ſchiedenen ſeien ebenſoviele, nämlich 657, in andere Vereine als 
Meiſtberechtigte übergetreten, als Meiſtberechtigte aus dieſen in 
den Saarbrücker Verein übertraten — und angeſichts der günſtigen 
Bedingungen des Saarbrücker Vereins iſt dies eher eine über- 
treibende Annahme — ſo ergiebt ſich, daß in dieſem Verein für 
7,04 Procent der zur Verſicherung der genannten Unterſtützungen 
Gezwungenen der Verſicherungszwang keine wirkliche Verſicherung 
herbeiführte. 

Viel höher aber ſtellt ſich die Zahl Derjenigen, welche zur 
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Verfiherung von Kranken und Begräbnißgeldern vergeblich ge⸗ 
zwungen wurden. Der Beſtand an Minderberechtigten betrug am 
1. Januar 9942, der Zugang von Minderberechtigten von 1869 bis 
1879 15816; im Ganzen gehörten dem Verein von 1869 —1879 
25 758 als Minderberechtigte an. Von dieſen wurden 15489 
meiſtberechtigt, 6167 ſchieden aus. Zieht man die 15 489 meiſt⸗ 
berechtigt Gewordenen von den Minderberechtigten ab und zählt 
zu dem Reſte die oben genannten 25 139 Meiſtberechtigten, ſo er⸗ 
giebt ſich, daß von 1869 —1879 35 408 Arbeiter dem Verein an⸗ 
gehörten und Beiträge zur Verſicherung von Krankenunterſtützun⸗ 
gen und Begräbnißgeldern bezahlten. Von dieſen ſchieden 8594 
aus anderen Urſachen als Invalidität und Tod aus dem Verein 
aus. Von dieſer Ziffer wären die in andere Vereine Ueberge⸗ 
tretenen abzuziehen, dagegen wären Alle, welche ohne ſchließlich 
auszuſcheiden, als Beurlaubte ihren Anſpruch auf Kranken⸗Unter⸗ 
ſtützung und Begräbnißgelder verloren, hinzuzuzählen. Ich glaube 
nicht, daß man viel fehl geht, wenn man beide Größen als un⸗ 
gefähr gleich außer Anſatz läßt. Dann ergiebt ſich, daß der Ver⸗ 
ſicherungszwang bei 24,27 Procent Derjenigen, welche Eintritts⸗ 
gelder und Beitrittsgelder entrichteten, nicht zu einer wirklichen 
Verſicherung von Kranken-Unterſtützung und Begräbnißgeldern 
führte. 

Betrachten wir nunmehr den Oberſchleſiſchen Knappſchafts⸗ 
verein, bei dem, wenn er auch nicht ganz Oberſchleſien umfaßt, — 
es beſteht daſelbſt noch der fürſtlich Pleſſer Verein mit 865 Mit⸗ 
gliedern, — doch der Uebertritt aus anderen Vereinen ſo wenig 
eine Rolle ſpielt, daß die Vereinsſtatuten nicht einmal eine darauf 
bezügliche Beſtimmung enthalten. Der Verein umfaßte 1879 
119 Berg: und Hüttenwerke gegen 169 Werke im Jahre 1873. 
Die Eigenſchaft als Meiſtberechtigter wird hier, abgeſehen von 
den übrigen üblichen Bedingungen, bereits nach einjähriger Dienſt⸗ 
zeit auf einem Vereinswerke erworben. Beurlaubte behalten ihre 
Anſprüche auf Invaliden⸗, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Unterſtützung, 
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wenn fie ihre Beiträge in vierteljährlichen oder monatlichen Raten 
ohne beſondere Aufforderung an die Vereinskaſſe zahlen. Bei 
Arbeitsmangel oder außerordentlichen Zuſtänden der Noth, kann 
der Knappſchaftsvorſtand unverſchuldet feiernde Mitglieder von 
der Beitragszahlung entbinden und ihnen dennoch die Leiſtungen 
des Vereins zu Theil werden laſſen. Und daran, daß der ober⸗ 
ſchleſiſche Arbeiter von feinem Rechte bei der Feſtſtellung der Arz 
beitsbedingungen mitzuſprechen Gebrauch mache, iſt kaum zu den— 
ken; auch bei den vorigjährigen Revolten handelte es ſich nicht 
darum, ſondern um eine Empörung gegenüber groben Mißbräuchen. 
Auch hier alſo find die Verhältniſſe der Herbeiführung einer wirk⸗ 
lichen Verſicherung aller zum Eintritt in den Knappſchaftsverein 
Gezwungenen durch den Verſicherungszwang möglichſt günſtig. 

Allein mag der Knappſchaftsvorſtand in noch ſo liberaler 
Weiſe die wegen Arbeitsmangel Feiernden von der Beitragszah⸗ 
lung entbinden und ihnen dennoch die Leiſtungen des Vereins zu 
Theil werden laſſen: wenn die Kaſſe ſolvent bleiben ſoll, wird 
ſich auf dieſem Wege niemals verhindern laſſen, daß in Zeiten 
eines großen Rückganges der Induſtrie eine große Anzahl von 
Arbeitern aus dem Verein ausſcheiden und damit ihre Anſprüche 
auf Unterſtützung verlieren muß. Wie große Betriebsbeſchran— 
kungen eintreten können zeigt der Unterſchied zwiſchen der Zahl 
der Vereinswerke in den Jahren 1873 und 1879 von 169 und 
119, zwiſchen der Größe der im Jahresmittel beſchäftigten Be⸗ 
legſchaft in den Jahren 1874 und 1879 von 38 822 und 
37181. Im Jahre 1875 allein wurden 783 wegen Arbeits⸗ 
mangel beurlaubt und von der Beitragszahlung befreit; 1877 
wurden 1151 neu beurlaubt; und am 31. Dezember 1879 betrug 
der Beſtand der Beurlaubten noch 1017. Dem entſprechend fin⸗ 
den wir, daß von den 28 307 Arbeitern, welche dem Verein von 
1869 — 1879 als Meiſtberechtigte angehörten, 3109, von den 
56 185 Arbeitern, welche während dieſer Zeit als Meiſt- oder 
Minderberechtigte dem Verein angehörten, 6591 aus anderen Ur⸗ 
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ſachen als Invalidität und Tod aus dem Verein ausſchieden. 
Mit anderen Worten, trotz des Verſicherungszwangs und aller Li⸗ 
beralität der Verwaltung waren von Denen, welche in den ge⸗ 
nannten 11 Jahren Beiträge zur Verſicherung von Invaliden⸗, 
Wittwen- und Waiſen-Unterſtützung bezahlten, 10,98 Procent, 
von denen, welche Beiträge zur Sicherung von Kranken- und Be⸗ 
gräbnißgeldern zahlten, 11,73 Procent nicht wirkſam verſichert. 

Wenden wir uns nach dieſer Betrachtung des Knappſchafts⸗ 
vereins einer Anzahl ſtaatlicher Gruben und eines großen Terri⸗ 
torialvereins, der die Arbeiter vieler Werke umfaßt, zur Betrach⸗ 
tung des Knappſchaftsvereins des Werks eines großen Induſtriel— 
len. Der Knappſchaftsverein der Berg- und Hüttenwerke der 
Gebrüder Stumm zu Neunkirchen verlangt abgeſehen von den 
üblichen Aufnahmebedingungen, wie ſchon bemerkt wurde, von den 
Arbeitern, die als ſtändige Mitglieder aufgenommen werden wol⸗ 
len, daß ſie auf einem zum Vereine gehörigen Werke 8 Jahre 
und, wenn ſie Söhne ſtändiger Mitglieder ſind, 7 Jahre lang ohne 
ſelbſtverſchuldete Unterbrechung als unſtändige Mitglieder zur Zus 
friedenheit des Werksbeſitzers gearbeitet haben. Beurlaubte haben 
zur Wahrung ihrer Unterſtützungsanſprüche ihre bisherigen Bei⸗ 
träge fortzuzahlen. Alle, welche ohne Urlaub die Werksarbeit 
aufgeben, verlieren die Mitgliedſchaft. Dabei iſt zu bemerken, daß 
wegen Arbeitsmangels wohl noch kein Arbeiter in Neunkirchen 
entlaſſen worden iſt. Ununterbrochen, ſelbſt in den Jahren des 
allgemeinen Rückgangs der Induſtrie, ſehen wir die Neunkircher 
Belegſchaft an Zahl ſtetig wachſen. Nur daß hier die unſtändi⸗ 
gen Mitglieder ſehr viel mehr zunehmen als die ſtändigen, wie 
ſich dies aus der langen Dienſtzeit, die von den als ſtändige Mit⸗ 
glieder aufzunehmenden Arbeitern verlangt wird, von ſelbſt er⸗ 
klärt. 

Allein wenn auch Arbeitsmangel hier keinen Arbeiter der Ar⸗ 
beitsgelegenheit und damit der erworbenen Verſicherungsanſprüche 


zu berauben droht, ſo erwächſt dieſen Anſprüchen des Arbeiters 
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um jo größere Gefahr aus der lebhaften Gegnerſchaft des Werks⸗ 
beſitzers gegen die durch die heutige Erwerbsordnung den Arbeitern 
gewährte Gleichberechtigung mit dem Arbeitgeber. Wenn ich recht 
berichtet bin, ſo war Herr Stumm ſ. Z. empört, daß die von 
1871-1876 im Auftrag der Bonner Conferenz von Arbeitgebern 
und Arbeiterfreunden herausgegebene Zeitſchrift „Concordia“ für 
eine ſo radikale Einrichtung, wie es die Einigungsämter angeb⸗ 
lich ſeien, eintrat; und dieſe und ähnliche Mißhelligkeiten bewogen 
ihn ſchließlich, ſich von dem Unternehmen zu trennen. Bekannter 
ſind die neueſten Vorgänge im Saarrevier. Wie Herr Stumm 
in den Reichstagsſitzungen vom 19. April 1880 und 3. März 
1881 mittheilte, ſind gleich beim Beginn der ſocialdemokratiſchen 
Gefahr die Arbeitgeber des Saarreviers zuſammengetreten und 
haben erklärt: wir entlaſſen jeden Arbeiter, der einem ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Verein beitritt, der eine ſocialdemokratiſche Zeitung hält, 
oder der ſelbſt ein Wirthshaus beſucht, in dem ſocialdemokratiſche 
Verſammlungen abgehalten werden, oder wo ein ſocialdemokrati⸗ 
ſches Blatt ausliegt. Was aber hier alles als „ſocialdemokratiſch“ 
betrachtet wird, zeigt das Vorgehen gegen das fortſchrittliche „Neun⸗ 
kircher Tagblatt.“ Daſſelbe entlehnte einem Berliner ſchutzzöllne⸗ 
riſchen Organe ein Gedicht „Der alte Arbeiter“, das nichts weiter 
iſt als eine recht eindringliche Mahnung zur Errichtung von Alters⸗ 
verſorgungs⸗ und Invalidenkaſſen, und mittelſt deſſen das Berliner 
Blatt für das Wirthſchaftsprogramm des Fürſten Bismarck agi⸗ 
tirte. Hierauf bedrohte Herr Stumm alle Arbeiter, welche das 
„Neunkircher Tagblatt“ halten, leſen, oder ſolche Wirthshäuſer 
beſuchen würden, in welchen daſſelbe aufliege, mit Entlaſſung. 
Selbſt auf diejenigen Arbeiter, deren Frauen das Blatt austrügen, 
ſoll die Drohung erſtreckt worden ſein. Und nicht nur dies! Herr 
Stumm veranlaßte auch die übrigen Arbeitgeber des Saarreviers, 
darunter die königliche Bergwerks⸗Direction zu Saarbrücken, die 
gleiche Ankündigung zu erlaſſen. Wie wenig das Vorgehen ge⸗ 


rechtfertigt war, zeigt, daß die königliche Bergwerks⸗Direction auf 
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Geheiß des Minifters die Ankündigung zurücknehmen mußte. Da⸗ 
gegen erhielt Herr Stumm ſeine Drohung aufrecht. 

In Neunkirchen wird alſo nicht nur das durch die heutige 
Erwerbsordnung den Arbeitern verliehene Recht, bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Arbeitsbedingungen mitzureden, beſtritten, auch die 
freie Ausübung der allgemeinen bürgerlichen Rechte der Arbeiter 
iſt dort bedroht. Wer ein Blatt lieſt, das dem Werkbeſitzer miß⸗ 
fällt, oder auch nur durch Wirthshausbeſuch ſich in Verdacht ſetzt, 
es zu leſen, ſieht dadurch alle durch ſeine Beiträge erworbenen 
Anſprüche auf Unterſtützung beſeitigt. Und ſo erklärt es ſich denn, 
warum trotz des Werthes, den die Arbeiter der Zugehörigkeit zu 
einem Werke, das ſo ſtetige Beſchäftigung bietet, beilegen müſſen 
und trotz der Bedenken, die ſie abhalten müſſen, ein durch un⸗ 
unterbrochene Arbeit während acht bezw. ſieben langer Jahre er⸗ 
worbenes Recht, preiszugeben, von den 937 Arbeitern, welche von 
1869 - 1879 als Meiſtberechtigte dem Neunkircher Verein ange⸗ 
hörten, 127 ausſchieden, warum von den 8568, welche während 
dieſer Zeit dem Verein, ſei es als Meiſt-, ſei es als Minderbe⸗ 
rechtigte angehörten, 6488 ausſchieden aus anderen Gründen als 
Invalidität und Tod. Mit anderen Worten, von 1869 — 1879 
verloren von den zur Invaliden-, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Verſiche⸗ 
rung Gezwungenen 13,66 Procent, von den zum Eintritt in die 
Verſicherung von Kranken- und Begräbnißgeldern Gezwungenen 
75,72 Procent ihre Anſprüche; 13,66, beziehungsweiſe 75,72 Pro⸗ 
cent waren trotz Verſicherungszwangs nicht wirklich verſichert. 

Noch größere Procentverhältniſſe der Ausgeſchiedenen zur Zahl 
der Eingetretenen zeigen die Knappſchaftsvereine der übrigen Werke 
des Saarreviers und ſeiner Umgegend. Auch findet ſich ja auf 
dieſen Werken nicht eine ähnliche Stetigkeit des Betriebs wie auf 
dem Stumm'ſchen Werke. Ich will hier nur die Ziffern, welche 
die Meiſtberechtigten betreffen, anführen. Vorausgeſchickt ſei, daß 
in allen den Werken der Gegend, deren Statuten mir bekannt ge⸗ 
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werden, welche 6, und wenn fie Söhne Meiſtberechtigter find, 
5 Jahre ununterbrochen auf Vereinswerken gearbeitet haben. Von 
1869-1879 ſchieden von den Eingetretenen aus, im Knappſchafts⸗ 
verein der Maria-Hütte 16,92, in dem der Stromberger Hütte 
18,18, in dem der Burbacher Hütte 24,33, in dem der Hal⸗ 
berger Hütte 27,4, in dem des Reviers St. Goar 34,94, in dem 
der Rheinböller Hütte 36,99, in dem des Reviers St. Wendel 
67,32 Procent. Von dieſen Ausgeſchiedenen mag immerhin eine 
Anzahl in andere Vereine übergetreten ſein. Allein eine große 
Anzahl ſchied jedenfalls wegen Betriebsbeſchränkungen aus und 
fand bei dem allgemeinen Rückgang der Induſtrie anderswo ſchwer— 
lich Beſchäftigung und Aufnahme. Und wo hätten Diejenigen, 
welche, weil ſie mißliebige Blätter geleſen oder durch Wirthshaus⸗ 
beſuch zu dem Verdacht, ſie geleſen zu haben, Anlaß gegeben 
hatten, angeſichts der Coalition der Arbeitgeber des Saarreviers 
Aufnahme finden und damit ihre Verſicherungsanſprüche ſich er— 
halten können! 

Es iſt unmöglich hier die Procentſätze der Ausgeſchiedenen für 
alle einzelnen preußiſchen Knappſchaftsvereine anzuführen und zu 
erörtern. Ich habe dieſen Procentſatz für jeden einzelnen derſelben 
berechnet. Es finden ſich unter dieſen Vereinen ſolche, die über⸗ 
haupt nur 10 bis 20 Mitglieder haben. Hier führt die Procent⸗ 
berechnung bei einigen zu ungemein niedrigen, bei anderen zu un⸗ 
gemein hohen Procentziffern. Sieht man von dieſen Vereinen 
ab, ſo iſt zu ſagen, daß die hier erörterten Verhältniſſe des Saar⸗ 
brücker, des Oberſchleſiſchen und des Neunkircher Vereins zu den 
allergünſtigſten gehören. Dies wird auch Jedem mit der Knapp⸗ 
ſchaftsſtatiſtik nicht Vertrauten ſofort glaubwürdig erſcheinen, wenn 
er den Procentſatz der Ausgeſchiedenen ins Auge faßt, der ſich 
für die Geſammtheit der preußiſchen Knappſchaftsvereine ergiebt. 

Am 1. Januar 1869 betrug die Zahl der meiſtberechtigten 
Mitglieder in der Geſammtheit der preußiſchen Knappſchaftsvereine 
88589. Vom 1. Januar 1869 bis 31. December 1879 traten 
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212 969 als meiſtberechtigte Mitglieder in dieſelben ein. Von 
1869 bis 1879 gehörten alſo 301 558 Arbeiter als Meiſtberech⸗ 
tigte den Vereinen an. Von dieſen ſchieden in der gleichen Zeit 
aus anderen Gründen als Invalidität und Tod 103 763 d. h. 
34,4 Procent aus. Mögen unter den als ausgeſchieden und neu 
eingetreten Bezeichneten immerhin viele aus einem Verein in den 
anderen Uebergetretene enthalten ſein: wenn man erwägt, daß ſich 
von 1873 bis 1879 die Zahl der Vereinswerke von 2927 auf 
2146, von 1874 bis 1877 die Größe der im Jahresmittel beſchäf— 
tigten Belegſchaft von 258 830 anf 252 015 vermindert hat, wird 
man nicht zweifeln, daß die Mehrzahl der Ausgeſchiedenen mit 
dem Ausſcheiden ihre durch ihre Beiträge erworbenen Anſprüche 
auf Invaliden-, Wittwen- und Waiſen⸗Unterſtützung völlig ver: 
loren hat. 

Was Diejenigen angeht, welche von 1869 bis 1879 als 
minderberechtigte Knappſchaftsgenoſſen den Vereinen angehörten, jo 
kann ihre Zahl aus der officiellen Statiſtik nicht vollſtändig er 
mittelt werden: denn der größte unter allen Vereinen, der Mär: 
kiſche Verein, hat für kein einziges Jahr die Zahl der als Minder— 
berechtigte Neu-eingetretenen und Ausgeſchiedenen, ſondern immer 
nur den Ueberſchuß der Erſteren über die Letzteren oder der Letzte⸗ 
ren über die Erſteren angegeben, und auch ein anderer großer 
Verein, der Eſſen⸗Werden'ſche, hat ſich für die Jahre 1877 und 
1878 auf dieſe letztere Angabe beſchränkt. Man wird ohne Zweifel 
noch um ein Beträchtliches hinter der Wirklichkeit zurückbleiben, 
wenn man annimmt, es ſeien im Märkiſchen Vereine von 1869 
bis 1879 und im Eſſen⸗Werden'ſchen Vereine in den Jahren 1877 
und 1878 ſo viele Arbeiter als Minderberechtigte neu eingetreten 
und ausgeſchieden, als in derſelben Zeit als Meiſtberechtigte in 
dieſe Vereine aufgenommen wurden. In Folge deſſen ſind für 
den Märkiſchen Verein mindeſtens 32679 und für den Eſſen⸗ 
Werden'ſchen Verein mindeſtens 2676 Arbeiter der Summe Der⸗ 
jenigen zuzuzählen, welche von 1869 bis 1879 in der Geſammt⸗ 
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heit der preußischen Knappſchaftsvereine als Minderberechtigte als 
neu eingetreten oder ausgeſchieden verzeichnet ſind. Macht man 
dieſe Zuzählung, ſo ergiebt ſich Folgendes: Am 1. Januar 1869 
gehörten 99 669 Arbeiter als minderberechtigte Mitglieder der 
Geſammtheit der preußiſchen Knappſchaftsvereine an. Von 1869 
bis 1879 traten ferner 329026 als Minderberechtigte in die Ver: 
eine ein. Von der Geſammtheit der Minderberechtigten 428 695 
ſchieden in der gleichen Zeit 310319 aus. Nimmt man an, daß 
von dieſen Ausgeſchiedenen 209 713 meiſtberechtigte Mitglieder 
wurden, jo bleiben 100 606 völlig ausgeſchiedene. Sonach ſchieden 
von 301558 Meiſtberechtigten und 218 982 Minderberechtigten, 
zuſammen von 520 540 Mitgliedern 103 763 + 100 606 = 204 369 
aus. Hierzu wären noch zu rechnen Diejenigen, welche durch Be⸗ 
urlaubung, ohne daß ſie ausſchieden, ihre Verſicherungsanſprüche 
verloren. Dagegen wären abzuziehen Diejenigen, welche trotz des 
Ausſcheidens durch Uebertritt in einen anderen Verein ſich dieſe 
Anſprüche bewahrten. Setzt man beide Größen einander gleich 
und läßt ſie deshalb unberückſichtigt, ſo ergiebt ſich, daß 39,26 Pro⸗ 
cent der Arbeiter, welche von 1869 bis 1879 den preußiſchen 
Knappſchaftsvereinen als Mitglieder angehörten, ihrer Anſprüche 
auf Kranken- und Begräbnißgelder verluſtig gingen, weil Erwerbs⸗ 
ordnung und Ordnung des Verſicherungsweſens auf verſchiedenen 
Grundſätzen beruhten. 

Ich dächte, die Reſultate dieſer Betrachtung der Knappſchafts⸗ 
vereine beſtätigten auf's Glänzendſte meinen Satz, daß Erwerbs— 
ordnung und Ordnung das Verſicherungsweſen mit einander genau 
übereinſtimmen müſſen, wenn die Arbeiterverſicherung wirkſam ſein 


ſoll. Dabei ift, wie Gerkrath, ein Freund der Zwangsverſicherung, 


bemerkt !?), „der Bergbau- und Hüttenbetrieb vielleicht derjenige 
Induſtriezweig, welcher in ſeinem ganzen Umfange und für län⸗ 
gere Zeitperioden noch am wenigſten Schwankungen im Ab- und 
Zugang des Arbeiterperſonals unterworſen iſt.“ Sind aber dies 
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die den Arbeitern eine verhältnißmäßig ftetige Beſchäftigung bietet, 
wie ſollte dann, jo lange die heutige Erwerbsordnung beſteht, 
der Stumm'ſche Antrag, das Knappſchaftsweſen auf andere In⸗ 
duſtriezweige, unter denen viele eine geringere Stetigkeit der Be⸗ 
ſchäftigung aufweiſen, für berechtigt und erſtrebenswerth erachtet 
werden können! 


VI. 


Mit dem hier geführten Nachweiſe, daß der Beitrittszwang 
zu den Knappſchaftsvereinen ebenſo wie der zu den gewerblichen 
Hülfskaſſen ſich außer Stand gezeigt hat, zu einer wirklichen Ver: 
ſicherung aller zum Beitritt Gezwungenen zu führen, iſt aber der 
Satz von der Unverträglichkeit des Arbeiterverſicherungszwangs 
und der heutigen auf der perſönlichen Freiheit und rechtlichen 
Gleichheit beruhenden Erwerbsordnung noch keineswegs gegen alle 
Anfeindungen ſicher geſtellt. Läßt ſich doch der in der That von 
Vielen erhobene Einwand geltend machen, die nachgewieſene Un- 
wirkſamkeit des Kaſſenzwangs in Herbeiführung einer wirklichen 
Verſicherung beruhe lediglich in der fehlerhaften Organiſation der 
Arbeiterverſicherung. Bei richtiger Organiſation werde auch bei 
Fortbeſtand der heutigen Erwerbsordnung der Kaſſenzwang zur 
wirklichen Sicherheit aller zum Beitritt Gezwungenen führen. Man 
hat eine ganze Reihe von Vorſchlägen gemacht, wie die Verſiche— 
rung einzurichten ſei, damit dies erreicht werde. Und es erübrigt, 
dieſe Vorſchläge in Bezug auf ihre Ausführbarkeit und ihre Wir⸗ 
kungen gleichfalls zu prüfen. 

Allein bevor auf dieſe Prüfung eingegangen wird, noch ein 
paar Worte gegenüber Schriftſtellern, welche den erörterten Män⸗ 
geln des Arbeiterverſicherungszwangs wenig Bedeutung beilegen 
zu dürfen glauben. 

Zu dieſen gehört, was meine Kritik der Wirkſamkeit der 
gewerblichen Hülfskaſſen angeht, Conrad. Conrad meint!?), ich 
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habe nur nachgewieſen, „wie das Beſſere leicht der größte Feind 
des Guten ſein könne. Weil nicht allen Anforderungen von den 
bisherigen Hülfskaſſen genügt worden, werfe ich ſie als gänzlich 
unbrauchbar einfach über Bord; geradeſo wie die Socialiſten die 
Schultze⸗Delitzſch'ſchen Beſtrebungen angriffen, weil fie nicht angethan, 
die ganze Arbeiterfrage zu löſen.“ Allein mein verehrter College 
hat bei dieſen Bemerkungen weder die Genauigkeit noch die Ueber— 
legung, die ihn ſonſt ſo ſehr auszeichnen, gezeigt. Nicht daß ſie 
nicht allen Anforderungen genügten, habe ich den bisherigen Hülfs— 
kaſſen vorgeworfen. Weil die bisherige Ordnung der Arbeiter— 
verſicherung die erſte und elementarſte Vorbedingung, damit ſie 
ihr Ziel erreiche, die Verſicherung gegen Verdienſtloſigkeit, ver⸗ 
nachläſſigte, weil die Hülfskaſſen deshalb den beſchränkten Zweck, 
für den ſie beſtanden und beſtehen, nicht erreichen, habe ich die 
beſtehende Ordnung der Arbeiterverſicherung als ungenügend hin— 
geſtellt. Conrad's Sträuben gegen die Verſicherung für den Fall 
der Arbeitsloſigkeit beweiſt nur, daß Mangelhaftes, wenn es nur 
gewohnt iſt, der Erreichung von Beſſerem, das ungewohnt iſt, 
auch dann hindernd im Wege ſtehen kann, wenn das Beſſere allein 
erſt gut iſt, und ſeine Verwirklichung an anderen Orten, mag ſie 
auch erſt in beſchränktem Maße ſich finden, gezeigt hat, daß die 
Erreichung dieſes Guten jedenfalls keine Utopie iſt. 

Ebenſo glaubt Adickes“), der in Folge von Verdienſtloſigkeit 
drohenden Unwirkſamkeit des Arbeiterzwangs wenig Bedeutung 
beilegen zu ſollen. Auch er meint, beſſer vorübergehende als 
keine Arbeiterverſicherung. Außerdem dürfe man nicht überſehen, 

daß das Vorübergehende der Verſicherung auch ſeine Vortheile 
für den Arbeiter habe. Wenn die Verſicherung in Folge eintre⸗ 
tender Verdienſtloſigkeit auch nur eine vorübergehende ſei, ſo könnten, 
da die Kaſſen auf Gegenſeitigkeit beruhten und Ueberſchüſſe auf 
die Dauer nicht gemacht würden, die Prämien auch entſprechend 
niedriger ſein. 

Allein einmal iſt es nicht richtig, daß die Verdienſtloſigkeit 
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eine Erniedrigung der Prämienſätze herbeiführt. Gerade das Ge⸗ 
gentheil iſt der Fall. Man leſe doch die Ausführungen Gerkrath's 
über die Invaliden-⸗Verſicherung und feinen an einem Beiſpiel 
aus der Wirklichkeit, einem der älteſten und größten Berg- und 
Hüttenwerke Weſtfalens, ziffermäſſig geführten Beweis!“). Wird die 
Arbeiterzahl wegen Verſchlechterung der Conjunctur vermindert, 
„ſo kommen in erſter Linie immer die unverheiratheten jüngeren 
Arbeiter zur Entlaſſung, zugleich aber wird mit Herabſetzung der 
Arbeitslöhne bei älteren ein ſtärkeres Drängen zur Invalidiſirung 
erkennbar, während bei ſteigender Conjunctur und höheren Arbeits⸗ 
löhnen wieder vorzugsweiſe jüngere Arbeiter neu eintreten und 
die älteren ſo lange, als ihre Kräfte reichen, von den höheren 
Löhnen Nutzen ziehen wollen. Auf dieſe Weiſe ſehen wir hier 
in der kurzen Zeit von 11 Jahren (1869 1879) das Verhältniß 
der Zahl der Invaliden zu der Zahl der activen Kaſſen-Mitglieder 
von 51% auf 261%, ja in der kurzen Friſt von 4 Jahren von 
1873 bis 1876 von 58 % auf 239 %, alſo nahezu auf das 
Vierfache zum Nachtheil der Kaſſe geändert!“ Mit anderen Wor⸗ 
ten: durch jede Verdienſtloſigkeit wird die Zahl der activen Mit⸗ 
glieder der Kaſſen verringert, der Zugang an neuen Invaliden 
vermehrt, dadurch die Zahl der Invaliden ſowohl im Ganzen 
als auch insbeſondere im Verhältniß zur Zahl der activen Mit⸗ 
glieder vergrößert, und damit die Invaliden-Verſicherung noth—⸗ 
wendig vertheuert und außerdem noch die Solvenz der Kaſſen 
bedroht. 

Aber auch angenommen das vom Bürgermeiſter Adickes Be— 
hauptete wäre wirklich der Fall. Angenommen jede Verdienſt⸗ 
loſigkeit beeinträchtige zwar die Wirkſamkeit der Arbeiterverſiche⸗ 
rung, mache ſie aber billiger. Vom Standpunkt der Gemeinde⸗ 
finanzen betrachtet kann dieſe Beeinträchtigung unerheblich erſchei⸗ 
nen. Der Finanzmann nimmt das Geld wo er es findet und 
freut ſich über jede Veringerung ſeiner Ausgaben. Er ſieht in 
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der Gemeinde zu mindern. Führt er nicht zur wirklichen Ver⸗ 
ſicherung aller Beitragenden, ſo doch zu einer Erleichterung der 
Gemeinden. Aber freilich iſt er hier nur eine verſchleierte Be⸗ 
ſteuerung der Arbeiter zum Beſten der Armen. Und will man ſolche 
Steuer erheben ſo geſchieht dies einfacher und ohne Heuchelung 
einer Verſicherung, die doch keine iſt, wenn man, wie die ſüd⸗ 
deutſchen Gemeinden, von den Arbeitern für die Dauer ihrer Ar⸗ 
beit im Gemeindebezirk einen regelmäßigen Unterſtützungsbeitrag 
erhebt. 

Allein ganz anders ſtellt ſich die Sache dar, wenn man ſich 
auf den Standpunkt des Reichskanzlers ſtellt. Bezeichnet man es 
als Aufgabe des Arbeiterverſicherungszwangs, den Arbeiter durch 
Sicherung gegen die wirthſchaftlichen Folgen der ſein Daſein be⸗ 
drohenden Gefahren der Verbitterung der Socialdemokratie zu 
entreißen, ſo iſt es das erſte und letzte Erforderniß, daß die den 
Arbeitern zum Zweck der Verſicherung gemachten Abzüge auch zu 
einer wirklichen Verſicherung führen. Man vergegenwärtige ſich 
doch, wie ſehr die Arbeiter allen Abzügen zum Zweck der Zwangs⸗ 
verſicherung abgeneigt ſind! Nichts kann dies beſſer illuſtriren als 
folgender Vorgang, den Gerkrath 16) erzählt: Auf Grund von Ver⸗ 
trägen, welche die Lebens⸗Verſicherungs-Actien⸗Geſellſchaft „Nord: 
ſtern“ mit den Bezirks-Präſidien von Colmar und Metz abge⸗ 
ſchloſſen hat, wurden beim „Nordſtern“ im Jahre 1873/74 Alters⸗ 
renten verſichert von circa 400 Straßenwärtern. Dieſelben waren 
aus dem franzöſiſchen in den deutſchen Dienſt mit herübergenommen 
und in Frankreich bis dahin bei der Caisse des retraites pour 
la vieillesse zwangsweiſe auf Altersrenten verſichert geweſen. Die 
Verſicherungen wurden in der Weiſe geſchloſſen, daß die von der 
Caisse des retraites zurückgegebenen Einlagen der Arbeiter an 
den „Nordſtern“ als einmalige Kapitalzahlungen zur Verſicherung 
von Altersrenten eingezahlt wurden, außerdem aber regelmäßige 
Gehaltsabzüge, wie in ihrem früheren Verhältniſſe, weiter zur Er⸗ 
höhung ihrer Rente ſtattfinden ſollten. Sollte der Arbeiter ſterben 
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oder unfreiwillig aus dem Dienſte ausſcheiden, jo 
waren die ſämmtlichen bis dahin für ihn geleiſteten Einzahlungen 
unverkürzt an ihn zurückzuzahlen. Vergleicht man die von Gerk⸗ 
rath mitgetheilten Tarife, auf Grund deren dieſer Verſuch gemacht 
wurde, mit den Tarifen der Kaiſer⸗Wilhelms⸗Spende, ſo läßt ſich 
ihre außerordentliche Billigkeit nicht beſtreiten. Und dennoch ſah 
ſich bereits im Jahre 1876 einer der Bezirks⸗Präſidenten zu fol⸗ 
gender Zuſchrift an den „Nordſtern“ veranlaßt: „Es macht ſich 
bei dieſen Arbeitern je länger je mehr eine große Abneigung gegen 
die zunächſt den Lohn vermindernden regelmäßigen Abzüge geltend, 
deren ſpätere Vortheile ihnen nicht einleuchten, während ſie gegen⸗ 
wärtig, einzelne mit Recht, von dem bereits angeſammelten 
Betrage der Abzüge einen ihren Verhältniſſen beſſer 
entſprechenden Gebrauch, z. B. durch Ankauf eines Grund⸗ 
ſtücks, machen zu können glauben. Eine große Anzahl von Dienſt⸗ 
Austritts⸗Erklärungen erfolgt weſentlich zu dem Zwecke der Rück⸗ 
gewinnung dieſer Einlagen, und auch unfreiwillige Dienſtent⸗ 
laſſungen ſcheinen nicht ſelten aus denſelben Gründen geradezu 
provocirt zu werden.“ Darauf bewilligte der „Nordſtern“, daß 
nicht blos im Falle des Todes und des Dienſtaustritts, ſondern 
auch auf Antrag Rückzahlung ſtattfinden ſolle, und die Folge war, 
daß die verſicherten Arbeiter, bis auf ganz geringe Ausnahmen, 
ſämmtlich Rückzahlung beantragten. Beſteht aber ſelbſt bei Ar⸗ 
beitern, die gleich Beamten dauernd angeſtellt ſind und bei denen 
die erzwungenen Prämien daher zu einer wirkſamen Verſicherung 
führen, eine Abneigung gegen die Lohnabzüge, die ſo tief geht, 
wie hier gezeigt wird: geht dieſe Abneigung ſo weit, daß die Ar⸗ 
beiter ihre Entlaſſung aus ſo ſicherer Stellung „geradezu provo⸗ 
ciren“, nur um ihre Abzüge zurückzuerhalten: ſo gilt, wenn dieſe 
Abzüge nicht einmal zu einer wirklichen Verſicherung der in ihrem 
geringen Einkommen Verkürzten führen, ohne Zweifel im höchſten 
Maße der Satz, den Treitſchke zu einer Zeit freilich, als der Ar⸗ 
beiterverſicherungszwang nur erſt Poſtulat einzelner ſog. Katheder⸗ 
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ſocialiſten war, ſchrieb !“): „Zwingt die Staatsgewalt den Arbeiter 
zu Beiträgen, die er vielleicht beſſer zur Gründung eines eigenen 
Geſchäftes verwenden kann, ſo maßt ſie ſich an, als eine irdiſche 
Vorſehung über den perſönlichen Geſchicken von Millionen zu 
ſchalten und wird bei ſolchem Unterfangen ſchwerlich glücklicher 
ſein als dereinſt Napoleon III.“ Ein Arbeiterverſicherungszwang, 
der nicht einmal zur wirklichen Verſicherung aller zur Verſicherung 
Gezwungenen führt, muß die Arbeiter der Socialdemokratie, ſtatt 
ſie ihr zu entreißen, geradezu in die Arme treiben. 

Kommen wir nun zu den Vorſchlägen, wie die Arbeiterver⸗ 
ſicherung zu organiſiren ſei, damit der Kaſſenzwang trotz der Un⸗ 
fähigkeit der Arbeiter während Zeiten der Verdienſtloſigkeit Bei⸗ 
träge zu leiſten, eine wirkſame Verſicherung der zum Beitritt Ge⸗ 
zwungenen herbeiführe. Es wird die Prüfung dieſer Vorſchläge 
erleichtern, wenn, bevor auf ihre Betrachtung im Einzelnen ein⸗ 
gegangen wird, feſtgeſtellt wird, welche Arten von Verdienſtloſig⸗ 
keit die Beitragsfähigkeit der Arbeiter und damit die Wirkſamkeit 
des Verſicherungszwanges bedrohen. 

Es iſt augenſcheinlich, daß jede Verdienſtloſigkeit, einerlei wel⸗ 
ches ihre unmittelbare Urſache iſt, dieſelbe Wirkung hat, die Fort⸗ 
dauer der Beitragsleiſtungen der Arbeiter und damit die Sicher⸗ 
heit, daß dieſe im Nothfall für die geleiſteten Beiträge wirklich 
Unterſtützung erhalten, zu gefährden. Soll der Verſicherungszwang 
zu einer wirklichen Verſicherung führen, ſo muß die Verſicherung 
alſo auch gegen die Unterbrechung der Beitragsleiſtungen durch 
jederlei Art von Verdienſtloſigkeit geſichert ſein. Dies wird von 
den meiſten Schriftſtellern über Arbeiterverſicherung unberückſichtigt 

gelaſſen. Man unterſcheidet meiſt zwiſchen unverſchuldeter oder un⸗ 
freiwilliger und verſchuldeter oder freiwilliger Verdienſtloſigkeit. 
Unter der erſteren verſteht man die Verdienſtloſigkeit wegen man⸗ 
gelnder Nachfrage nach Arbeit, unter der zweiten die wegen Man⸗ 
gels an Uebereinſtimmung der Arbeitgeber und Arbeiter über die 
Arbeitsbedingungen. Gegen die Verdienſtloſigkeit der erſteren Art 
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und ihre Folgen ift man meiſt den Arbeiter zu ſchützen bereit, bei 
der zweiten Art redet man ſo, als habe man ſich weiter keine 
Skrupel zu machen, wenn der Arbeiter dadurch, daß er von den 
$$ 105 und 152 der Deutſchen Gewerbe⸗Ordnung Gebrauch macht, 
die Wirkſamkeit der ihm abgezwungenen Beiträge in Herbeiführung 
einer wirklichen Verſicherung gefährde. Wolle er auf dem Recht, 
bei der Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen mitzureden, beſtehen, ſo 
müſſe er ſelbſt auch die Verantwortung für den Verluſt ſeiner 
Unterſtützungsanſprüche tragen. 

Dieſe Anſchauung wird mitunter ganz unverhüllt ausge⸗ 
ſprochen. Häufiger verſteckt ſie ſich hinter Argumenten anderer 
Art; am häufigſten ſogar unter einem ſentimentalen Proteſt im 
Namen der Ehre der Arbeit. Man hebt hervor, wie die ganze 
Beſtimmung über die freie Vereinbarung der Arbeitsbedingungen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter auf der Auffaſſung der Arbeit 
als einer Waare, des Arbeitgebers als des Käufers, des Arbeiters 
als des Verkäufers der Arbeit beruhe. Gegen dieſe Auffaſſung 
lehnt man ſich auf. Arbeit ſei mehr als eine Waare. Sie ſei 
für jeden Menſchen das Mittel glücklich zu ſein. Dafür ſei aber 
nicht nur der in Geld ausgedrückte Preis der Arbeit maßgebend, 
ſondern für jeden Menſchen, möge er in noch ſo beſchränkten Ver⸗ 
hältniſſen leben, gehöre dazu, daß er ſich in dem Kreiſe, in 
welchem er lebe, das Anſehen eines Menſchen erwerbe, der ſeiner 
Arbeit gewachſen ſei und gegen ſeines Gleichen nicht zurückzuſtehen 
brauche. Nicht auf das Einkommen komme es an, auf das glück⸗ 
liche Gemüthsleben. Freizügigkeit, Coalitionsrecht u. dgl. brächten 
zwar mehr Geld, minderten aber das Glück, indem ſie das Ge⸗ 
müthsleben ſtörten. Auf die Wahrung dieſer Rechte komme es 
alſo nicht an. 

Obwohl ich dieſe Argumentation beinahe wörtlich einem 
Schriftſteller entnommen habe, der ihr maßgebende Bedeutung 
beilegt, ſo glaube ich ſie doch nicht mit dem Namen deſſelben be⸗ 


zeichnen zu ſollen. Denn ſie iſt ſo verbreitet, daß es unzutreffend 
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wäre, fie einem einzelnen Namen zuzuſchreiben, zumal ich die 
Anſchauungen bekämpfe, nicht deren Träger. Wo immer aber 
ich dieſer Argumentationsweiſe begegnete, war mir unverſtändlich, 
welchen Eindruck man mit ſolchen Worten in Arbeiterkreiſen her⸗ 
vorzurufen erwartet. Ich kann mir nur vorſtellen, welches der 
Eindruck ſein muß, den ſie auf jeden intelligenten Arbeiter that⸗ 
ſächlich machen müſſen. Jeder Arbeiter, der nicht auf den Kopf 
gefallen iſt, wird ſich ſagen, daß es ſelbſtverſtändlich ſei, daß in 
dem Geldlohn, den man für die Arbeit bekommt, nicht das Glück 
liege; daß ein jedes Stück wohlgelungener Arbeit und die Achtung, 
die es hervorrufe, eine Befriedigung gewähre, welche zu den we⸗ 
ſentlichen Beſtandtheilen des Glückes gehöre; daß dies umſomehr 
der Fall ſei und ſein müſſe, je qualificirter die Arbeit ſei, je 
mehr geiſtige und künſtleriſche Fähigkeit in ihr entfaltet werde, 
um ſo weniger dagegen, je gemeiner die Arbeit; daß es auffallend 
ſei, daß trotzdem gerade die qualificirten Arbeiter auf gute Be⸗ 
zahlung hohen Werth legen; daß daher die Güte der Arbeit, 
wenn ſie auch eine Vorausſetzung des Gefühls der Befriedigung 
ſei, wie ja auch ohne ſie an guten Lohn nicht gedacht werden 
könne, doch wohl bei allen Arbeitern nur ein Factor des Glücks⸗ 
gefühls ſei, und daß ein anderer Factor des Wohlbefindens der 
ſei, daß man für gute Arbeit auch gute Bezahlung erhalte. Be⸗ 
ſonders aber wird es ihm auffallen, daß man ihm damals, als 
er der beſtehenden Erwerbsordnung den Krieg erklärte, weil ſie 
ihm keine Möglichkeit gebe, auf ſeine Lohnhöhe und damit auf 
ſeinen Antheil an den Segnungen der Civiliſation Einfluß zu üben, 
auf das Coalitionsrecht als auf das Mittel, das ihm ſolchen Ein⸗ 
fluß verſchaffe, verwies, und daß man ihm, wo es gilt, von 
dieſem Coalitionsrecht Gebrauch zu machen und es zu ſchützen, 
erzählt, daß der Gebrauch deſſelben ſein Glück beeinträchtigen 
werde. Er wird nicht umhin können, darnach Alles, was die 
Arbeiterfreunde in den höheren Klaſſen ihm ſagen, für heuchle⸗ 


(275 


69 


riſches Gerede zu halten, und die Gefahr ift groß, daß er in den 
Schoß der alleinſeligmachenden Socialdemokratie zurückkehrt. 
Was aber die Anſchauung ſelbſt angeht, wonach die Arbeit 
als eine Waare betrachtet wird, ſo habe ich wohl eingehender und 
nachdrücklicher als irgend ein Anderer die Eigenthümlichkeiten her⸗ 
vorgehoben!s), durch welche die Waare Arbeit von anderen Waaren 
ſich unterſcheidet. Trotzdem aber konnte ich der Thatſache nicht 
die Anerkennung verſagen, daß der heutigen Erwerbsordnung die 
Auffaſſung der Arbeit als einer Waare wirklich zu Grunde liegt. 
Auch bin ich außer Stande, in dieſer Auffaſſung etwas für den 
Arbeiter Entehrendes zu ſehen. Iſt es doch eine Verleumdung, 
wenn man behauptet, die heutige Wirthſchaftsordnung behandle die 
Arbeitskraft, d. h. den Arbeiter ſelbſt, inſofern er ſeine Fähig⸗ 
keiten wirthſchaftlich verwerthet, als eine Waare. Als Waare wird 
von ihr nicht die Arbeitskraft, ſondern deren Nutzung, die Ar⸗ 
beit, betrachtet. Und keineswegs liegt hierin ein Unglück. Ganz 
im Gegentheil: in der wirthſchaftlichen Entwickelung von der Zeit 
an, wo dem Arbeiter als Sklaven keinerlei Verfügung über die 
Nutzung ſeiner Arbeitskraft zuſtand, durch die verſchiedenen Stadien 
hindurch, von denen jedes ſpätere den Wegfall einer Beſchränkung 
ſeiner Verfügungsfreiheit über dieſelbe brachte, bis zu dem Augen⸗ 
blick, wo auch keine Lohntaxe mehr den Werth dieſer Nutzung 
beſtimmte und kein Coalitionsverbot mehr verhinderte ihren Werth 
möglichſt geltend zu machen, mit anderen Worten in der wirth⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung des Arbeiters aus dem Sklaven zum 
Waarenverkäuſer und Unternehmer, der wie andere Unternehmer 
eine Waare für eigenen Verdienſt und Gewinn zu Markt bringt 
und einen ihrem concreten Gebrauchswerth entſprechenden Preis 
dafür erhält, beſteht die Entwickelung der großen Maſſe des 
Volkes von der Unfreiheit zur perſönlichen Freiheit. In der An⸗ 
erkennung der Nutzung der Arbeitskraft, der Arbeit, als eine 
Waare wie andere Waaren, in der Behandlung des Trägers der 
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wie andere Unternehmer feine Waare an einen weiteren Unter: 
nehmer verfauft, der fie mit anderen Waaren zu einem neuen 
Producte mit größerem conereten Gebrauchswerth verbindet, liegt 
das große Verdienſt der liberalen Partei um den Arbeiter und 
ſeine perſönliche Freiheit. Dabei giebt es keine andere Auffaſſung, 
welche dieſe Freiheit hätte verwirklichen können oder zu wahren 
im Stande wäre; und nur da iſt dieſe Freiheit beeinträchtigt, wo 
jene Auffaſſung nicht völlig verwirklicht iſt. Und ſo kann es ſich 
für denjenigen, der an dieſer Freiheit als an einer der größten 
Errungenſchaften der Culturentwickelung feſthält, nicht um die Be⸗ 
kämpfung jener Auffaſſung ſondern nur um ihre Verwirklichung 
handeln, d. h. um die Herſtellung derjenigen Vorausſetzungen, ohne 
welche der Arbeiter nicht gleich den Verkäufern anderer Waaren 
zu handeln im Stande iſt. Dieſe Vorausſetzungen ſind aber, wie 
ich anderwärts wiederholt gezeigt habe, das Coalitionsrecht und 
die Organiſation ſeines Gebrauchs. Ohne Organiſation von 
Coalitionsvereinen können die Arbeiter gleich anderen Waarenver⸗ 
käufern and Unternehmern nicht handeln. Heißt es dem Arbeiter 
aber nicht die Ausübung des Coalitionsrechts und damit die ſeiner 
perſönlichen Freiheit erſchweren, wenn man ihm zumuthet, durch 
Wahrung ſeines Rechts beim Verkauf ſeiner Waare mitzureden, 
nicht blos ſeinen Erwerb in der Gegenwart ſondern auch alle An⸗ 
ſprüche auf Sicherung ſeiner Zukunft, die er durch ſchwer empfun⸗ 
dene Beitragsleiſtungen erworben hat, zu verlieren! 

Dabei iſt in der Wirklichkeit eine Verdienſtloſigkeit wegen 
mangelnder Nachfrage nach Arbeit von einer ſolchen wegen Nicht⸗ 
übereinſtimmung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern in Bezug 
auf die Arbeitsbedingungen meiſt gar nicht zu ſcheiden. Man er⸗ 
wäge, daß kein Angebot von Arbeit ein abſolutes Angebot iſt, 
ſondern immer nur ein Angebot unter gewiſſen Bedingungen, und 
daß bei bedingungsloſem Angebot, insbeſondere je größer der An⸗ 
theil des fixen Kapitals am Gewerbskapital iſt, nur ſelten eine 
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würde. In faſt jeder Entlaſſung wegen mangelnder Arbeit liegt 
verſteckt oder offen, unbewußt oder bewußt eine Entlaſſung wegen 
fehlender Arbeit unter der Vorausſetzung der beſtehenden oder 
beſſerer Arbeitsbedingungen. Inſofern giebt es eigentlich gar 
keinen Unterſchied zwiſchen der unverſchuldeten oder unfreiwilligen 
und der verſchuldeten oder freiwilligen Arbeitsloſigkeit. So lange 
man die beſtehende Erwerbsordnung anerkennt mit dem Recht des 
Arbeiters bei der Feſtſtellung des Preiſes der Arbeit mitzureden, 
iſt faſt jede Verdienſtloſigkeit eine verſchuldete oder freiwillige. 
Entzieht man ihm aber dieſes Recht oder vermehrt man die Um⸗ 
ſtände, welche die Ausübung derſelben erſchweren oder unmöglich 
machen, indem man z. B. die Arbeiterverſicherung ſo ordnet, daß 
alle Unterſtützungsanſprüche des Arbeiters mit der Ausübung 
dieſes Rechtes hinfällig werden, ſo macht man das Angebot der 
Arbeit allerdings zu einem bedingungsloſen. Der Arbeitgeber 
kann dann allein nach ſeinem Gutdünken die Arbeitsbedingungen 
beſtimmen. Damit überantwortet man dieſem aber nicht blos die 
Beſtimmung über das ganze wirthſchaftliche Daſein des Arbeiters. 
Zu den Arbeitsbedingungen, die der Arbeitgeber einſeitig feſtſetzen 
kann, gehören dann nicht blos Arbeitsbedingungen wirthſchaftlicher 
Natur. Die Folgen der beſonderen Eigenthümlichkeiten der Arbeit 
als Waare, die Folgen des untrennbaren Zuſammenhangs der 
Perſon des Arbeitsverkäufers mit ſeiner Waare, treten dann in 
verhängnißvoller Weiſe hervor. Und wer über die Arbeitsbe⸗ 
dingungen beſtimmt, beſtimmt dann auch über das ganze phyſiſche, 
moraliſche, religiöſe, politiſche und ſociale Daſein des Arbeiters. 
Was dann zu gewärtigen iſt, davon giebt der Vorgang mit dem 
„Neunkircher Tagblatt“ und der Commentar, den Bamberger?) 
im Reichstag dazu lieferte, eine Andeutung. Dann gilt wieder 
der niederträchtige Satz: cujus regio illius religio. Nur iſt er 
dann zu überſetzen mit: Wem die Fabrik, dem die Beſtimmung 
über alles religiöſe, politiſche und ſociale Thun und Trachten der 
Arbeiter. 
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Soll die heutige Erwerbsordnung beſtehen und eine Wahr⸗ 
heit ſein, ſo iſt alſo eine derartige Ordnung der Arbeiterverſiche⸗ 
rung unentbehrlich, daß keinerlei Verdienſtloſigkeit, ob mangelnde 
Nachfrage nach Arbeit oder mangelnde Uebereinſtimmung über 
die Arbeitsbedingungen ihre Urſache ſein mag, die Sicherheit der 
Arbeiter, für ihre erzwungenen Beiträge im Fall der Noth wirk⸗ 
lich Unterſtützung zu erhalten, gefährdet. Mit dieſer Erkenntniß 
vor Augen trete ich nun an die Prüfung der Vorſchläge, die ge⸗ 
macht wurden, um der Gefährdung dieſer Unterſtützungen durch 
Arbeitsloſigkeit zu begegnen Als erſte Vorausſetzung betrachten 
alle die neueren Schriftſteller, welche für den Arbeiterverſicherungs⸗ 
zwang eintreten, mit Ausnahme Gerkrath's, die Gleichheit in der 
Höhe der von den Arbeitern verſchiedenen Alters zu leiſtenden 
Beiträge. Und in der That, wenn ein Arbeiter, der z. B. von 
ſeinem 20. bis 40. Jahre ununterbrochen Kranken- Alters: Witt⸗ 
wen⸗ und Waiſen⸗Kaſſenbeiträge geleiſtet hat und im 40. Jahre 
wegen Verdienſtloſigkeit aus der Kaſſe ausſcheiden muß, nicht 
blos ſeine Unterſtützungsanſprüche verlieren, ſondern auch bei et⸗ 
waigem ſpäteren Wiedereintritt genöthigt ſein ſollte, ſtatt der 
niedrigeren Beiträge der Zwanzigjährigen die höheren der Ueber⸗ 
Vierzigjährigen zu zahlen, ſo würde an eine Durchführbarkeit des 
Kaſſenzwangs nicht zu denken ſein. Dieſer fiele unter dem Fluche 
Derjenigen, die er beglücken ſoll. Der jüngere Arbeiter muß ſich 
alſo gegen die Gefahr, ſpäter ſehr viel höhere Beiträge zahlen 
zu müſſen, verſichern, indem er von Anfang an um ein Mäßiges 
höhere Beiträge zahlt. Allein iſt hier auch von einer Ungerech⸗ 
tigkeit gegen die Jüngeren, von denen Beiträge, die höher ſind, 
als ihrem Alter entſprechen würde, erhoben werden, nicht zu reden, 
ſo leiſtet die Gleichheit der Beiträge dem Arbeiter doch nicht die 
erforderliche Gewähr, die gleichhohen Beiträge dauernd zahlen zu 
können, und damit noch keine Sicherheit, in Folge ſeiner Zah⸗ 
lungen die erſtrebte Unterſtützung, in dem Augenblick, indem er 
ſie nöthig hat, wirklich zu erhalten. 
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Deshalb empfehlen die meiſten Anhänger des Arbeiterver⸗ 
ſicherungszwangs ferner ausgedehnte Stundungen der Beiträge 
im Fall der Verdienſtloſigkeit. Bei Wiedereintritt des Erwerbs 
ſollen die geſtundeten Beiträge zuſammen mit denen, die neu 
fällig werden, nachgezahlt werden. Allein mag die Dauer dieſer 
Stundungen noch ſo weit ausgedehnt werden, ſo iſt klar, daß je 
länger die Dauer der Verdienſtloſigkeit iſt, welche ſo lange Stun⸗ 
dung erheiſcht, um ſo größere Nachzahlungen geleiſtet werden 
müſſen und um ſo geringer die Fähigkeit iſt, dieſe Nachzahlun⸗ 
gen zu leiſten. Während jeder langen Verdienſtloſigkeit füllen ſich 
die Leihhäuſer und die Laden der Trödler mit den dürftigen Hab⸗ 
ſeligkeiten des Arbeiters. Kleider, Möbel, Wäſche, ſelbſt Theile 
der Betten, werden Stück für Stück, eines nach dem anderen, 
verſetzt oder verkauft, um nur die nöthige Nahrung zu ſchaffen. 
Und findet der Arbeiter wieder Arbeit, ſo iſt nächſt dem Wie⸗ 
dererſatz der verlorenen Arbeitskraft durch beſſere Nahrung ſein 
dringendſtes Bedürfniß die Wiedererlangung jener veräußerten 
Stücke. Kaum die einfachen Prämienbeträge, die er zur Siche⸗ 
rung ſeiner Zukunft zu leiſten verpflichtet iſt, kann er ent⸗ 
behren. Erhöhte Beitragsleiſtungen würden ihm nicht das für 
die Gegenwart Nöthigſte übrig laſſen. Daher auch die ausge⸗ 
dehnten Stundungen, welche die beſtehenden gewerblichen Hülfs⸗ 
kaſſen ihren arbeitsloſen Mitgliedern gewähren, nicht verhindern 
konnten, daß ſo hohe Procentſätze der zum Eintritt Gezwungenen, 
wie oben angegeben wurde, aus ihnen ausſchieden. Iſt dies ſchon 
bei den relativ niedrigen Krankenkaſſenbeiträgen der Fall, um wie 
viel weniger läßt ſich, wenn es ſich um Beiträge zur Verſicherung 
gegen die wirthſchaftlichen Folgen aller den Arbeiter bedrohenden 
Gefahren handelt, von dieſem Mittel die Gewährung der nöthi⸗ 
gen Sicherheit erwarten! 

Derſelbe Grund, die Unerſchwinglichkeit der zu leiſtenden 
Beiträge, macht auch die Durchführung des originellen Vorſchlags 
unmöglich, den Dr. Falk in Hamburg gemacht hat?), um dem 
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Verluſt der Verſicherungsanſprüche der Arbeiter durch eintretende 
Verdienſtloſigkeit entgegenzuwirken. Falk empfiehlt eine organiſche 
Verbindung von Spar- und Verſicherungskaſſe in der Weiſe, daß 
der Arbeiter wöchentlich ebenſoviel als Sparkaſſeneinlage wie als 
Verſicherungsbeitrag einzahlt. Könne der Einzahler einmal nicht 
weiter zahlen, ſo könnte ſein Sparkaſſenguthaben dazu dienen, 
die Verſicherungsbeiträge zu zahlen. Wäre das aufgezehrt, ſo 
würden die bisherigen Einlagen zuſammen in eine beitragsfreie 
Police verwandelt. Und in der That, würden, wie in dem Bei⸗ 
ſpiele Falk's, 25 Pfennige die Woche ausreichen, um den Arbei⸗ 
ter gegen die ihn bedrohenden Gefahren zu verſichern, ſo würde 
die Ausführung dieſes Vorſchlags den Arbeiter vor dem Verluſt 
ſeiner Prämien ſichern. Das Doppelte aber deſſen, was zur Ver⸗ 
ſicherung von Kranken- Alters: Waiſen⸗ und Begräbniß⸗Unter⸗ 
ſtützung gezahlt werden muß, ſcheint aufzubringen unmöglich, da 
ja die Aufbringung des einfachen Betrags ſchon große Schwierig⸗ 
keiten bereitet. Aber ſelbſt ausgeführt brächte Dr. Falk's Vor⸗ 
ſchlag dem Arbeiter nur die Sicherheit gegen Verluſt ſeiner Ein⸗ 
zahlungen, dagegen keine Sicherheit, daß dieſe ihm beim Eintritt 
der Gefahren, die ihn bedrohen, wirklich die verſicherte Unter⸗ 
ſtützung verſchaffen. 

Andere wiederum haben an die Ausführungen in meiner 
Schrift über „die Arbeiterverſicherung gemäß der heutigen Wirth⸗ 
ſchaftsordnung“ angeknüpft. Eben weil faſt jede Verdienſtloſig⸗ 
keit, nur wenn man beſtimmte Arbeitsbedingungen ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend als feſtſtehend vorausſetzt, in einer mangeln⸗ 
den Nachfrage nach Arbeit ihre Urſache hat, habe ich dort für 
unſere Zeit, in der die auf Freiheit und rechtlicher Gleichheit be: 
ruhende Erwerbsordnung Geltung hat, den Satz aufgeſtellt: Die 
Verſicherungskaſſe für den Fall der Arbeitsloſigkeit kann nur ein 
„Gewerkverein“ ſein. 

Die Bedeutung der Organiſation der Gewerkvereine nämlich 
beſteht, wie ich mehrfach dargethan habe, darin, daß ſie die Ar⸗ 
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beiter den Verkäufern anderer Waaren in jeder Beziehung gleich: 
ſetzt. Durch dieſe Organiſation erſt werden die Arbeiter in Stand 
geſetzt, gleich anderen Waarenverkäufern ihre Waare nur mit 
Vorbehalt zum Verkauf anzubieten; durch ſie erſt erhalten die 
Arbeiter ſomit Einfluß auf das Angebot ihrer Waare und werden 
ſie wirklich fähig, beim Verkauf ihrer Waare mitzuſprechen; durch 
ſie erſt erlangen ſie die Verfügungsfreiheit über ihre Arbeit und 
über ſich ſelbſt, welche die Geſetzgebung ihnen zuerkennt und ihnen 
zuſchreibt. Die Mittel, durch die dies bewirkt wird, beſtehen in 
der Anpaſſung des Angebots der Arbeit an die Nachfrage und in 
der Unterſtützung der Arbeiter im Fall der Arbeitsloſigkeit. Die 
Gewerkvereine ſuchen das Angebot der Arbeit an die Nachfrage 
des künftigen Marktes anzupaſſen, indem fie durch Feſthalten be: 
ſtimmter Arbeitsbedingungen die Zahl Derjenigen beeinfluſſen, 
die ſich einem Gewerbe neu zuwenden. Sie regeln das Angebot 
von Arbeit entſprechend der gegenwärtigen Nachfrage, indem ſie 
die Arbeit von Orten, wo ſie nicht begehrt wird, zurückziehen, 
um ſie dort auszubieten, wo ſie begehrt wird, oder um ſie nir⸗ 
gends auszubieten, wenn ſie unter beſtimmten Arbeitsbedingungen 
nirgends begehrt wird. Das Letztere geſchieht, indem der Secre⸗ 
tär jedes der über das ganze Land verbreiteten Zweigvereine pe⸗ 
riodiſch an die Centralleitung über die Lage des Arbeitsmarkts 
innerhalb ſeines Diſtriktes berichtet, die Zahl der beſchäftigungs— 
loſen Arbeiter meldet und die Arbeitsſtellen angiebt, die zur Zeit 
nicht beſetzt find, für welche alſo Arbeiter begehrt werden. Nach 
Eingang dieſer Berichte weiſt der Generalſekretär des Vereins die 
beſchäftigungsloſen Arbeiter an, von den Orten, wo ihre Waare, 
nicht begehrt wird, ſich an die Orte zu begeben, wo eine Nach⸗ 
frage danach beſteht, und gewährt ihnen die hierzu nöthige Reiſe⸗ 
Unterſtützung. Findet ſich zu den beſtimmten Arbeitsbedingungen 
nicht hinreichend Arbeit für die Beſchäftigungsloſen, ſo erhalten 
dieſe eine Unterſtützung, das „Geſchenk“, bis fie in Folge einer 
Beſſerung der Marktlage zu den für nöthig erachteten Bedingun⸗ 
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gen wieder Beſchäftigung erhalten. Die Unterftügung des Ar⸗ 
beitsloſen ſetzt alſo hier das Vorhandenſein von Regeln über den 
Lohn und die übrigen Arbeitsbedingungen voraus. Dieſe Rege⸗ 
lung der Arbeitsbedingungen findet entweder einſeitig durch die 
Gewerkvereine, indem die Arbeiter von dem Recht nicht zu arbei⸗ 
ten Gebrauch machen, ſtatt oder, wo die der heutigen Erwerbs⸗ 
ordnung entſprechende Ordnung des Arbeitsverhältniſſes bereits 
ihre volle Entwickelung erlangt hat, in den die Gewerkvereine vor⸗ 
ausſetzenden und darauf beruhenden Einigungskammern. In beiden 
Fällen befindet ſich dieſe Regelung der Arbeitsbedingungen alſo 
im Einklang mit der perſönlichen und gewerblichen Freiheit der 
Arbeiter, ja dieſe gelangt erſt in ihr zur vollen Verwirklichung. 
Indem aber Jeder, der unter den jo geregelten Arbeitsbedingun⸗ 
gen keine Beſchäftigung findet, unterſtützt wird, wird die Gefahr, 
welche der Wirkſamkeit aller Arbeiterverſicherung ſowohl von der 
Verdienſtloſigkeit wegen mangelnder Nachfrage nach Arbeit als 
auch von der wegen mangelnder Uebereinſtimmung über die Ar⸗ 
beitsbedingungen droht, völlig beſeitigt. Sobald die Unterſtützung, 
welche bei Verdienſtloſigkeit gewährt wird, ausreicht, um dem 
Arbeiter neben feinem Unterhalt die Möglichkeit ſeine Prä⸗ 
mien weiterzuzahlen zu gewähren, erſcheinen die Anſprüche des 
Arbeiters auf Kranken- Alters- Waiſen- und Begräbniß⸗Unter⸗ 
ſtützung ſicher geſtellt. Die Verſicherung gegen Verdienſtloſigkeit, 
welche der Gewerkverein bietet, erſcheint gewiſſermaßen als die 
Rückverſicherung der Anſprüche an die übrigen Unterſtützungs⸗ 
kaſſen, an welche der Arbeiter Beiträge zahlt. Und da es kein 
anderes Mittel giebt, welches dieſe Sicherheit bietet, erſcheint der 
oben angeführte, von mir aufgeſtellte Satz völlig gerechtfertigt. 
Allein ich ging bei Aufftellung dieſes Satzes von der Frei⸗ 
willigkeit der geſammten Arbeiterverſicherung aus. Der Arbeiter, 
der ſich für den Fall von Krankheit, Alter, Tod u. ſ. w. verſichern 
will, ſichert ſich durch Beitritt zu einem derartig organiſirten Ge⸗ 
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in Folge von Verdienſtloſigkeit verliert. Nun haben manche An⸗ 
hänger des Verſicherungszwangs dieſen Gedanken aufgenommen 
und gegenüber dem Einwand, daß die erzwungene Verſicherung 
durch jede längere Verdienſtloſigkeit unwirkſam werde, auf die Ge⸗ 
werkvereine verwieſen. Die Arbeiter könnten ſich ja gegen die 
Unwirkſamkeit des Verſicherungszwangs in Herbeiführung einer 
wirklichen Verſicherung durch Beitritt zu den Gewerkvereinen ver⸗ 
ſichern. Und gewiß erſcheint, wenn der Arbeiterverſicherungszwang 
Geſetz wird, die Zugehörigkeit zu einem Gewerkverein für die Ar⸗ 
beiter als ein noch dringenderes Bedürfniß als jetzt ſchon. Denn 
bei Nichtübereinſtimmung mit dem Arbeitgeber verlieren ſie jetzt 
nur vorübergehend ihr augenblickliches Einkommen, alsdann aber 
werden ſie auch die durch ihre Beiträge erworbenen Anſprüche auf 
Unterſtützung in Nothfällen verlieren. Auch läßt ſich nicht leugnen: 
wenn alle Arbeiter, die zur Verſicherung gezwungen werden ſollen, 
bereits zu Gewerkvereinen gehörten, ſo ließe ſich der Einwand der 
Unwirkſamkeit gegen den Verſicherungszwang nicht geltend machen. 
Allein nur ein ſehr geringer Bruchtheil der deutſchen Arbeiterbevöl- 
kerung gehört zu den bislang nur mangelhaft organiſirten Ge— 
werkvereinen, während die geſammte deutſche Arbeiterbevölkerung 
zur Verſicherung gezwungen werden ſoll. Dabei ſteht die große 
Mehrzahl der Arbeitgeber der Bildung von Gewerkvereinen feindlich 
gegenüber. Wo aber eine mächtige Gewerkvereins-Organiſation, 
der die große Mehrzahl der Arbeiter angehört, noch nicht beſteht, 
vermehrt die Einführung des Verſicherungszwangs die Macht der 
Arbeitgeber über die Arbeiter. Jeder Widerſpruch gegen den Willen 
des Arbeitgebers, jede eigene Meinung auf Seiten des Arbeiters 
bedroht dann, wie eben betont wurde, nicht blos deſſen gegen⸗ 
wärtiges Einkommen, ſondern auch alle ſeine Anſprüche auf Unter⸗ 
ſtützung. Und jo führt die Einführung des Arbeiterverſicherungs— 
zwangs, wo mächtige Gewerkvereine noch nicht beſtehen, gerade 
zur Verhinderung der Entſtehung der Gewerkvereine, die ihn erſt 


wirkſam machen können. 
(281) 


— 


Was aber den von Einigen gemachten Vorſchlag angeht, auch 
die Entſtehung von Gewerkvereinen und den Beitritt zu denſelben 
auf dem Wege des geſetzlichen Zwanges herbeizuführen, ſo über⸗ 
ſieht derſelbe ganz die Natur der Gewerkvereine. Die Gewerk⸗ 
vereine ſind Intereſſentenverbände. Als ſolche ſtehen ſie anderen 
Intereſſenten nothwendig feindlich gegenüber, wo die beiderſeitigen 
Intereſſen ſich kreuzen. Ihre Natur und ihre Aufgabe führen 
ſie daher nothwendig eventuell auch zum Kampf gegen andere 
Intereſſen. Und wie der Staat den Verbänden jeglicher an⸗ 
deren Art von Intereſſenten volle Freiheit der Bewegung und 
Entfaltung geſtattet, ſo lange ſie ſich in Verfolgung ihrer In⸗ 
tereſſen keiner unerlaubten Mittel bedienen, ſo ſoll er dies auch 
gegenüber den Gewerkvereinen thun, und insbeſondere ſoll er ihnen 
die zum Aufblühen alles Genoſſenſchaftsweſens unentbehrliche Frei⸗ 
heit der Agitation und Alles, was zu ihr gehört, gewähren. Aber 
mehr kann der Staat für das Aufblühen der Gewerkvereine nicht 
thun. Sieht man ſelbſt davon ab, daß ſich Gewerkvereine, die 
Leben haben ſollen, gar nicht von oben herab einführen laſſen, 
ſondern mit den Arbeitern aus deren Bedürfniſſen heraus ſich ent⸗ 
wickeln müſſen, ſo würde die zwangsmäßige Einführung ſolcher 
Intereſſentenverbände der Pflicht des Staates, alle ſeine Ange⸗ 
hörigen und alle Arten von Intereſſenten gleichmäßig zu behan⸗ 
deln, ebenſo widerſprechen, wie wenn er die Gewerkvereine ver⸗ 
bieten oder in ihren Exiſtenzbedingungen verkümmern wollte. Was 
würde man ſagen, wollte der Staat unter den Verkäufern einer be⸗ 
ſtimmten Waare die Bildung von Coalitionsvereinen gegenüber den 
Käufern, z. B. unter den Bergwerksbeſitzern gegenüber den Hüttenbe⸗ 
ſitzern, erzwingen! Auch beruft Adickes ſich mit Unrecht auf die Ge⸗ 
ſellenverbände des Mittelalters. Auch dieſe rief die Sonderung der 
Intereſſen der Geſellen von denen ihrer Meiſter ins Leben; auch 
ſie wurden von dieſen und der in den Händen derſelben befind⸗ 
lichen Obrigkeit erſt verfolgt; und zur Zeit als ſie als die all⸗ 
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hörte, anerkannt waren, war ihnen der Kampf für ihre Intereſſen 
und insbeſondere das Handwerklegen ausdrücklich verboten. Ge⸗ 
werkvereine geſetzlich erzwingen hieße ſich einmiſchen in den Kampf 
der wirthſchaftlichen Intereſſen zu Gunſten der einen und zum 
Nachtheil der anderen Partei in einer Weiſe, welche dieſe und 
damit den Unternehmungsgeiſt aus dem Lande vertreiben müßte. 
Etwas Anderes wäre, wollte man, wo bereits mächtige Gewerk⸗ 
vereine beſtehen, dieſe als die Organiſationen der Arbeiter, denen 
jeder Arbeiter beizutreten hätte, unter der Bedingung anerkennen, 
daß fie ſich der Regelung der Arbeitsbedingungen durch die Eini- 
gungskammern unterwürfen. Dies ſetzt aber eine ſtatt auf dem 
gleichen Recht Aller zu jeder Art von Beſchäftigung auf Beſchrän⸗ 
kungen und Erwerbsprivilegien beruhende Erwerbsordnung voraus, 
wovon noch ſpäter die Rede ſein wird. 

Hiermit find alle Vorſchläge, welche auf das auf den §§ 105 
und 152 der Deutſchen Gewerbe-Ordnung beruhende Recht der 
Arbeiter, bei Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen mitzuwirken, 
überhaupt Rückſicht nehmen, beſprochen. Ließe ſich durch Stun⸗ 
dungen der Beiträge die Wirkſamkeit der Arbeiterverſicherung trotz 
eintretender Verdienſtloſigkeit ſicherſtellen, oder wäre Dr. Falk's 
Vorſchlag ausführbar, oder könnte man erwarten, daß der Kaſſen⸗ 
zwang, ſtatt die Entſtehung von Gewerkvereinen zu hindern, die⸗ 
ſelbe hervorrufen würde, jo würden auch Ausſperrungen und Ar: 
beitseinſtellungen geſchweige denn Verdienſtloſigkeit wegen wirklich 
fehlender Nachfrage nach Arbeit die Anſprüche der Arbeiter auf 
Kranken-, Alters⸗, Wittwen⸗, Waiſen⸗ und Begräbniß⸗Unterſtützung 
nicht gefährden. Ganz anders verhält es ſich mit den folgenden 
Mitteln, welche das Aufhören der Arbeiterverſicherung bei Eintritt 
von Verdienſtloſigkeit zu verhüten bezwecken. 

Da iſt vor Allem die eigenthümliche Einrichtung der Baſel⸗ 
ſchen Kranken⸗ und Begräbnißverſicherung zu nennen. Miaskowski, 
von dem ihr Gedanke wohl ausging, giebt darüber Auskunft in 
feinem vortrefflichen Büchlein über das Kranken⸗ und Begräbniß⸗ 
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verſicherungsweſen der Stadt Baſel (Baſel 1880), weitaus der 
beſten Schrift, die zu Gunſten des Arbeiterverſicherungszwangs 
geſchrieben worden iſt. Um dem Hinfälligwerden der Unterſtützungs⸗ 
anſprüche der Arbeiter durch eintretende Verdienſtloſigkeit zu be⸗ 
gegnen, „iſt für jede Kranken- und Begräbnißkaſſe von Baſel die 
Bildung eines Fonds in Ausſicht genommen, der es ermöglichen 
ſoll, den Kranken und zeitweilig gegen ihren Willen verdienſt⸗ 
los gewordenen Kaſſenmitgliedern ihre fälligen Beiträge zu ſtunden. 
Aus dieſem Fonds ſind dann die geſtundeten Beiträge, falls ſie 
gar nicht eingehen, zu bezahlen. Derſelbe ſoll in erſter Linie aus 
den den Kaſſen zu Theil werdenden Geſchenken und Legaten gebildet 
werden; wie dieſe den Kaſſen bisher in reichlichem Maße zuge⸗ 
floſſen ſind, ſo ſteht zu hoffen, daß ſie ihnen auch in Zukunft 
nicht fehlen werden.“ Dabei iſt vor Allem zu beachten, daß 
Miaskowski: „den Verſicherungszwang im Allgemeinen nur für 
durchführbar hält bei ganz niedrigen Beiträgen,“ womit geſagt 
iſt, daß er ihn auf die Verſicherung gegen die wirthſchaftlichen 
Folgen aller den Arbeiter bedrohenden Gefahren nicht für anwend⸗ 
bar hält. Sodann iſt es in die Augen ſpringend, daß ſeine Ein⸗ 
richtung zwar in einer durch Gemeingeiſt hervorragenden freien 
Stadt wie Baſel mit ſeinem alle Pflichten des Reichthums üben⸗ 
den Patricierthum möglich iſt. Woraus aber in einem ſtaatlichen 
Gebilde von dem Umfange und der geringen Wohlhabenheit des 
Deutſchen Reichs jenen Fonds dotiren? Ich wüßte nichts woher 
die Dotation ausreichend fließen könnte. Es müßte denn aus 
der Mitte der für den Kaſſenzwang ſo warm eintretenden Cen⸗ 
trumspartei Jemand aufſtehen, der, ein neuer Mariana 2), ſich 
der urſprünglichen Beſtimmung des Kirchenvermögens als Armen⸗ 
vermögen erinnernd, in Ausübung der in der Frage der Arbeiter⸗ 
verſicherung neuerdings angezogenen Pflichten des Chriſtenthums 
die Dotirung jener Kaſſen aus dem Kirchenvermögen und den bis⸗ 
herigen Gehältern der Geiſtlichkeit beantragte, um dann auf Grund⸗ 
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beenden! Aber ſo weit dürfte das Intereſſe des Centrums für die 
Arbeiter kaum gehen. Der neue Mariana wird ausbleiben. Selbſt 
wenn er käme, würde dieſe Einrichtung aber auch nicht genügen. 
Sie läßt ausdrücklich und aus denſelben Gründen, aus denen die 
geſetzliche Erzwingung von Gewerkvereinen unthunlich iſt, auch 
nothwendig die Verdienſtloſigkeit in Folge mangelnder Ueberein⸗ 
ſtimmung über die Arbeitsbedingungen ganz außer Betracht. Wenn 
aber Miaskowski meint, um den nachtheiligen Wirkungen dieſer 
Verdienſtloſigkeit für den Verſicherungszwang zu begegnen, könnten 
ja die Arbeiter freiwillig Gewerkvereine bilden, ſo habe ich darauf 
bereits oben erwidert. 

Als weiteres Mittel, um dem Verluſt der Unterſtützungsan⸗ 
ſprüche der Arbeiter in Folge des Eintritts von Verdienſtloſigkeit 
zu begegnen, ließe ſich vielleicht eine derartige Beſtimmung der 
Beiträge denken, daß die Arbeiter, wenn ſie keine Arbeit haben, 
von der Pflicht, Beiträge zu leiſten, entbunden wären, während 
der Dauer der Beſchäftigung dagegen deſto höhere Beiträge zu 
entrichten hätten. In dieſem höheren Beitrage würde gleichzeitig 
eine Prämie zur Verſicherung gegen Verluſt der Unterſtützungsan⸗ 
ſprüche in Folge des Eintritts von Verdienſtloſigkeit bezahlt, ſo 
daß die Kaſſen, trotzdem ſie während der Verdienſtloſigkeit keine 
Beiträge erhielten, ihren Verpflichtungen jederzeit zu genügen im 
Stande wären. Allein offenbar wäre dazu nöthig, daß der Ein- 
tritt von Verdienſtloſigkeit ſich ſo genau berechnen ließe, daß man 
mittelſt ſolcher auf Grund der Calculation feſtgeſtellter regelmäßiger 
Beiträge ihren wirthſchaftlichen Folgen begegnen könnte. Dies iſt 
nicht einmal für Verdienſtloſigkeit in Folge fehlender Nachfrage 
nach Arbeit der Fall. Selbſt angenommen aber, dieſe ließe ſich 
von der Arbeitsloſigkeit in Folge fehlender Uebereinſtimmung der 
Arbeitsbedingungen ſcharf ſcheiden und die Häufigkeit ihres Ein⸗ 
tritts ließe genau ſich berechnen, jo würden doch Kranken-, Alters-, 
Waiſen⸗ und Begräbniß⸗Kaſſen, welche während der Dauer von 
Arbeitsloſigkeit der letzteren Art auf Beiträge verzichtend, auf die 
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während der Periode der Beſchäftigung erhobenen höheren Bei⸗ 
träge angewieſen wären, regelmäßig bankerott werden. So lange 
die in der beſtehenden Gewerbe⸗Ordnung ausgeſprochenen Grund: 
ſätze der freien Vereinbarung der Arbeitsbedingen und des Rechtes, 
zu nicht vereinbarten Bedingungen nicht zu arbeiten, Geltung haben, 
läßt ſich daher auch auf dieſe Weiſe der Verſicherungszwang nicht 
wirkſam machen. Dagegen würde dieſer Gedanke, wenn über⸗ 
haupt ausführbar, wohl einer Erwerbsordnung entſprechen, welche 
die Arbeiter jede Arbeit zu jedem Preiſe oder zu einem von den 
Behörden feſtgeſetzten Preiſe übernehmen zwänge. Und ganz das⸗ 
ſelbe gilt von den Vorſchlägen Popper's ), welcher die durch Ver: 
dienſtloſigkeit bedrohte Wirkſamkeit des Arbeiterverſicherungszwangs 
durch erhöhte auf Beſeitigung der Verdienſtloſigkeit gerichtete Thä⸗ 
tigkeit der Behörden, durch Arbeit⸗Nachweiſungs⸗Anſtalten, öffent⸗ 
liche Nothſtandsunternehmungen, Schaffung von Werkhäuſern und 
Naturalverpflegung retten zu können erwartet. 

Schreckt man aber auch vor dem Arbeitszwang nicht zurück, 
fo wendet man ſich beſſer zu den Plänen Adolph Wagner's “) 
und Otto Arendt's?“), welche den Gedanken des Zwangs mit nicht 
zu leugnender Virtuoſität bis zu ſeinen vollen Conſequenzen ent⸗ 
wickelt haben: denn bei Verwirklichung ihrer Pläne wären die 
Arbeiter allerdings ſicher, in Nothfällen Unterſtützung, nur fragt ſich 
in welchem Betrag und unter welchen Bedingungen, zu erhalten. 
Nach den Plänen Beider ſollen nämlich die Verſicherungsprämien 
theilweiſe oder ganz auf dem Wege der Beſteuerung aufgebracht 
werden; und zwar ſollen nach Wagner bereits beſtehende Steuern, 
„welche die unteren Klaſſen beſonders belaſten (Salzſteuern, Pe⸗ 
troleumzoll, directe Perſonalſteuern u. a. m.)“ unter „Zuſchüſſen 
aus Steuern, welche die wohlhabenderen Klaſſen treffen“, dazu ver⸗ 
wendet werden; nach Arendt ſoll eine allgemeine progreſſive Reichs⸗ 
einkommenſteuer zu dem Zweck eingeführt werden. Für die gegen⸗ 
wärtige Betrachtung iſt es gleichgültig, zu unterſuchen, welcher 
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zu geben wäre. Bei beiden Vorſchlägen handelt es ſich nicht mehr 
um ein Syſtem der Verſicherung, ſondern um ein den Namen 
der Verſicherung borgendes Syſtem der Staats⸗Armenpflege. Da 
daſſelbe nicht einmal den Vorzug hat, daß es den zu Unterſtützen⸗ 
den mehr bietet, als ſie ſchon jetzt haben — denn nur das ſchon 
jetzt gewährte „Exiſtenzminimum“ ſollen dieſelben nach Arendt?) 
von dem ungeheuren bureaukratiſchen Apparat, den er projektirt, er⸗ 
halten, — ſieht man nicht ein, wie dieſes Syſtem die Arbeiter ver⸗ 
locken ſoll, der Socialdemokratie abzuſchwören. Denn ſo viel dürften 
die Arbeiter auch bald erkennen, daß dieſer Gebrauch ſocialdemo⸗ 
kratiſcher Organiſationsformen ſie dem ſocialdemokratiſchen Ziele 
nicht näher brächte. Das Einzige, was die Verwirklichung der 
Vorſchläge Wagner's und Arendt's bewirken würde, beſtände in 
der Beraubung der Arbeiter um das Recht, bei Nichtverſtändigung 
über die Arbeitsbedingungen nicht zu arbeiten. Die günſtigſte 
Vorausſetzung ihrer Durchführung wäre noch, daß die Behörden die 
Bedingungen regelten, zu denen die Arbeiter zu arbeiten gezwun⸗ 
gen wären; denn ohne dies müßten die Arbeiter arbeiten, möchten 
die Arbeitgeber den Lohn auf einen beliebig niedrigen Satz herab⸗ 
drücken, und gleichviel, welche andere Bedingungen ſie ſtellten. 
Auch haben weder Arendt noch Schäffle, der gleichfalls dem Ver⸗ 
ſicherungszwange das Wort redet, ſich dieſen Conſequenzen ihrer 
Poſtulate entzogen. Ohne Zögern erklärt Arendt den Arbeitszwang 
als das nothwendige Correlat ſeines Unterſtützungsſyſtems 2). 
Und daß es bei Schäffle nicht blos ein lapsus calami iſt, wenn 
er „Zwangsarbeiterverſicherung“ ſtatt Arbeiterverſicherungszwang 
ſchreibt, zeigt die Stelle, an der er von der Nothwendigkeit der 
Anwendung des „Beſchäftigungszwangs“ ſpricht“). Und in der 
That nicht um eine Verſicherung freier Arbeiter, ſondern um Un⸗ 
terſtützung von „Zwangsarbeitern“ handelt es ſich bei ihren Pro- 
jecten. Die freie Vereinbarung der Arbeitsbedingungen und das 
auf ihr beruhende Recht des Arbeiters, nicht zu arbeiten, läßt ſich 
damit nicht vereinen. Und angeſichts des zwiſchen der zugeſtan⸗ 
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denen Nothwendigkeit des Arbeitszwangs und den §§ 105 und 152 
der Gewerbe: Ordnung beſtehenden Widerſpruchs erſcheint es als 
ein wenig aufrichtiger Verſuch, die Denkunfähigen zu gewinnen, 
wenn Arendt in der Schlußbetrachtung ſeiner Schrift behauptet, 
feine Vorſchläge hielten ſich durchweg auf dem Boden der be— 
ſtehenden Wirthſchaftsordnung! 

Damit habe ich ſämmtliche mir bekannt gewordene Vorſchläge 
vorgeführt, welche zur Sicherung der Wirkſamkeit des Arbeiter⸗ 
verſicherungszwangs gemacht worden ſind. Diejenigen, welche ſich 
mit der beſtehenden Erwerbsordnung in Uebereinſtimmung befinden, 
haben ſich außer Stand gezeigt, die erzwungene Arbeiterverſiche⸗ 
rung wirkſam zu machen. Diejenigen, welche die Arbeiter gegen 
Gefährdung ihrer Unterſtützungsanſprüche durch Verdienſtloſigkeit 
ſichern würden, ſtehen mit der geltenden Erwerbsordnung in Wider⸗ 
ſpruch. Es bleibt alſo bei der nachgewieſenen Unvereinbarkeit 
des Arbeiterverficherungszwangs und einer auf Grundlage der 


Freiheit und rechtlichen Gleichheit beruhenden Erwerbsordnung, 
bei dem nachgewieſenen Correlatverhältniß zwiſchen Erwerbsord⸗ 
nung und Ordnung der Arbeiterverſicherung. 


VII. 


Sehen wir nunmehr von der heutigen Erwerbsordnung ganz 
ab. Sie hat ſich als unverträglich mit dem Arbeiterverficherungs- 
zwang erwieſen. Wir aber wollen annehmen, die Einführung des 
Letzteren ſei eine unumſtößlich beſchloſſene Sache und es handle 
ſich nur mehr darum, dem Arbeiter gegen die wirthſchaftlichen 
Folgen der fein Daſein bedrohenden Gefahren auch wirklich Sicher: 
heit zu geben. Welche Vorausſetzungen muß das Erwerbsleben 
des Arbeiters erfüllen, damit die erzwungene Arbeiter verſicherung 
eine wirkſame ſei? 

Bereits im dritten Abſchnitt dieſer Abhandlung habe ich ge: 
ſagt, die Geſchichte zeige allenthalben, die gegenwärtige Ordnung 
des Hülfskaſſen⸗ und Knappſchaftsweſens im Deutſchen Reich aus: 
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genommen, Recht auf Arbeit und Zwang zur Vorſorge als Corre⸗ 
late; und die Prüfung der Reſultate der auf Zwang zum Bei⸗ 
tritt beruhenden deutſchen Hülfskaſſen und Knappſchaftsvereine 
hat auf's Neue gezeigt, daß die Sicherung eines Einkommens 
aus Arbeit die unerläßliche Vorbedingung der Wirkſamkeit des 
Arbeiterverſicherungszwangs ſei. Das Erwerbsleben des Arbeiters 
muß alſo der Art geſtaltet ſein, daß ihm ein Einkommen aus Ar⸗ 
beit ſolchermaßen geſichert iſt, daß er ſeiner Verpflichtung, Kaſſen⸗ 
beiträge zu zahlen, unter allen Verhältniſſen nachkommen kann. 

Bisher aber kennt die Geſchichte nur drei Haupttypen einer 
Ordnung des Erwerbes aus Arbeit, welche ein derartig ſicheres 
Einkommen gewähren: Beſchäftigung als Beamter mit lebens⸗ 
länglicher Anſtellung, privilegirte Erwerbsfähigkeit und Arbeits⸗ 
zwang. Denn das Recht Aller auf Arbeit der Armenordnungen 
der Königin Eliſabeth und des preußiſchen Landrechts war, wie 
die Beſtimmungen über die Arbeitshäuſer und über die durch An⸗ 
drohung von Gefängniß verſchärfte Verpflichtung der Geſellen zur 
Arbeit zeigen, nichts Anderes als ein Zwang der Beſchäftigungs⸗ 
loſen zur Arbeit unter obrigkeitlich feſtgeſetzten Bedingungen; und 
auch das von den Socialiſten geforderte Recht Aller auf Arbeit 
würde, wenn es je zur Verwirklichung käme, praktiſch auf nichts 
Anderes hinauslaufen. Die angezogenen Stellen aus Arendt und 
Schäffle mögen einſtweilen als Beleg dafür gelten. 

Bei den Beamten mit lebenslänglicher Anſtellung wird die 
Höhe des Beamteneinkommens entweder mit dem einzelnen Anzu⸗ 
ſtellenden frei vereinbart, oder, was die Regel iſt, es wird ein Ge⸗ 
halt ſeitens des Beſchäftigenden feſtgeſtellt, und man wartet, ob 
eine hinreichende Anzahl zu dieſem Gehalte ſich meldet. Auch in 
dieſem Falle beruht, ſo lange die Concentration aller Beſchäfti⸗ 
gungen in einer Hand nicht zu den Meldungen nöthigt, das Ver⸗ 
hältniß auf Freiwilligkeit. Wo der Anſtellende nicht ſogar ſelbſt 
das Penſionsweſen in die Hand genommen hat, giebt das lebens⸗ 
längliche Einkommen das Mittel zur Vorſorge, ſo daß der Zwang 
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zur Vorſorge hier niemals unwirkſam iſt. Nur dann aber, wenn 
alle wirthſchaftliche Unternehmungen im ausſchließlichen Staats⸗ 
betrieb ſind, iſt es auch nur denkbar, auf die Beſchäftigung der 
Arbeiter als Beamte mit lebenslänglicher Anſtellung die Wirkſam⸗ 
keit des allgemeinen Arbeiterverſicherungszwangs zu begründen. 
So lange dies nicht der Fall iſt, befindet immer nur ein größerer 
oder geringerer Theil ſich in ſo geſicherter Stellung. So lange 
alſo wird es ſich handeln entweder durch Privilegirung des Er: 
werbs oder durch Arbeitszwang oder durch Beides die zur Wirk⸗ 
ſamkeit des Arbeiterverſicherungszwangs nöthige Vorausſetzung zu 
ſchaffen. 

Bei der Erörterung, wie durch Privilegirung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit dieſe Vorausſetzung geſchaffen wird, muß an bereits Be⸗ 
rührtes angeknüpft werden. 

Der Zutritt zu den alten gewerblichen Corporationen, ſowohl 
zu denen der Meiſter als auch zu denen der Geſellen, ſtand be⸗ 
kanntlich nicht Jedem offen, und auch außerdem war der Erwerb 
ihrer Angehörigen privilegirt, indem ihnen innerhalb gewiſſer 
Diſtricte ausſchließlich das Recht auf alle zu ihrem Gewerbe ge⸗ 
hörige Arbeit zuſtand. Durch dieſe Beſtimmungen der Rechts- 
ordnung war den Angehörigen der alten Corporationen thatſäch⸗ 
lich ein Einkommen aus Arbeit geſichert; und in Folge dieſer 
Sicherung konnte auch gegen dieſelben der Zwang zur Vorſorge 
wirkſam geltend gemacht werden. 

Die Function, welche jene alten Corporationen ausübten, iſt 
heute den Gewerkvereinen zugefallen. Allerdings ſind dieſelben 
nirgends als die Organiſationen, welche die Arbeitsverhältniſſe 
der betreffenden Gewerbe regeln, rechtlich anerkannt. Allein wo 
ſie, wie in England, in umfaſſendem Maßſtab beſtehen, erfüllen 
ſie thatſächlich die Functionen ſolcher Organiſationen. Wie die 
alten Corporationen ſehen ſie ihre Aufgabe in der Wahrung der 
Intereſſen ihrer Mitglieder, und insbeſondere in der Sicherung 


ihres Einkommens. Und wie bei ihren Vorgängern gehört zu 
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den Hauptmitteln, mittelſt deren dies angeſtrebt wird, eine ge⸗ 
wiſſe Ausſchließung Anderer von ihren Gewerben. Nicht Jeder, 
dem es beliebt, kann in ihren Gewerben Beſchäftigung finden. 
Ihre Mitglieder weigern ſich zu arbeiten, wenn die Zahl der Lehr⸗ 
linge in einer Werkſtätte in größerem Verhältniſſe zur Zahl der 
erwachſenen Arbeiter ſteht, als dem dauernden Intereſſe der Ar⸗ 
beiter des betreffenden Gewerbes entſpricht. Und was die Arbeit 
in ihren Diſtricten angeht, ſo fällt ſie auch ohne rechtliche Ga⸗ 
rantie ihren Angehörigen zu, da ſie die große Mehrzahl der Ar⸗ 
beiter ihres Gewerbes in ihren Diſtricten umfaſſen. Hierdurch 
aber ſowie durch die in der oben geſchilderten Weiſe von ihnen 
geübte Anpaſſung des jeweiligen Angebots an die jeweilige Nach⸗ 
frage ſind ſie im Stande, die Regelung der Arbeitsbedingungen 
in weitgehendem Maße zu beeinfluſſen. Insbeſondere vermögen 
ſie hierdurch ihren Angehörigen ein Einkommen zu ſichern, das 
hinreicht, um für den Fall der Arbeitsloſigkeit ſolche Fürſorge zu 
treffen, daß ſie auch in dieſem Fall ihre durch Prämienzahlungen 
erworbenen Anſprüche auf Unterſtützung bei Krankheit, Alters⸗ 
ſchwäche und Tod nicht verlieren. All' dies ſichern ſie ihren Mit⸗ 
gliedern nur in Ausübung des durch die heutige Erwerbsordnung 
den Arbeitern verliehenen Rechts, nur unter Bedingungen zu ar⸗ 
beiten, die ſie mit den Arbeitgebern vereinbart haben. Und wo 
an die Stelle der rohen Vereinbarung dieſer Bedingungen auf 
dem Wege des Kampfes die Vereinbarung in Einigunskammern 
getreten iſt, gelangen die Grundprincipien des modernen Arbeits⸗ 
rechts, die perſönliche Freiheit des Arbeiters und die rechtliche 
Gleichheit zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter, zum vollkommen 
reinen Ausdruck. Aber eine ausſchließende Sicherung des Er⸗ 
werbs, wenn ſie auch in voller Uebereinſtimmung mit den Grund⸗ 
principien der heutigen Erwerbsordnung erzielt wird, liegt auch 
hier der erzielten Sicherung der für den Fall von Krankheit, 
Alter und Tod verſicherten Unterſtützungsanſprüche der Arbeiter 


zu Grunde. 
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Wie ich bereits in den „Arbeitergilden der Gegenwart“ aus⸗ 
geführt habe, bringt die Zukunft möglicher Weiſe die rechtliche 
Fixirung dieſer thatſächlichen Verhältniſſe. Es iſt nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß die Gewerkvereine als die Corporationen der Ar⸗ 
beiter, welche mit den Arbeitgebern die Arbeitsverhältniſſe der be⸗ 
treffenden Gewerbe in den Einigungskammern zu regeln haben, 
rechtlich anerkannt werden. Die Regelung dieſer Verhältniſſe auf 
dem Wege der Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen zieht die 
ganze Geſellſchaft zu ſehr in Mitleidenſchaft, als daß man beſſere 
Mittel zur Regelung, wenn ſie ſich bieten, nicht vorziehen müßte. 
Und nachdem die Thätigkeit und die Erfolge der Einigungskam⸗ 
mern gezeigt haben, daß eine beſſere Regelung der Arbeitsbe⸗ 
dingungen gerade in Verwirklichung der perſönlichen Freiheit des 
Arbeiters und der rechtlichen Gleichheit zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter und unter Wahrung der Intereſſen Beider wirthſchaft⸗ 
lich möglich iſt, wird die Entwickelung dahin drängen, dieſe auf 
Corporationen der Arbeiter und Corporationen der Arbeitgeber 
beruhenden Einigungskammern zu rechtlichen Einrichtungen zu 
machen. Das Verhältniß der Zahl der Lehrlinge zur Zahl der 
erwachſenen Arbeiter, die Lohnhöhe, die Dauer der Arbeitszeit 
und die übrigen Arbeitsbedingungen alle werden dann periodiſch 
von den Einigungskammern für kurze begrenzte Zeiträume feſtge⸗ 
ſtellt; die Unterſtützung der Arbeiter des Gewerbes, die zu dieſen 
Bedingungen keine Beſchäftigung finden, bleibt Sache der Corpo⸗ 
rationen der Arbeiter, der Gewerkvereine. Allein wenn auch 
mit dieſer rechtlichen Anerkennung der Gewerkvereine als der 
Corporationen der Arbeiter keine Aenderung der thatſächlich be⸗ 
reits beſtehenden Ordnung des Arbeitsverhältniſſes herbeigeführt 
würde, ſo läge darin doch eine Veränderung der Grundlagen der 
Erwerbsordnung. Die perſönliche Freiheit des Arbeiters und die 
rechtliche Gleichheit zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter blieben 
allerdings nicht nur anerkannt, ſondern gelangten erſt zur vollen 


Verwirklichung für die Mitglieder der Corporation. Aber an die 
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Stelle der rechtlichen Gleichheit der Arbeiter unter einander träte 
die Privilegirung eines Theiles derſelben. Aus allen den Maß⸗ 
nahmen, auf denen die Gewerkvereine heute in Uebereinſtimmung 
mit den Grundſätzen der heutigen Erwerbsordnung beſtehen, würden 
dann rechtliche Erwerbsprivilegien der Angehörigen der Gewerk⸗ 
vereine. Und wie dieſe Maßnahmen ſchon jetzt eine Sicherheit 
des Einkommens aus Arbeit ſchaffen, das die Wirkſamkeit der 
Prämienzahlungen zum Zweck der Verſicherung für den Fall von 
Krankheit, Alter und Tod ſichert, ſo wäre auch die Wirkſamkeit 
des Correlats dieſer privilegirten Erwerbsfähigkeit, des Verſiche⸗ 
rungszwangs, hier außer Frage geſtellt. Es wäre aber nicht un⸗ 
denkbar, daß mit der Zeit, ähnlich wie zur Zeit des Zunftweſens, 
alle Arbeiter zu der einen oder anderen dieſer Arbeitercorporationen 
gehörten, und in dieſem Falle wäre die Frage der Wirkſamkeit 
des Verſicherungszwangs für ſie alle gelöſt. Wo ſolche Zugehörig⸗ 
keit aber nicht ſtattfände, bliebe, wenn man auch für die zu keiner 
Corporation Gehörigen am Verſicherungszwang feſthielte, als 
Mittel, um ihn wirkſam zu machen, nur der Arbeitszwang, d. h. 
der Zwang zur Leiſtung von Arbeit unter Bedingungen, die von 
den Behörden feſtgeſetzt würden. 

Offenbar aber kann die Wirkſamkeit des Arbeiterverſicherungs⸗ 
zwangs durch Anerkennung der Gewerkvereine als der Corpora⸗ 
tionen, welche zuſammen mit den Corporationen der Arbeitgeber 
in den Einigungskammern die Arbeitsverhältniſſe des betreffenden 
Gewerbes zu regeln, dafür aber ihre beſchäftigungsloſen Mitglieder 
zu unterſtützen haben, nur da herbeigeführt werden, wo Gewerk⸗ 
vereine beſtehen und die große Anzahl der Arbeiter umfaſſen. 
Dies iſt, wie ſchon bemerkt wurde, im Deutſchen Reich nicht der 
Fall. Wo aber mächtige Gewerkvereinsorganiſationen nicht ſchon 
beſtehen, hat, wie bereits ausgeführt wurde, die Einführung des 
Arbeiterverſicherungszwangs gerade die Wirkung, die Entſtehung 
und Ausbreitung der Gewerkvereine zu hindern. Und daß auch 


von Seiten des Staats Gewerkvereine nicht zwangsmäßig einge⸗ 
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führt werden können, wurde oben gleichfalls erörtert. Wohl aber 
ließe ſich denken, daß der Staat den Einigungskammern analoge 
Einrichtungen zwangsmäßig einführte, und als Theil derſelben 
Corporationen von Arbeitern, welche bei der Regelung der Ar⸗ 
beitsbedingungen in den Einigungskammern das Arbeiterintereſſe 
zu vertreten und, ähnlich den Gewerkvereinen, diejenigen Mit⸗ 
glieder, welche unter dieſen Bedingungen keine Beſchäftigung 
fänden, zu unterſtützen hätten. Auch dieſe Einigungskammern 
würden periodiſch das Verhältniß der Zahl der Lehrlinge zu den 
erwachſenen Arbeitern, die Lohnhöhe, die Dauer der Arbeitszeit 
und die übrigen Arbeitsbedingungen für begrenzte kurze Zeiträume 
feſtzuſtellen haben. Allein die engliſchen Einigungskammern func⸗ 
tioniren ſo gut, weil die Arbeitergeber und insbeſondere die Ar⸗ 
beiter eine nahezu hundertjährige Erfahrung in Arbeitsſtreitigkeiten 
hinter ſich haben; wäre aber ein ähnlich günſtiges Zuſammen⸗ 
wirken der Parteien wie in dieſen aus dem Bedürfniß derſelben 
entwickelten Einigungskammern auch in ſolchen zu erwarten, die 
den Parteien octroyirt worden wären? In den engliſchen Eini- 
gungskammern kommt in den meiſten Fällen eine Vereinbarung 
zu Stande ohne jedwede Abſtimmung lediglich auf dem Wege der 
Argumentation. Würden unſeren deutſchen Arbeitgebern und 
Arbeitern Einigungskammern von oben herab octroyirt, ſo würde 
bei beiden Parteien, namentlich aber auf Seiten unſerer wirth⸗ 
ſchaftlich noch zu ungebildeten Arbeiter, das mangelnde Ver⸗ 
ſtändniß für die Bedürfniſſe und die Anſchauungsweiſe der Gegen⸗ 
partei und für das, was ihr wirthſchaftlich möglich iſt, meiſt zu einer 
itio in partes führen. In den meiſten Fällen würde der Schieds⸗ 
ſpruch des Unparteiiſchen eintreten müſſen. Und es iſt wohl nicht 
zu zweifeln, daß dieſelben Urſachen, welche die Uebereinſtimmung 
über die Arbeitsbedingungen hindern würden, auch der Ueberein⸗ 
ſtimmung über die Perſon dieſes Unparteiiſchen hinderlich wären. 
Der Unparteiiſche müßte durch die öffentlichen Behörden ernannt 


werden. Damit käme es zu einer Regelung der Arbeitsbedingungen 
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durch die Behörden nach Anhörung beider Parteien, wie fie im 
18. Jahrhundert keine Seltenheit war, und die Einigungskammern 
und die Corporationen, auf denen ſie beruhen, würden aus au— 
tonomen Körperſchaften zu Polizeianſtalten, oder, um es mehr zu 
umſchreiben, zu von dem Staat und deſſen Organen abhängigen 
Organiſationen ähnlich den Zünften zur Zeit des preußiſchen 
Landrechts. 

Daß es möglich iſt, daß die Behörden in dieſer Weiſe die 
Lehrlingszahl, die Lohnhöhe, die Arbeitszeit und alle die übrigen 
Arbeitsbedingungen nach Anhörung beider Parteien auf Grund 
der feſtgeſtellten thatſächlichen Verhältniſſe periodiſch für kurze, be 
grenzte Zeiträume regeln, läßt ſich angeſichts deſſen, was in früheren 
Zeiten ſtattfand, keineswegs leugnen. Auch könnte von den ſo 
organiſirten Arbeiter-Corporationen ebenſo wie von den Gewerk⸗ 
vereinen verlangt werden, daß ſie Mitgliedern, die zu den feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen keine Beſchäftigung fänden, der Art unters 
ſtützten, daß dieſelben ihre Verſicherungsbeiträge fortzahlen könnten. 
Dadurch würde die Wirkſamkeit des Verſicherungszwangs für alle 
ſolchen Corporationen angehörige Arbeiter erzielt. Auch würde 
die rechtliche Gleichheit zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter bei dieſer 
Ordnung des Erwerbslebens der Arbeiter gewahrt; die perſönliche 
Freiheit der Arbeiter dagegen würde ſtark beeinträchtigt, und eben- 
ſowenig wie bei der freieren auf autonomen Einigungskammern 
beruhenden Ordnung bliebe hier die rechtliche Gleichheit der Ar: 
beiter, was das Erwerbsrecht betrifft, beſtehen. Um den Verſiche⸗ 
rungszwang für diejenigen Arbeiter, welche zu keiner Corporation 
gehörten, wirkſam zu machen, wäre auch hier der Zwang, von 
den Behörden gelieferte Arbeit zu von den Behörden feſtgeſetzten 
Bedingungen zu leiſten, nothwendig. 

Als drittes Mittel zur Sicherung der Wirkſamkeit des Ar 
beiterverſicherungszwangs zeigt die Geſchichte das Recht Aller auf 
Arbeit, oder richtiger den eben erwähnten Arbeitszwang. Der 
Staat ſetzt durch ſeine Behörden für jedes Gewerbe periodiſch für 
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beſtimmte Zeit den Lohn und die übrigen Arbeitsbedingungen 
feſt. Zu dieſen Bedingungen muß Jeder arbeiten, der in Kranke 
heit, Alter und Todesfall Unterſtützung erhalten will. Wer im 
Gewerbe zu den feſtgeſetzten Bedingungen keine Arbeit findet, muß 
Arbeit, welche der Staat liefert, zu in gleicher Weiſe feſtgeſetzten 
Bedingungen verrichten. Dabei iſt es völlig gleichgültig, ob die 
ſogenannten Verſicherungsbeiträge der Arbeiter unter dieſem Namen 
oder unter dem von directen Steuern erhoben werden oder ob 
Verbrauchsſteuern zur Beſtreitung der zu gewährenden Unterſtützun⸗ 
gen verwendet werden. Es handelt ſich hier immer nur um eine 
beſondere Organiſation der Armenpflege, welche den Namen der 
Verſicherung borgt. Auch bei dieſer Ordnung des Erwerbsver⸗ 
hältniſſes der Arbeiter iſt die rechtliche Gleichheit zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeiter gewahrt; die Freiheit der Arbeiter dagegen 
vernichtet; dagegen kann die Gleichheit der Arbeiter unter einander 
bei dieſem Syſteme wohl durchgeführt werden. Dies wäre eine 
völlig ſtaatsſocialiſtiſche und rein bureaukratiſche Löſung der Frage. 

Die Sicherung der Wirkſamkeit des Arbeiter⸗Verſicherungs⸗ 
zwangs in Deutſchland erſcheint ſomit auf dreifache Weiſe mög⸗ 
lich. Angenommen die Einführung deſſelben in Deutſchland wäre 
eine unumſtößlich beſchloſſene Sache, angenommen ferner der Ver⸗ 
ſicherungszwang ſollte den Arbeitern in Krankheit, Alter und 
Todesfall den Bezug von Unterſtützungen wirklich ſichern, und an⸗ 
genommen endlich er ſollte die Arbeiter nicht in eine auf ihr ge⸗ 
ſammtes Daſein ſich erſtreckende völlige Abhängigkeit von den Ar⸗ 
beitgebern bringen, ſo könnte dies erreicht werden durch Beſchäfti⸗ 
gung der Arbeiter als Beamte mit lebenslänglicher Anſtellung, 
durch zwangsweiſe Einordnung der Arbeiter in Corporationen und 
Regelung der Arbeitsbedingungen unter Vorſitz eines von den 
Behörden ernannten Unparteiiſchen in Einigungskammern, die auf 
den Corporationen beider Parteien beruhten, und durch Feſtſtellung 
der Arbeitsbedingungen durch die Behörden verbunden mit Ar: 


beitszwang. 
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g Welche dieſer drei Löſungen, ſei es ausſchließlich, ſei es vor: 
zugsweiſe neben den beiden anderen, angewendet würde, bei allen 
dreien hätten der Staat und feine Organe den maßgebenden Ein: 
fluß auf die Beſtimmung der Arbeitsbedingungen und ſomit auf 
die Geſtaltung des wirthſchaftlichen, religiöſen, politiſchen und 
ſocialen Daſeins der Arbeiter. Bei allen drei Löſungen beſtimmten 
nicht die Arbeiter, aber allerdings auch nicht die Arbeitgeber, 
ſondern die Staatsverwaltung den Antheil der Arbeiterbevölke— 
rung an den Gütern und Fortſchritten der Cultur. Bei allen 
drei Löſungen hätte die Arbeiterklaſſe ſomit das denkbar größte 
Intereſſe, auf den Staat, ſeine Geſetzgebung und Verwaltung den 
größtmöglichen Einfluß zu gewinnen. 

Dies nöthigt zum Schluſſe noch einen kurzen Blick auf die 
politiſchen Folgen einer derartigen Veränderung der Wirthſchafts— 
ordnung zu werfen. 


VIII. 


Suchen wir uns ein Bild zu entwerfen, wie ſich das po— 
litiſche und geſellſchaftliche Leben bei einer Ordnung des Erwerbs— 
lebens der Arbeiter wie der geſchilderten geſtalten würde. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann es ſich dabei nur um ein Bild in Umriſſen 
handeln, und ebenſo ſelbſtverſtändlich können dieſe Umriſſe nicht 
auf Genauigkeit Anſpruch erheben. Dazu müßten die Unterlagen, von 
denen man bei Entwerfung einer ſolchen Vorſtellung auszugehen 
hat, viel bekannter ſein, als ſie es ſind; und eine Genauigkeit der 
Umriſſe auch nur anzuſtreben würde Erörterungen vorausſetzen, 
welche die dieſer Abhandlung gezogenen Grenzen weit überſchritten. 
Allein die von der Geſchichte regiſtrirten Erfahrungen ſind wenig— 
ſtens ausreichend, um den allgemeinen Schnitt des politiſchen und 
geſellſchaftlichen Lebens unter Vorausſetzung ſolcher wirthſchaft— 
lichen Veränderungen vorauszuahnen. Und nur um die Wiedergabe 
derjenigen Vorſtellung kann es ſich handeln, die ſich auf Grund 
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der bisherigen Erfahrungen als politiſche und geſellſchaftliche Folge 
jener Veränderungen dem Denkenden aufdrängen muß. 

Um zu dieſem Bild zu gelangen, iſt es aber nöthig, die im 
vorigen Abſchnitte erörterte Neuordnung des Erwerbslebens des 
Arbeiters, zu welcher der Arbeiterverſicherungszwang führen würde, 
im Zuſammenhang mit den anderen Neugeſtaltungen des Wirth⸗ 
ſchaftslebens zu betrachten, welche ſeitens der Träger des Ge— 
dankens des Verſicherungszwangs in den letzten Jahren in Deutſch⸗ 
land theils geplant, theils angebahnt, theils bereits ausgeführt 
ſind. Denn nicht um eine iſolirte wirthſchaftliche Maßregel han⸗ 
delt es ſich bei dieſem Kaſſenzwang. Derſelbe iſt nur ein Theil 
eines großen Wirthſchaftsprogramms, das in allen ſeinen Theilen 
auf demſelben Grundgedanken aufgebaut ſcheint. Und in der 
That, ganz abgeſehen von der Thatſache, daß die Hauptverfechter 
der Verſtaatlichung der Eiſenbahnen, der Monopoliſirung des ge⸗ 
ſammten Verſicherungsweſens durch den Staat, der Uebernahme 
einzelner wichtiger Induſtriezweige in den Staatsbetrieb, der ſtaat⸗ 
lichen Verwaltung der Banken und der Umwandlung der länd— 
lichen Creditinſtitute in Staatsanſtalten dieſelben Perſonen ſind, 
welche dem Kaſſenzwang der Arbeiter das Wort reden, dürfte der 
innere Zuſammenhang, der zwiſchen allen dieſen Maßnahmen und 
Projecten beſteht, für Niemanden eines beſonderen Nachweiſes be⸗ 
dürfen. Denken wir uns alle dieſe Maßnahmen verwirklicht, ſo 
läßt ſich die Lage einfach dahin zuſammenfaſſen, daß das wirth⸗ 
ſchaftliche Leben jedes Einzelnen mit dem Leben und Gedeihen, 
mit allem Thun und Treiben des Staates auf das Innigſte ver⸗ 
quickt und von den Maßregeln ſeiner Verwaltung abhängig iſt. 

In welcher Weiſe dies für das Leben der Arbeiterklaſſe der 
Fall iſt, hat der vorige Abſchnitt gezeigt. Ein großer Theil der 
activen Arbeiter wird vom Staat unter Bedingungen, die ſeine 
Organe vorſchreiben, unmittelbar beſchäftigt; aber auch für die⸗ 
jenigen activen Arbeiter, welche von Privaten beſchäftigt werden, 
regelt der Staat die Arbeitsbedingungen oder giebt bei der Rege⸗ 


(298) 


lung derſelben den Ausſchlag; die inactiven Arbeiter find ſämmt⸗ 
lich Staatspenſionäre. Ganz ebenſo ſind alle Diejenigen, einerlei 
welcher Geſellſchaftsklaſſe ſie angehören, die ihr Leben oder ihren 
Beſitz verſichert haben, im Falle des Eintritts von Gefahr Em⸗ 
pfänger von Staatsgeldern. Und in derſelben Abhängigkeit vom 
Staate wie die Arbeit befindet ſich der Beſitz. Alle, welche ihr 
Vermögen in Eiſenbahnactien oder Eiſenbahnprioritäten angelegt 
haben, ſind Staatsrentner geworden. Dazu kommen die Inhaber 
eigentlicher Staatsobligationen. Und auch die Mehrzahl der dann 
noch bleibenden Leihkapitaliſten, ſofern dieſe ihr Vermögen im In⸗ 
land verleihen, ſieht in Folge der Monopoliſirung der Creditver⸗ 
mittlung durch Verſtaatlichung der Bankverwaltung und der länd⸗ 
lichen Creditinſtitute ſich für die Nutzbarmachung ihres Vermögens 
auf die Dienſte der Staatsverwaltung angewieſen. Auch ſie alſo 
beziehen ihre Renten durch Vermittlung des Staats. Andererſeits 
aber gelangen der Kaufmann, der Fabrikant, der Landwirth, welche 
zum Betrieb ihrer Geſchäfte des Credites bedürfen, in unmittel⸗ 
bare Abhängigkeit von der Staatsverwaltung. Und während ſo 
ein Theil der Produktionskoſten durch den Staat für ſie beſtimmt 
wird, beſtimmt die Regelung der Arbeitsbedingungen durch die 
Behörden den Preis eines anderen ihrer Produktionselemente. 
Dazu kommt noch, daß die Verwaltung der Eiſenbahnen durch 
Gewährung oder Verſagung von Differential- und anderen Sonder⸗ 
tarifen, durch Bewilligung oder Verweigerung von beſonderen An⸗ 
ſchlußgeleiſen und durch andere nicht zu vermeidende Sonderab⸗ 


machungen mit den Einzelnen Mittel an die Hand giebt, um in 


wenig kontrolirbarer und kaum anfechtbarer Weiſe den einen Pro⸗ 
ducenten zu bevorzugen, den anderen zu benachtheiligen, und daß 
mit der Concentration von Verwaltung und Controle in der einen 
Hand des Staats die Gefahr wächſt, daß dieſe Macht zur Be⸗ 
einfluſſung Aller mißbraucht wird. Die ganze Bevölkerung zer⸗ 
fällt ſomit in drei Klaſſen, von denen die eine Lohn, die andere 
Renten vom Staat bezieht, und die dritte, welche ihre Arbeitskraft 
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und ihr Kapital in eigenen Unternehmungen nutzbar macht, doch 
vom Staate darum nicht weniger wirthſchaftlich abhängig iſt. 

Es läßt ſich wohl nicht beſtreiten, daß eine derartige enge 
Verbindung der wirthſchaftlichen Intereſſen aller Einzelnen mit 
dem Staate und ſeinem Wohl und Wehe eine außerordentliche 
Steigerung des Staatsgefühls der geſammten Bevölkerung her⸗ 
vorrufen muß. Von der Wirkung, die in dieſer Hinſicht erreicht 
werden wird, kann man ſich eine annähernde Vorſtellung machen, 
wenn man ſich der Rückwirkung, welche in den kleinen griechiſchen 
Republiken des Alterthums und in den italieniſchen Städterepubli⸗ 
ken die eben ſo weit gehende Abhängigkeit jedes Einzelnen von 
dem Gedeihen des Ganzen auf die Steigerung des Staatsgefühls 
hervorrief. Hören wir darüber Macaulay in ſeinem Eſſay über 
Machiavelli: 

„In den kleinen griechiſchen Republiken waren die Intereſſen 
jedes Einzelnen mit denen des Staates untrennbar verknüpft. Ein 
feindlicher Einfall zerſtörte ſeine Kornfelder und ſeine Weinberge, 
vertrieb ihn von ſeinem Herde und zwang ihn alle Mühſeligkeiten 
des Kriegslebens zu ertragen. Ein Friedensſchluß gab ihm Sicher⸗ 
heit und Behagen zurück. Ein Sieg verdoppelte die Zahl ſeiner 
Sklaven. Eine Niederlage ſtürzte ihn ſelbſt vielleicht in Sklaverei. 
Als Perikles im peloponneſiſchen Krieg den Athenern erklärte, 
daß im Falle des Siegs ihrer Stadt die Privatverluſte der Ein⸗ 
zelnen ſchnell wiedererſetzt aber daß im Falle der Niederlage ihrer 
Waffen jeder Einzelne unter ihnen wahrſcheinlich zu Grunde ge— 
richtet würde, ſagte er nicht mehr als die Wahrheit. Er ſprach 
zu Männern, welche der Tribut beſiegter Städte mit Nahrung 
und Kleidung, mit der Annehmlichkeit des Bades und den Freu⸗ 
den des Theaters verſah, deren Anſehen mit der Größe ihres 
Vaterlandes ſtieg und vor denen die Mitglieder weniger glück⸗ 
licher Gemeinweſen zitterten; er ſprach zu Männern, die im Fall 
eines Umſchlags im Glück ihrer Stadt jedes Behagens und jedes 
Vorzugs, deſſen ſie ſich erfreut hatten, beraubt wurden. Auf den 
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rauchenden Trümmern ſeiner Stadt geſchlachtet oder auf den 
Sklavenmarkt in Ketten geſchleppt zu werden, zu erleben wie ein 
Kind von ihm geriſſen wurde, um in den Steinbrüchen Sieiliens 
zu graben, und ein anderes, um die Hareme von Perſepolis zu 
bewachen, dies waren die gewöhnlichen und wahrſcheinlichen Fol⸗ 
gen nationaler Niederlagen. In Folge deſſen wurde bei den 
Griechen der Patriotismus der herrſchende Grundſatz oder viel⸗ 
mehr die unbeherrſchbare Leidenſchaft. Ihre Geſetzgeber und 
Philoſophen betrachteten es als ſelbſtverſtändlich, daß ſie durch 
Fürſorge für die Macht und Größe des Staats für das Glück 
des Volks hinreichend ſorgten. Die Schriftſteller des römiſchen 
Reichs lebten unter Despoten, unter deren Herrſchaft hunderte 
von Nationen in eine Unterwürfigkeit zuſammengeſchmolzen waren, 
und deren Gärten den Gebietsumfang der kleinen Republiken 
Phlius und Platäa bedeckt haben würden. Trotzdem fuhren ſie 
fort, dieſelbe Sprache zu führen und mit heuchleriſchem Gerede 
über die Pflicht, einem Staate, dem ſie gar nichts verdankten, 
Alles zu opfern, zu ſchwatzen.“ Und darauf führt Macaulay des 
Weiteren aus, wie Urſachen ähnlicher Art, wie die, welche die 
Auffaſſung der Griechen beeinflußt hatten, auf den minder kräfti⸗ 
gen und kühnen Charakter der Italiener einwirkten. „Die Ita⸗ 
liener wie die Griechen waren Mitglieder kleiner Gemeinweſen. 
Jedermann hatte ein enges Intereſſe an dem Wohlergehen der 
Geſellſchaft, der er angehörte; er hatte Reichthum und Armuth, 
Ruhm und Schande mit ihr gemein. Ganz beſonders war dies 
in dem Zeitalter Machiavelli's der Fall. Die öffentlichen Ereig⸗ 
niſſe hatten dem einzelnen Bürger eine Menge von Elend gebracht. 
Die Eroberer aus dem Norden hatten ihrem Tiſch Mangel, ihrem 
Bett Schande, ihrem Dach Feuer und an ihre Kehle das Meſſer 
gebracht“. Und ſo ſcheint es Macaulay natürlich, daß in einem 
in ſolchen Zeiten lebenden Mann die antike Auffaſſung wieder⸗ 
erwacht ſei, wonach das Wohl des Ganzen als das einzig ins 
X. 150. 151. 7 (301) 
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Auge zu faſſende Ziel erſchien, da ja das Wohl der Einzelnen 
als mit dem des Ganzen identiſch ſich zeigte. 

Und werden durch eine wirthſchaftliche Organiſation wie die 
oben geſchilderte iſt, nicht auch bei uns alle die Vorausſetzungen 
geſchaffen, auf deren Grund die Wahrheit der antiken Staats⸗ 
auffaſſung für die alten Griechen beruhte? Die Machtfülle des 
Staatsbegriffs der meiſten deutſchen Philoſophen und Staatsrechte- 
lehrer erinnert längſt an den antiken Staat. Aber war die Lehre 
derſelben bisher mehr als eine Reminiscenz aus den Philoſophen 
des Alterthums? war ſie mehr als eine aprioriſtiſche Conſtruction 
oder als ethiſches Poſtulat? Würde eine Unterſuchung, wie die 
große Maſſe der heutigen Deutſchen ihr Verhältniß zum Staate 
faßt, dieſe Lehre als in Uebereinſtimmung mit der Wirklichkeit 
zeigen? Kein Unbefangener dürfte beſtreiten, daß es ſich bei der 
Bezeichnung des Staates als des „höchſten Gutes auf Erden“ 
nicht um etwas Seiendes, ſondern etwas ſein Sollendes handelt. 
Bei der innigen Verquickung des Wohls jedes Einzelnen mit dem 
Wohle des Ganzen, wie ſie die geſchilderte Neugeſtaltung des 
Wirthſchaftslebens mit ſich bringt, wird aus dieſer Theorie bei 
uns eine Wahrheit, wie ſie dies im Alterthum war. Auch für 
uns gilt dann der Satz: der Staat iſt Alles, der Einzelne für 
ſich iſt nichts! 

Sehen wir doch auf die große Maſſe der Bevölkerung, die um 
Lohn arbeitet! Die Wehrpflicht wird von ihr weniger als ein An⸗ 
theil an den Rechten als an den Laſten des Bürgers betrachtet. In 
ihr wie in der Steuererhebung erſcheint ihr der Staat weſentlich 
in ſeiner negativen Geſtalt, als die Exiſtenz der Einzelnen beein⸗ 
trächtigend und ſtörend. Sie hat in ihm die Vorſtellung vom 
Staate als des „höchſten Gutes auf Erden“ nicht zu erzeugen 
vermocht. Ganz anders aber die Vorſtellung, wenn der Staat 
es iſt, der die Arbeitsbedingungen regelt, der die Kranken, die 
Invaliden und die Altersſchwachen pflegt, unterſtützt, erhält, der 
für die Wittwen und Waiſen der Verſtorbenen fürſorgt. Der 


(302) 


— 


— 


99 


Staat erſcheint dann als der, der dem Arbeiter das Einkommen 
giebt, der die ihm zum Genuſſe deſſelben verbleibende Muße be⸗ 
ſtimmt und ihn der quälenden Sorge für das Morgen enthebt. 
Wie eine Segen ſpendende Gottheit tritt er dem Arbeiter in allen 
Lagen des Lebens entgegen. Uud wie muß er das Intereſſe des 
Arbeiters am Vaterland ſteigern, wenn deſſen Glück ihm beſſere, 
deſſen Unglück ſchlechtere Arbeitsbedingungen bringt! In aller 
und jeder Beziehung muß ſich der Arbeiter Eins fühlen mit dem 
Ganzen, von dem er ein Theil iſt. 

Und nicht weniger eng werden die Intereſſen der übrigen 
Klaſſen der Bevölkerung mit dem Gedeihen des Ganzen verknüpft. 
Der Kapitaliſt ſieht Sicherheit und Betrag ſeiner Renten von 
dem Wohl und Wehe des Staates bedingt. Hängt das Einkom⸗ 
men der großen Maſſe des Volkes lediglich von dem Gedeihen des 


Ganzen ab, ſo ſehen auch Kaufleute, Fabrikanten und Landwirthe 


ihren Abſatz von dieſem Gedeihen beeinflußt, während die Zoll⸗ 
und Handelsgeſetzgebung an die Intereſſen dieſer verſchiedenen 
Producenten ſich auf das Sorgſamſte anzuſchmiegen bemüht iſt. 
Dabei liefern die Familien der Kapitaliſten und Producenten die 
Beamten für die Verwaltung im Innern und nach Außen. Sie 
werden von Glück und Unglück des Landes daher in erſter Linie 
berührt, wie Glück und Unglück deſſelben in erſter Linie auch 
in ihrer Hand liegen. Vielleicht kann man ſich ihre Stellung 
am Beſten vergegenwärtigen, wenn man an den venetianiſchen 
Adel, der den Erwerbsgeſchäften nicht fremd, die Regierung in 
der Hand hatte, denkt, wie denn überhaupt — von der ariſto⸗ 
kratiſch⸗republikaniſchen Verfaſſung abgeſehen — zu den dann 
eintretenden deutſchen ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Zuſtänden 
die venetianiſchen die treffendſte Analogie bieten würden. Auch 
die durchlauchtigſte Republik war auf das materielle Wohl und 
die Zufriedenheit der großen Maſſe wenigſtens derjenigen der 
Stadt Venedig und der allezeit gefährdeten Provinzen Bergamo 
und Brescia ungemein bedacht. Die Rückſicht auf die Blüthe 
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der nationalen Productionszweige gab für ihre geſammte Politik 
in letzter Linie immer den Ausſchlag. Dafür gab es wohl zu 
keiner Zeit je einen Staat, in dem die Abdankung des Einzelnen 
zu Gunſten des Ganzen vollkommener als in Venedig war. So 
viel die Republik von ihren Kindern verlangte, nirgends blieb 
deren Eifer für das Ganze hinter dem Verlangten zurück. Wohin 
der venetianiſche Kaufmann im Auslande kam, war er auch ohne 
Auftrag ein Spion und Agent im Intereſſe ſeiner Regierung, 
und das Verhältniß des Patriciers zur Republik braucht den Ver⸗ 
gleich mit den leuchtendſten Beiſpielen des Patriotismus des alt⸗ 
römiſchen Staats nicht zu ſcheuen. Und ebenſo wie in Venedig 
würde bei uns die Concentration der ganzen materiellen und ſitt⸗ 
lichen Kraft der Nation in den Händen des Staats eine Stärke 
und Schlagfertigkeit nach Außen hervorrufen, die über den 
Haß, den neben der Furcht bei anderen Nationen allerdings 
nicht ausbleiben würde, im Angriff wie in der Abwehr leicht 
Herr würde. 

Dabei müßte hinter dieſer außerordentlichen Steigerung 
der Actionskraft nach Außen die der materiellen Wohlfahrt im 
Innern keineswegs zurückbleiben. Bliebe doch trotz aller Aus⸗ 
dehnung des ſtaatlichen Induſtriebetriebs der Einzelbetrieb durch 
die Privaten beſtehen und damit die Triebfeder, die auch heute 
das Wirthſchaftsleben in erſter Linie beherrſcht, das Streben nach 
Gewinn, unverändert daſſelbe, während die in dem auf ſolcher 
geſellſchaftlicher Organiſation beruhenden Staate unentbehrliche 
eiſerne Disciplin die Energie eines Jeden noch mehren würde. 

Und auch das iſt, wenn man ſich Venedigs erinnert, noch 
zuzugeſtehen, daß eine gewiſſe Art Wohlleben und eine gewiſſe Cul⸗ 
turblüthe mit dieſem geſellſchaftlichen und politiſchen Zuſtand nicht 
unvereinbar ſein würden. Das alte Venedig kannte üppiges Leben, 
Luxus und Pracht. Auf dieſem Hintergrunde entwickelten ſich die 
venetianiſchen Meiſter, deren Farbengluth uns heute noch berauſcht. 


In den Reihen der Patricier waren die Kunſtmäcene nicht ſelten. 
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Auch liebte es die Republik durch das Gepränge ihres Reichthums 
und die Pracht ihrer Bauten ihre Macht in die Augen fallend zu 
zeigen. Und wenn auch die Großartigkeit und gewaltige Origi⸗ 
nalität eines Michel Angelo den heimiſchen Künſtlern verſagt war, 
ſo konnte man ſich Lombardi's, einen Sanſovino und Palladio 
von auswärts oder von Orten, in denen trotz ihrer Unterwerfung 
unter die Republik noch relativ größeres individuelles Leben 
herrſchte, doch borgen. Und ebenſo ſetzte der große Reichthum in 
Stand in dem 1405 unterworfenen Padua die hervorragendſten 
Leuchten der Wiſſenſchaft aus der ganzen Welt zuſammenzubringen. 
Aber die dort hervorragten waren keine Venetianer. Dieſen wurde 
ſogar verboten ſich um die paduaniſchen Lehrſtellen zu bewerben, 
während umgekehrt nur Venetianer lehren durften an der Univer⸗ 
ſität zu Venedig, die 1470 von dem Venetianer Papſt Paul II., 
demſelben der die Akademiker als Ketzer und Verſchwörer folterte, 
privilegirt worden und für den Unterricht der venetianiſchen Ju⸗ 
gend in erſter Linie beſtimmt war. Und ſo gab es unter den 
Venetianern zwar Freunde der Gelehrſamkeit, philologiſche Gelehrte 
und officielle Hiſtoriker und Publiciſten. In den übrigen Zweigen 
der Literatur dagegen war Venedig ganz außerordentlich arm. 
Kein großer Dichter und Denker Italiens, kein Mann, der die 
Menſchheit durch die Macht ſeines Geiſtes und ſeiner Perſönlich⸗ 
keit geiſtig und ſittlich vorwärts brachte, iſt aus Venedig hervor⸗ 
gegangen. Und der Grund dieſer Dürftigkeit auf rein geiſtigem 
Gebiete ſcheint allerdings nicht außer Zuſammenhang mit dem 
venetianiſchen geſellſchaftlichen und politiſchen Leben zu ſtehen. 
Denn wenn die völlige Abhängigkeit der wirthſchaftlichen 
Exiſtenz der Einzelnen vom Staate deſſen Actionskraft nach 
Außen auch unzweifelhaft ſteigern muß, wenn ſie ſich auch mit 
wirthſchaftlichem Gedeihen und einer gewiſſen Art von Cultur⸗ 
blüthe wohl vereinigen läßt, jo droht doch die Herrſchaft, welche 
mit ihr das Ganze über das moraliſche, intelleetuelle und geſell⸗ 
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ſchaftliche Daſein der Einzelnen erhält, jede Eigenart in den Ein- 
zelnen zu erſticken. 

Sogar Treitſchke, dem von Manchen ſogar Staatsvergötte⸗ 
rung zum Vorwurf gemacht worden iſt, hat anerkannt? “), daß 
das antike Volksleben, ſo herrlich es ſich entwickelte, wegen der 
allumfaſſenden Macht des Staats ein ſehr enges war. Dort habe 
das echt antike Wort Machiavelli's gegolten, daß der gute Bürger 
nur durch den Staat bedeutend werden dürfe. Er verweiſt auf 
die Stelle in der Politik des Ariſtoteles (V, 8), die zeigt, daß 
man im antiken Staat auch durch ſein Privatleben dem Staat 
gefährlich werden konnte. Und findet ſich die an jener Stelle von 
Ariſtoteles geforderte Aufſichtsbehörde, die aus dieſem Grunde 
über die Lebensweiſe der Einzelnen wachen ſollte, nicht verwirk⸗ 
licht im atheniſchen Areopag? Sind der Rath der Zehn und ſein 
ſchrecklicher Ausſchuß, die Staatsinquiſitoren, mit ihrer unerhörten 
Controle über jeden Einzelnen etwas anderes als die venetianiſche 
Erfüllung der ariſtoteliſchen Forderung? Und iſt es nicht charak⸗ 
teriſtiſch, daß die Republik, ebenſo wie ſie für den Mangel an 
individueller Freiheit durch Licenz der Vergnügungen, des Spiels 
und der Narrethei zu entſchädigen ſuchte, nichts dagegen hatte, 
wenn der Jüngling ſeine beſte Kraft in üppigem Lebenswandel, 
beim Wein und mit Frauen verpraßte, während Derjenige ihr 
verdächtig erſchien, der als Laie ſich ernſten Studien ergab? 

„Für einen Sokrates,“ ruft Treitſchke treffend, „hatte das 
antike Volksleben keinen Raum!“ Und nicht nur für einen So⸗ 
krates werden die erörterte Neugeſtaltung der Wirthſchaftsordnung 
und die politiſchen und geſellſchaftlichen Folgen derſelben im 
Deutſchen Reich keinen Raum laſſen: keinerlei großartige Indi⸗ 
vidualität, wenn ſie nicht als Leiter des Ganzen der erdrückenden 
Herrſchaft des Ganzen entzogen iſt, wird weder auf politiſchem, 
noch auf ſittlich⸗religiöſem, noch auf geiſtigem Gebiete unter der⸗ 
ſelben beſtehen können. Oder waren nicht die Flucht in's Aus⸗ 
land und die Verbannung ſo zu ſagen ſtändige Verfaſſungsein⸗ 
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richtungen ſowohl der altgriechiſchen wie der mittelalterlich⸗italie⸗ 
niſchen Städterepubliken, von der faſt alle große Individualitäten 
Gebrauch machen mußten? Und dabei war bei dem geringen Um⸗ 
fang dieſer Staaten und der im Uebrigen ja verhängnißvollen 
Zerſplitterung der Nation in eine Menge verſchieden gearteter 
Gemeinweſen dieſes Uebel noch vergleichsweiſe gering. Ganz 
anders wäre der Nachtheil bei einem Staate, der das Leben einer 
ganzen Nation umfaßt. Die wirthſchaftliche Abhängigkeit jedes 
Einzelnen vom Staate wird hier dieſem die Macht geben, mit 
einem Staatskirchenthum das ſittliche und religiöſe, mit einer 
officiellen Wiſſenſchaft, einer officiellen Hiſtorie und Poeſie das 
geiſtige Leben zu beherrſchen. Weder ein Luther noch ein Galilei 
kann hier erſtehen. Und mit dieſer Unterdrückung der ſittlichen, 
religiöſen und geiſtigen Freiheit des Einzelnen wird der Urquell 
alles großen ſittlichen und geiſtigen Fortſchritts verſtopft und da⸗ 
mit alle weitere nationale Culturentwickelung zu Größerem, Beſſe⸗ 
rem, Idealerem gehemmt ſein. 

Und wie iſt es denn mit der Culturſtufe, die bereits erreicht 
iſt? Werden die Errungenſchaften der Civiliſation, ohne die uns 
heute das Leben nicht mehr lebenswerth ſcheint, uns in Folge 
jener wirthſchaftlichen Neugeſtaltung zum wenigſten gewahrt bleiben? 
Man pflegt zu ſagen, unſere heutige Cultur ſei durch die große 
Verſchiedenheit in dem Antheil der einzelnen Geſellſchaftsklaſſen 
an den Segnungen derſelben gefährdet. Und gewiß, wer könnte 
die Spaltung in zwei Nationen, welche die Geſellſchaft aller mo⸗ 
dernen Länder durchzieht, überſehen! Wer könnte die Augen ver⸗ 
ſchließen gegenüber der Gefahr, die dem Fortbeſtand der Cultur 
aus der weiten Verſchiedenheit der Geſittung unſerer höheren und 
niederen Klaſſen erwächſt! Wer könnte die Nothwendigkeit nicht 
erkennen, zur Theilnahme an den Culturſegnungen, deren ſich jetzt 


nur die höheren Klaſſen erfreuen, die unteren Klaſſen heranzu⸗ 


ziehen, um ſie daran zu intereſſiren, ſie damit zu verſöhnen, und 
dieſe Cultur dadurch ſicher zu ſtellen? 
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Allein es giebt keinen anderen Weg, dieſes Ziel zu erreichen, 
als indem man auch die Angehörigen der unteren Klaſſen wirth⸗ 
ſchaftlich unabhängig macht. Erſt dann können auch ſie zu ſitt⸗ 
licher, religiöſer und geiſtiger Freiheit gelangen, und erſt damit 
kann ihr Intereſſe geweckt werden für dieſe Freiheit, in der eine 
der Haupterrungenſchaften unſerer Cultur beſteht, auf der dieſe 
beruht und ohne deren Fortbeſtand ſie nicht denkbar iſt. Wenn 
nun darin, daß die geplante und theilweiſe ſchon angebahnte 
Neugeſtaltung der Wirthſchaftsordnung das gerade Gegentheil 
dieſer wirthſchaftlichen Unabhängigkeit ſchafft, das für ſie Charak⸗ 
teriſtiſche beſteht, ſo ſcheint damit augenſcheinlich, daß ſie die Er⸗ 
reichung des Ziels, nämlich die Wahrung unſerer Cultur, geradezu 
ausſchließt, ſtatt dieſelbe ſicherzuſtellen. Aber betrachten wir, 
was man für die entgegengeſetzte Meinung nicht ſelten vor⸗ 
bringt! 

Man pflegt darauf zu verweiſen, daß die antiken Geſellſchaften 
an ihren Klaſſenkämpfen zu Grunde gegangen ſeien. Aber wenn 
dies geſchehen iſt, geſchah es, weil die Einzelnen in ihrer Wirth⸗ 
ſchaft von dem Ganzen unabhängig waren oder nicht vielmehr in 
Folge der engen Verbindung der Intereſſen jedes Einzelnen mit 
denen des Ganzen? Es iſt ſattſam bekannt, von welch weitgehen⸗ 
der Bedeutung in den antiken Geſellſchaften das Ganze für die 
wirthſchaftliche Exiſtenz der Einzelnen war. Aber eben dies war 
es, was in den Einzelnen das Verlangen nach dem Beſitz der 
Gewalt hervorrief, um dieſelbe im eigenen Intereſſe, in dem ihrer 
Freunde und ihrer Klaſſe zu nützen. Gerade dies veranlaßte ſie 
die Umgeſtaltung der Verfaſſung zu Gunſten der eigenen Wirth⸗ 
ſchaft anzuſtreben, und der Umſtand, daß es ſich bei allen poli⸗ 
tiſchen Kämpfen um wirthſchaftliche Intereſſen handelte, war es, 
der jene entſetzliche Erbitterung der antiken Verfaſſungskämpfe 
hervorrief. Gerade weil der Patriotismus der Menge auf der 
geſchilderten Abhängigkeit des wirthſchaftlichen Daſeins der Ein⸗ 


zelnen von dem Ganzen beruhte, konnte er auch nicht verhindern, 
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daß man mit dem fremden Staat ſich zur Unterwerfung der hei⸗ 
miſchen Gegenparteien oder mit einem Tyrannen, der die ge⸗ 
wünſchten wirthſchaftlichen Vortheile bot, ſich gegen die heimiſche 
Freiheit verband. Gerade jene enge Verbindung der Wirthſchaft 
mit der Staatsgewalt iſt die Urſache des Untergangs der antiken 
Geſittung geworden. 

Und verhielt es ſich etwa anders in den mittelalterlichen 
Städten, in denen die Wirthſchaft der Einzelnen gleichfalls in 
weitgehender Abhängigkeit von der leitenden Gewalt ſtand? Waren 
es nicht wirthſchaftliche Momente, welche die Städte trieben, nach 
Unabhängigkeit von königlichen und biſchöflichen Beamten zu 
trachten, was vielfach bekanntlich zur vollen Vertreibung der letz⸗ 
teren geführt hat? Waren es nicht Erwerbsprivilegien, Gewerbe⸗ 
und Marktpolizei und Beſteuerung, um die es ſich in den Zunft⸗ 
kämpfen handelte, und blieben etwa die blutigen Aufſtände und 
rachevollen Reactionen der Parteien in Erbitterung hinter den 
Verfaſſungskämpfen der antiken Republiken zurück? Sehen wir 
nicht auch hier die unterlegene Partei ſich nicht ſelten mit den 
Feinden der Stadt zur Bekämpfung der heimiſchen Gegenpartei 
verbinden, und beſtand nicht auch hier der Ausgang nur zu häufig 
in dem Untergang der Freiheit und der Blüthe der Stadt? 

Daß auch in England dieſe Kämpfe nicht fehlten, wenn ſie 
dort auch nicht mit der gleichen Erbitterung und mit denſelben 
Waffen ausgekämpft wurden, habe ich bereits in den „Arbeits⸗ 
gilden“ hervorgehoben, wie ich auch den Grund dieſer Verſchieden⸗ 
artigkeit Englands von dem Continent dort bereits angedeutet 
habe. Dieſer Grund beſtand hauptſächlich in der geringeren Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der engliſchen Städte gegenüber der Landesgewalt und 
dem geringen Einfluß der ſtädtiſchen Intereſſentenparteien auf dieſe. 
Daß aber die Abhängigkeit der Wirthſchaft der Einzelnen von 
der öffentlichen Gewalt, ſoweit die Intereſſentenparteien dieſe beein⸗ 
fluſſen konnten, in den engliſchen Städten zu ähnlichen Kämpfen 


und aus denſelben Urſachen wie auf dem Continent führte, hoffe 
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ich bald an anderem Orte, durch Erzählung des Aufftands des 
Wilhelm Fitz⸗Osbert, der Londoner Parteiungen, Aufſtände und 
Reactionen zur Zeit Simon von Montfort's, der Bewegungen 
der Commune unter Walter Hervey und der rebellio Bristolliana 
unter Eduard II. zu zeigen. Und hätte die Landesgewalt in Eng⸗ 
land den Beherrſchten nicht zu der von ihnen verlangten größeren 
wirthſchaftlichen Unabhängigkeit von der Stadtregierung verholfen, 
der Ausgang der ſtädtiſchen Kämpfe wäre hier gewiß derſelbe ge⸗ 
weſen wie auf dem Continent. 

Nur was Venedig angeht iſt nichts von inneren politiſchen 
Kämpfen auf dem Untergrund verſchiedener wirthſchaftlicher In⸗ 
tereſſen bekannt. Aber dies ſpricht nicht dagegen, daß nicht hier 
ebenſo wie anderwärts die Abhängigkeit, in der ſich die Wirth⸗ 
ſchaft der Einzelnen von der Staatsgewalt befand, in Dieſen das 
Streben hervorrief, ſich der Gewalt zu bemächtigen. Geht es 
uns doch, was die tieferen Urſachen der Aufſtände und Verſchwö⸗ 
rungen in Venedig betrifft, faſt wie den Venetianern ſelbſt, die 
nur die Leichen der Verurtheilten ſahen, ohne nach der Urſache 
der Hinrichtung fragen zu dürfen. Wir wiſſen nur, daß einer⸗ 
ſeits die herrſchende Klaſſe hier wie anderwärts die Staatsgewalt 
in ihrem wirthſchaftlichen Intereſſe ausbeutete ), und daß anderer: 
ſeits zur Zeit der Einführung der Herrſchaft der Ariſtokratie, von 
1296 — 1319, Aufſtände der Popolanen unter Marino Bocconio 
und Bajamonte Tiepolo ſtattfanden, und daß auch Marino Falieri 
bei ſeiner Verſchwörung i. J. 1355 auf die von der Gewalt aus: 
geſchloſſenen Popolanen rechnete. Aber der Rath der Zehn ver⸗ 
ſtand, ſeidem er in Folge des Aufſtands des Tiepolo i. J. 1309 
ins Leben trat, es ebenſo zu hindern, daß Genaueres über jene 
Aufſtände und Verſchwörungen auf die Nachwelt kam, wie die 
Staatsinquiſition mit ihren Foltern, Bleidächern und unterſeeiſchen 
Gefängniſſen, die Blutgerüſte der Piazetta und die heimlichen Er⸗ 
tränkungen im Canale Orfano, der Dolch und das Gift der Re⸗ 


publik, denen auch der ins Ausland geflüchtete Verſchwörer erlag, 
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es bewirkten, daß trotz Hunger, Peſt, Interdict und unglücklicher 
Kriege ſeit der Errichtung des Rathes der Zehn kein Aufruhr den 
Staat, kein Aufſtand die Colonien, nicht die geringſte Gährung 
die Stadt mehr in Unruhe verſetzte. Keine Verſchwörung mehr, 
die nicht, bevor ſie zum Ausbruch kam, entdeckt worden wäre! 
Aber wie Daru, der Geſchichtſchreiber Venedig's jagt’), es iſt 
nicht möglich, daß eine ſolche Behörde beſtehe, ohne daß der 
Menſch ſeine Würde einbüße. In Folge des allgegenwärtigen 
Despotismus der Staatsgewalt entbehrten die Venetianer bereits 
jene ſittliche und geiſtige Freiheit, in welcher wir den weſentlichſten 
und köſtlichſten Beſtandtheil unſerer Cultur erblicken. Und die in 
Venedig herrſchende Grabesſtille wurde auch nicht geſtört als ander: 
wärts der Individualismus auf religiöſem Gebiete zum Durchbruch 
gelangte und damit eine neue Aera des Volkslebens begann. Jede 
Regung dieſer individuellen Freiheit wurde in Venedig erfolgreich er⸗ 
ſtickt. Und, wie Condillac vorhergeſagt hatte, ging der einſt glän⸗ 
zende Staat über dieſer fortwährenden Sorge, die Unfreiheit im 
Innern aufrecht zu erhalten, ſeiner Freiheit nach Außen verluſtig. 
Während von dem Durchbruch jener individuellen Freiheit ander⸗ 
wärts ein Aufſchwung des politiſchen Lebens und der Culturent⸗ 
wickelung von ungeahnter Glorie datirt, verfiel Venedig, trotzdem 
es die eiſerne Disciplin ſeiner Bürger eher verſchärfte als darin 
nachließ, mehr und mehr, bis es von einem Hauche einer aus 
dem entfejjelten Individualismus hervorgegangenen politiſchen 
Kraft hinweggeblaſen wurde aus der Reihe der Staaten. 

Sollte aber bei uns allein die Verknüpfung der Wirthſchaft 
mit dem Staat, wie die geplante Neugeſtaltung der Wirthſchaft 
ſie bringen würde, und die zum Mindeſten ebenſo weit wenn nicht 
weiter geht, wie bei irgend einem civiliſirten Volk der Vergangen⸗ 
heit, andere Wirkungen wie bei anderen Völkern haben? Geht 
nicht, wenn es die Behörden ſind, welche die Arbeitsbedingungen 
feſtſtellen, das größte Intereſſe der Arbeiter dahin, den maßge⸗ 
benden Einfluß auf die Einſetzung dieſer Behörden zu üben? 
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Richtet ſich, wenn der Staat die Penſionen des inaktiven Arbei⸗ 
ters und der Arbeiter⸗Wittwen und Waiſen bezahlt, nicht noth⸗ 
wendig das Streben der Arbeiter darauf, die Staatsgewalt 
in die Hand zu bekommen, welche die Höhe dieſer Penſionen be⸗ 
ſtimmt? Wenn das geſammte wirthſchaftliche, religiöſe, politiſche 
und ſociale Daſein der Arbeiter lediglich vom Staate abhängt, 
wenn der Staat es iſt, der die Segnungen der Cultur unter die 
verſchiedenen Geſellſchaftsklaſſen vertheilt, iſt es unausbleiblich, 
daß die Arbeiterklaſſe die größten Anſtrengungen macht, ſich 
dieſes Staats zu bemächtigen oder ſeine Leitung maßgebend zu 
beeinfluſſen. Dieſelben wirthſchaftlichen Intereſſen rufen bei den 
übrigen Geſellſchaftsklaſſen aber nothwendig daſſelbe Streben her⸗ 
vor. Der Staatsrentner, der Kaufmann, der Fabrikant, der 
Landwirth, ſie Alle haben den gleich ſtarken Antrieb die Staats⸗ 
gewalt zu ihrem eigenen Vortheil auszubeuten. So entſtehen Zu⸗ 
ſtände wie in der antiken Welt. Jeder politiſche wird zu einem 
wirthſchaftlichen Kampf, jede wirthſchaftliche Verſchiedenheit der 
Intereſſen zu einer politiſchen Gegnerſchaft. Und die daraus her⸗ 
vorgehende Erbitterung der ſich bekämpfenden Klaſſen, welche die 
alte Geſellſchaft zerriß und ihrer Geſittung den Untergang brachte, 
wird auch bei uns zu den gleichen Zuſtänden führen. Dabei iſt 
das Heer nicht mehr eine Horde gemietheter Fremdlinge wie im 
alten Venedig. Unſere Armee geht aus der Mitte der Klaſſen, 
die ſich alsdann bekämpfen, hervor und kehrt in dieſelben zurück. 
Sie wird die Intereſſen und Leidenſchaften der ſich alsdann Be⸗ 
kämpfenden theilen. Damit ſcheint es unmöglich, mittelſt der Armee 
auf die Dauer das Gleichgewicht zwiſchen den Klaſſen aufrecht zu 
erhalten. Auch ſie wird denſelben ſich bekämpfenden Gegenſätzen 
verfallen. 

Statt den ſocialdemokratiſchen Zielen entgegenzutreten ebnet 
die geplante Neuorganiſation der Wirthſchaft ſomit der Erreichung 
derſelben den Weg. Der Untergang der politiſchen Freiheit und 


der nationalen Geſittung wird auch bei ihr das Ende ſein, dem 
(312) 


— 


— 2 — = a. — —-—-——d — ini nn I — 


109 


ſie zuführt. Und es wird einerlei ſein, ob dieſes Ende auf dem 
Wege der conſervativ⸗ſocialiſtiſchen oder der ſocialdemokratiſchen 
Organiſation erreicht werden wird. Der Ruin der Cultur, der 
dann eintritt, wird in beiden Fällen derſelbe ſein. 


Anmerkungen, 


1) Helmholtz, die Thatſachen in der Wahrnehmung, Berlin 1879 S. 36. 

2) Man wende nicht etwa ein, die Ausführungen von Sax in ſeinem 
vorzüglichen Werke über die Verkehrsmittel zeigten die Möglichkeit, auch auf 
dem Wege der Deduction zu dieſem Satze zu gelangen. Thatſächlich gelangte 
man zu dem Satze, daß das Selbſtintereſſe, die Eiſenbahnen ſtatt zur Con⸗ 
currenz zur Coalition führe, zuerſt auf dem Wege der Beobachtung des Lebens. 
Daß nun auch gezeigt wird, daß man bei voller Kenntniß und richtiger Er⸗ 
wägung der Verhältniſſe ſchon a priori zu dieſem Satze kommen muß, iſt 
ſogar nothwendig, damit jenes Ergebniß der Beobachtung als wiſſenſchaft⸗ 
licher Satz anerkannt werde, ändert aber nichts an der Thatſache, daß man 
zuerſt auf empiriſchem Wege zu dem Satze gelangte, daß man auf dem 
Wege der Deduction dagegen zuerſt zu den wirklichen Erſcheinungen entgegen: 
geſetzten Ergebniſſen gekommen war. 

3) Lujo Brentano, Die Arbeitergilden der Gegenwart, Leipzig 1872, II, 
310-18. 

4) Lujo Brentano, Die Arbeiterverſicherung gemäß der heutigen Wirth⸗ 
ſchaftsordnung, Leipzig 1879, S. 82 ff. 

5) Adickes, Zur Frage der Arbeiterverſicherung, Zeitſchrift für die ge⸗ 
ſammte Staats wiſſenſchaft, 35. Band, Tübingen 1879, S. 624 meint, der 
Nachweis, daß wir privilegirte Erwerbsfähigkeit (Recht auf Arbeit) und Zwang 
zur Vorſorge ſtets als Correlate finden ſei mir nicht gelungen. Dazu ſei der 
Nachweis nöthig, daß dieſer Zwang gerade mit der Seite der alten Zünfte 
und Gilden, auf welcher ihre Erwerbsprivilegien liegen, zuſammenhänge. An 
und für ſich werde man aber dieſe Baſirung des Unterſtützungsweſens der 
Gewerbetreibenden auf die gewerblichen Verbände ſchon vollkommen hinrei⸗ 
chend aus der geſammten Natur dieſer Verbände, welche den ganzen Menſchen 
ergriffen und nach jeder Seite hin feine Stellung im politiſchen und ſocialen 


Leben beſtimmten, herzuleiten vermögen. Eine Exiſtenz außerhalb der zahl⸗ 
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reichen das mittelalterliche Leben erfüllenden Genoſſenſchaften fei damals ebenſo 
wenig denkbar geweſen als die Idee eines einheitlichen Staatsbürgerthums 
und einer allgemeinen, auch den Angehörigen anderer Stände und Genoſſen⸗ 
ſchaften gegenüber begründeten Unterſtützungspflicht. So erwähne ich auch 
ſelbſt, daß die Pflicht der Gildegenoſſen in Krankheit und Noth ſich gegenſeitig 
zu unterſtützen, bei allen Gildegenoſſenſchaften, einerlei unter welchen Geſell⸗ 
ſchaftsklaſſen die Gildebildung eintrat, in Geltung war. Und in der That 
habe ſowohl bei den Handwerkergilden als den Geſellenverbänden eine Unter⸗ 
ſtützungspflicht von der erſten Zeit ihrer Bildung an, alſo unabhängig von 
den erſt ſpäter erworbenen Erwerbsprivilegien beſtanden. So auch in Altona, 
nach Aufhebung der Geſchloſſenheit der Zünfte, unter denen, welche durch 
Zurücklegung der Lehrzeit, durch Beſtehen der Meiſterprüfung und Fertigung 
des Meiſterſtücks gezeigt hätten, daß ſie ihr Brod verdienen könnten. 

Was zunächſt das letztere Argument angeht, ſo wird, trotzdem Adickes die 
nach Aufhebung der Geſchloſſenheit der Zünfte in Altona beſtehende gewerb⸗ 
liche Ordnung als „Niederlaſſungsfreiheit“ bezeichnet, wohl kaum zu beſtreiten 
ſein, daß der hier geforderte Befähigungsnachweis allgemein als das Gegen⸗ 
theil der Gewerbefreiheit gilt; gerade im Gegenſatz zu dieſer Forderung nennt 
man als das Prinzip der heutigen Gewerbeordnung die Gewerbefreiheit. So⸗ 
bald ein ſolcher Befähigungsnachweis wie der im 18. Jahrhundert in Altona 
geforderte verlangt wird, iſt eine Anzahl Perſonen, die ſonſt das Gewerbe 
ſelbſtändig betreiben würden, vom ſelbſtändigen Gewerbbetrieb ausgeſchloſſen; 
ſobald ein ſolcher Ausſchluß ſtattfindet, ſind diejenigen, welche das Gewerbe 
betreiben, privilegirt. 

Im Uebrigen aber ſcheint Adickes doch nicht den Kernpunkt der Sache er⸗ 
faßt zu haben, um den es ſich handelt. Die Frage iſt nicht die, ob man früher 
das Unterſtützungsweſen in dem vollen Bewußtſein des zwiſchen Erwerbs⸗ 
ordnung und Unterſtützungsweſen beſtehenden Zuſammenhangs regelte, ſon⸗ 
dern ob jemals eine wirkſame Ordnung des Unterſtützungsweſens exiſtirte, bei 
der nicht dieſem Zuſammenhang, einerlei aus welchem Grunde, thatſächlich 
Rechnung getragen war; ob da wo eine durch die Behörden auferlegte 
gegenſeitige Unterſtützungspflicht der Gerwerbetreibenden beſtand und dieſe 
wirkſam war, nicht auch eine durch die Behörden privilegirte Erwerbsfähigkeit 
beſtand, vermöge welcher die zur gegenſeitigen Unterſtützung Verpflichteten 
auch thatſächlich im Stande waren, dieſer Pflicht zu genügen. Damit hat 
der Nachweis, daß der Unterſtützungszwang gerade mit der Seite der Zünfte 
und Gilden, auf welcher die Erwerbsprivilegien lagen, zuſammenhing, abſolut 
nichts zu thun. Und ebenſowenig wird unſere Frage auch davon berührt, 
daß die Gildebrüder, da wo die Gilden nicht Zwangsgenoſſenſchaften, ſondern 
freiwillige Verbindungen waren, ſich gegen einander verpflichteten, ſich in 
Krankheit und Noth zu unterſtützen. Daß die Gildebrüder, auch wo die Gilden 
nicht privilegirt waren, dies ebenſo wie die heutigen engliſchen Gewerkvereine 
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thaten, iſt bekannt; und ebenſo wie bei den heutigen engliſchen Gewerkvereinen 
war bei ihnen die gegenſeitige Unterſtützungspflicht in Krankheit wirkſam, da 
die gegenſeitige Unterſtützungspflicht ſich auch auf Unterſtützung bei ſonſtiger 
Erwerbsfähigkeit erſtreckte. Dies hat aber mit einer durch die Behörden 
auferlegten Unterſtützungspflicht, mit dem Unterſtützungszwang, nichts zu thun. 
Adickes hätte, um den Satz über das Correlatverhältniß von privilegirter Er⸗ 
werbsfähigkeit und Zwang zur Vorſorge zu erſchüttern, nachweiſen müſſen, 
daß der durch die Behörden auferlegte Zwang der Gildegenoſſen zur Vor⸗ 
ſorge früher war als die Gewährung eines gewiſſen Rechtes auf Arbeit durch 
die Gewerbeordnung. Dies hat er nirgends gethan. Die von ihm angezoge⸗ 
nen Stellen bei Schanz ſtehen in voller Uebereinſtimmung mit den Ausführun⸗ 
gen meiner Schrift. 

Wenn Adickes des Weiteren (a. a. O. S. 626) an meiner Adoption der 
Roſcher'ſchen Bezeichnung der privilegirten Erwerbsfähigkeit als „Recht auf 
Arbeit“ als irreführend Anſtoß nimmt, ſo glaube ich, daß wohl Niemand 
dagegen blind ſein dürfte, daß das Recht einer beſchränkten Anzahl Privile⸗ 
girter auf alle in einem gewiſſen Diftrict vorkommende Arbeit ihres Gewer⸗ 
bes nicht in allen Beziehungen dem von einzelnen Socialiſten geforderten Recht 
Aller auf Arbeit gleich war. Allein in dem Punkte, der in meiner früheren 
Schrift ebenſo wie in dieſer allein in Betracht kommt, ſind beide Rechte auf 
Arbeit ſich gleich. Bei Beiden wird durch die Rechtsordnung thatſächlich eine 
Sicherung eines Einkommens aus Arbeit herbeigeführt, welche mittelſt des 
Verſicherungszwangs eine wirkſame Verſicherung der Arbeiter herbeizuführen 
ermöglicht. 

6) Siehe „die Arbeiterverſicherung gemäß der heut. Wirthſchaftsordn.“ 
S. 146 — 166; ferner Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volks⸗ 
wirthſchaft im Deutſchen Reiche, III., 499. 

7) „Die Arbeiterverſicherung gemäß“ ꝛc. S. 85. 

8) Adickes, a. a. O. S. 602. 

9) Die Forderung, daß ſich die Arbeiterverſicherung auf die im Texte 
angegebenen ſechs Bedürfniſſe erſtrecke, erhebt meine frühere Schrift nicht 
etwa wegen des beſtreitbaren Satzes, daß der Lohn durch die Productions⸗ 
koſten der Arbeit ebenſo wie der Preis anderer Waaren durch deren Pro⸗ 
ductionskoſten beſtimmt werde; — ebenſo wie der Preis anderer Waaren kann der 
Lohn über den Productionskoſten ſtehen; — jene Forderung ergiebt ſich vielmehr 
aus dem unbeſtreitbaren Satze, daß die Waare, deren Preis nicht einmal die 
Productionskoſten deckt, bei Mangel einer Fürſorge für den Fall des Eintritts der 
im Text genannten Gefahren alſo die Arbeit, auf die Dauer nicht in der erfor⸗ 
derlichen Menge auf den Markt kommen kann. Zu den Produktionskoſten 
der Arbeit der männlichen Arbeiter gehören in den meiſten deutſchen In⸗ 
duſtriezweigen aber nicht die Unterhaltungskoſten der Wittwe des Arbeiters, 
und die Verſicherung von Penſionen für Arbeiter⸗Wittwen iſt daher abſichtlich 
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in die Zahl der nothwendigen Arbeiterverſicherungen von mir nicht aufges 
nommen worden. In Deutſchland nämlich ſind in den meiſten Induſtrie⸗ 
zweigen auch die verheiratheten Frauen der Arbeiter dermalen noch zur Er⸗ 
werbsarbeit genöthigt. Es gehört alſo die Verſicherung von Penſionen für 
die Arbeiter⸗Wittwen dermalen noch ebenſo wenig zu den Produktionskoſten 
der männlichen Arbeit, wie umgekehrt die Verſicherung von Penſionen für 
Wittwer zu den Produktionskoſten weiblicher Arbeit. Würden aber, wo die 
Erwerbsarbeit der verheiratheten Frauen noch beſteht, durch die Nothwendig⸗ 
keit einer Verſicherung von Wittwenpenſionen die Produktionskoſten und 
damit der Minimalpreis der männlichen Arbeit geſteigert, ſo würde dies einen 
Antrieb mehr geben, wo nur immer möglich, die theuerere Männer: Arbeit 
durch die relativ dann noch billigere Frauenarbeit zu erſetzen. Die Erwerbs⸗ 
arbeit der verheiratheten Frauen in den Gewerben zu beſchränken gehört aber 
zu den dringendſten ſocialen Aufgaben der Zeit, ohne deren Erfüllung alle 
anderen Beſtrebungen das Familienleben des Arbeiters zu heben vergeb lich 
ſein werden. Will man den Arbeiterverſicherungszwang, ſo iſt es daher ge⸗ 
rechtfertigt mit Miaskowski, Das Kranken⸗ und Begräbnißverſicherungsweſen 
der Stadt Baſel S. 70, den Zwang auch auf die Arbeiterinnen auszudehnen. 
Vgl. über Die Verſicherung der Arbeiterinnen auch Sartorius von Walters⸗ 
hauſen, die Stellung des Staates zu der Alters- und Invalidenverſorgung 
für Lohnarbeiter, Berlin 1880, S. 38. 

10) Conrad in ſeinen Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statiſtik, 
N. F. I., 268. 

11) Adolph Wagner, Allgemeine oder theoretiſche Volkswirthſchaftslehre, 
2. Ausgabe, Leipzig 1879, 1. 353. 

12) Gerkrath, Ueber die Höhe der Beiträge für die Arbeiterverſicherung, 
Berlin 1881. S. 10. 

13) Conrad, a. a. O. 

14) Adickes, a. a. O. S. 611. 

15) Gerkrath, Höhe der Beiträge ꝛc. S 9. 

16) Gerkrath, Zur Frage der Arbeiterverſicherung, Berlin 1880, S. 17, 18. 

17) Treitſchke, Der Socialismus und ſeine Gönner. Berlin 1875. S. 99. 

18) Brentano, Arbeitergilden II., 2 ff; Das Arbeitsverhältniß gemäß dem 
heutigen Recht, Leipzig, 1877, S. 182 ff. 

19) Reichstagsſitzung vom 21. März 1881. Stenographiſcher Bericht. 
S. 445. 

20) Dr. jur. F. Falk in Hamburg, ein Beitrag zur Arbeiter⸗Verſicherungs⸗ 
frage. Hamburg 1880. S. 7 ff. 

21) Ueber Mariana ſiehe „Die Arbeiter⸗Verſicherung gemäß ꝛc. S. 54 
und 255 ff. 
22) Dr. Eduard Popper, Gewerbliche Hilfskaſſen und Arbeiterverſicherung. 


Leipzig 1880. 
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23) Adolph Wagner, Der Staat und das Verſicherungsweſen. Zeitſchrift 
für die geſammte Staatswiſſenſchaft, 37. Band, Tübingen 1881. S. 158. 

24) Dr. Otto Arendt, Allgemeine Staatsverſicherung und Verſicherungs⸗ 
fteuer. Leipzig 1881. 

25) Arendt, a. a. O. S. 88. 

26) Arendt, a. a. O. S. 46. 

27) Siehe Schäffle, Die Grundſätze der Steuerpolitik. Tübingen 1880. 
S. 629, 635. 

28) Treitſchke, Die Geſellſchaftswiſſenſchaft, Leipzig 1859, S. 35. 
| 29) Daru, Histoire de la röpublique de Venise, Paris 1819, tome V, 
| p. 470. 
| 30) Ebendaſelbſt p. 528. 
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Beilagen. 


Die folgenden Tabellen find nach den in der „Zeitſchrift für das Berg⸗, 
Hütten» und Salinenweſen im Preußiſchen Staate“, Band 18—28, Berlin 
1870 1880, enthaltenen Angaben zuſammengeſtellt. 


(Zu Seite 52 und 53). 
Snarbrücker Anappſchaftsuerein. 


Tabelle I. 


Jahreszahl 


(318) 


Zahl der Steinkohlengruben 


EEE rr rr / xxx EEE ET 


S S S O Ö 


Belegſchaft der Gruben im Jahres⸗ 
durchſchnitt 


18527 
16580 
16770 
19557 
2054 
21241 
22059 
22588 
22736 
22105 
21793 


Unftändige Mitglieder 


bis 31. Dezember 


üUsgeſchieden aus anderen Ur⸗ 


Beſtand am 1. Januar jedes 
Jahres 
Neu eingetreten vom 1. Januar 


9942 226 
9038| 309 
7335 3373 
9195 | 2428 
9027 | 1471 
7535 1748 
7389 || 1988 
7042 || 1560 
6407 | 654 
5459 736 

3954| 923 
3490 


Summen: 15416 | 


als Invalidität u Tod vom 
1. Januar bis 31. Dezember 


5 


1056 
1948 
1813 
2526 
2907 
1845 
2271 


21656 


Ständige Mitglieder 


Sugang vom 1. Januar 
is 31. Dezember 
en — 

22 2 2328 
ss 5 5 8 
2: > 2 
32 . 

8 8 8 

8 
S- S nNs E 
S 2 3 53 2 8% 
2 5 8 2 2 
8 58 38823 
2 22 3.5 2 8 
„ „„ 
2 2 = 

33 38 f 
* . 

7. [s. 9. 10 10. FFF 


* ü 21¹ 


Beſtand am 1. Januar jedes 


Jahres 


als Invalidität und Tod vom 
1. Januar bis 31. Dezember 


Ausgeſchieden als Aktive und 


c aus anderen Urſachen 


2427 


Tabelle II. (Zu Seite 54.) 
Oberſchleſiſcher Anappſchaftsverein. 


Minderberechtigte 


n Ur⸗ 


ere 


Jahreszahl 
durchſchnitt 
Beſtand am 1. Januar jedes 
Jahres 
Jahres 


Neu eingetreten vom 1. Janua 
ieden aus ande 


bis 31. Dezember 


Ausge 
o | ſachen als Invalidität und Tod 


Belegſchaft der Werke im Jahres⸗ 
Beſtand am 1. Januar jedes 


| Zahl der Berg⸗ und Hütten⸗Werke. 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 


en 
88 


16875 1656 


Meiſtberechtigte Mitglieder 


Zugang vom 
1. Januar bis 
31 Dezember 


Neu eingetreten 
geſchieden als Aktive und 
Beurlaubte aus anderen Urſachen 
als Invalidität und Tod vom 


angefahrene Invaliden 


Darunter waren wieder⸗ 


4 968 3 
3 619 25 
706 19 
864 10 
2150 20 
| 1673| 9 


12 
16360 | 1587 27 
2 


17560 1488 22 
17423 1598 56 
18046 2264 64 


19261 | 


267 


15513 


8 
1. Januar bis 31. Dezember 


Au 
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Tabelle III. (Zu Seite 57.) 


Neunkirchener Anappſchaftsverein. 
2 3 Unſtändige Mitglieder Ständige Mitglieder 
Zahl der im g d. Knappſchaftsvereinsſ d. Knappſchaftsvereins 
Jahresdurch⸗[2 aa gr i = 
ſchnitt be 223 3 188 2 8 325 
= PR = 2 = 22 2a 2 ETZ 
* ſchäftigten * A 532 — a 22 
E : 2 888 8 3 22 28 [E 12838 
— Arbeiter 82813 — 2 22 8 — 28 2 8 8 
3 3 „ ss E 
2 23 88 88 222 Sals S S2 
— SA 6 3 38s S 
rn 8 882 gr 8 3 8 5 
Ss „Bel en | &e | 5E2l-A8-13818 2% 
7 2 8 33 38035 8 395 888 
23 ] 2 883le 588 |838 
S5 „ 33 
ef | J 3 8 8 je [RE 
2 Is [= Ts Jelr[ejsfelm 
1869 1163 
1870 1314 
1871 1268 
1872 1573 
1873 1674 
1874 1602 
1875 1684 
1876 1680 
1877 1694 
1878 1638 
1879 1836 
Ende 
1879 2001 
Summen: A Pr [| | 127 
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Tabelle IV. (Zu Seite 59 und 60.) 


Die Anappſchaftsuvereine im preußiſchen Staate 
uon 1869 1879. 


— — — — c ů ů ˖—  LLLL—__—_ __—____ ___L_____—_—_____—_____ __ —f 
Meiſtberechtigte Knappſchafts⸗ 
genoſſen 


Jahreszahl 
Zahl der Knappſchaftsvereine 
Zahl der Berg⸗, Hütten⸗ und Salz⸗ 
Werke 
Größe der Belegſchaft im Jahres⸗ 
mittel 


— 
do 

— 
= 
* 


18690 [85 | 2622 gehen 
1870 197066 
1871 208162 
1872 231462 
1873 27 1255408 
1874 2 258830 
1875 

1876 

1877 

1878 2221 

1879 2146 1253276 
Ende 

1879 


Minderberechtigte 


Beſtand am 1. Januar jedes 
Jahres 


9966 
10038 

97891 
11697 
11841 
129895 
12374 
118504 
115285 
10608 
103115 


104457 


Summen: 


Knappſchaftsgenoſſen 


Jahres 


Ausgeſchieden während des 
Jahres aus anderen Urſachen 
als Invalidität und Tod 


Neu eingetreten während des 


24579 
26615 
22458 
29293 
29428 
31480 
23654 
21524 
25182 
20678 
20078 


Su 


Jahres 


Beſtand am 1. Januar jedes 


88589 
102174 

97905 
109690 
123933 
134247 
138792 
140821 
145833) 
14666 
155181 


155161 


Jahres 
Unter den neu Eingetretenen 


Neu eingetreten während des 


14607 
18935 
17805 
23348 
25494 
24509 
17557 
19032 
16975 
17564 
17143 


212969 


„__Imvaliden 
Ausgeſchieden als Aktive oder 


waren wieder angefahrene 
validität und Tod 


Beurlaubte während des Jahres 
aus anderen Urſachen als In⸗ 


— 
S 
— 
— 


5889 
7175 
7894 
6403 
12602 
12267 
11960 
10270 
11598 
8978 
8727 


3256 || 103763 


Die Ziffern in den Columnen 6, 7, 9 und 11 find berechnet unter Be⸗ 
rückſichtigung der in der Tabelle II. der officiellen Knappſchaftsſtatiſtik unter 
der Rubrik „Bemerkungen“ enthaltenen Angaben. 
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Berichtigungen. 


Seite 52 Zeile 17 von unten lies „an“ ſtatt „von“. 
„ 53 „ẽ 4 von oben lies 15 418 ſtatt 15 816. 
58 „ 8 % „ „ 25858 85 758. 
53 9 „ 35 008 „ 35 408. 
53 ” 19 7. ” 7 24,54 ” 24,27. 
57 „ 15 von unten lies 6288 „ 6488 
N e „ 73,38 „ 75,72 (zweimal). 
„ 59 „ 16 vonoben: nach „angehörten“ Komma ſtatt Semikolon. 
60 „ 6 von oben lies 329 008 ſtatt 329 028. 
60 „ „ u DET „ 428 69. 
nnn „ 218 964 „ 218 982. 
60 „ 12 „ „ „ 520 522 „ 520 540. 


teka Glöwna UMK 


u) 


Druck von J. Dräger's Buchdruckerei (G. Beiht) in Berlin 
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